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Prasident Weber eroffnet die Sitzung um 10.00 Uhr.

Prasident Weber: Ich eroffne die 61. Sitzung der
Burgerschaft (Landtag).

Ich begrufie die hier anwesenden Damen und Her-
ren und die Vertreter der Medien.

Zur Abwicklung der Tagesordnung der Burger-
schaft (Landtag) wurde interfraktionell vereinbart, dass
heute nach dem Tagesordnungspunkt 3, Kooperati-
onen der Verwaltung des Landes Bremen mit ande-
ren Bundeslandern, die miteinander verbundenen Ta-
gesordnungspunkte 8 und 9, Modellprojekt , Anony-
misiertes Bewerbungsverfahren” starten, Antrag der
Fraktion der CDU, Drucksache 18/760, und Bericht
und Antrag des staatlichen Haushalts- und Finanz-
ausschusses dazu, Drucksache 18/1339, behandelt
werden.

Die Sitzung morgen Vormittag beginnt mit dem Ta-
gesordnungspunkt 2, Fragestunde, und im Anschluss
daran werden die Tagesordnungspunkte 6, ILO-
Ubereinkommen 169 endlich ratifizieren, Antrag der
Fraktionen der SPD und Biindnis 90/Die Grinen,
Drucksache 18/1309, 31, Entgelte statt Zuwendun-
gen: Mehr Flexibilitat fur Eltern und Trager schaf-
fen!, Antrag der Fraktion der CDU, Drucksache
18/1393, und die miteinander verbundenen Tages-
ordnungspunkte 38 und 39, Einstellung von 120 Po-
lizeikommissaranwartern im Jahr 2014 im Land Bre-
men, Antrag der Fraktion der CDU, Drucksache
18/1226, und Bericht und Antrag des staatlichen
Haushalts- und Finanzausschusses dazu, Drucksache
18/1401, aufgerufen.

Die Sitzung morgen Nachmittag beginnt mit dem
Tagesordnungspunkt 50, Gesetz zur Anderung des
Privatschulgesetzes und anderer Gesetze, Mitteilung
des Senats, Drucksache 18/1414.

Die tubrigen interfraktionellen Absprachen konnen
Sie dem Umdruck der Tagesordnung mit Stand von
heute, 9.00 Uhr, entnehmen.

Diesem Umdruck konnen Sie auch die Eingange
gemal Paragraf 21 der Geschaftsordnung entnehmen,
bei denen interfraktionell vereinbart wurde, diese
nachtraglich auf die Tagesordnung zu setzen. Es
handelt sich insoweit um die Tagesordnungspunkte
56, Neuordnung der Bund-Lander-Finanzbeziehun-
gen inhaltlich mitgestalten, Dringlichkeitsantrag der
Fraktion der CDU, Drucksache 18/1433, 57, Konsens-
liste, Mitteilung des Prasidenten der Bremischen Biir-
gerschaft, 58, Hochste Zeit fir zukunftssichernde
Pflege — Pflegeplan fiir das Land Bremen endlich vor-
legen!, Dringlichkeitsantrag der Fraktion der CDU,
Drucksache 18/1435, 59, Schulen in freier Tragerschaft
starken — Gesetz zur Anderung des ,Privatschulge-
setzes” im Konsens neu vorlegen, Dringlichkeitsan-
trag der Fraktion der CDU, Drucksache 18/1436, 60,
Finanzierung der Kindertagesbetreuung weiterent-
wickeln, Dringlichkeitsantrag der Fraktionen Bund-
nis 90/Die Griinen und der SPD, Drucksache 18/1440,

61, Gesetz zum Staatsvertrag zwischen der Freien
Hansestadt Bremen und dem Land Niedersachsen
uber die landeruibergreifende Zusammenlegung der
Kreissparkasse Wesermunde-Hadeln und der Spar-
kasse Bremerhaven und zur Anderung des Gesetzes
zur Errichtung der Sparkassenstiftung Bremerhaven,
Mitteilung des Senats, Drucksache 18/1441, und 62,
Inhaltliche Schwerpunkte fur eine erfolgreiche Neu-
ordnung der Bund-Léander-Finanzbeziehungen, Dring-
lichkeitsantrag der Fraktion DIE LINKE, Drucksache
18/1449.

Meine Damen und Herren, Sie haben fiir diese Sit-
zung die Konsensliste tibermittelt bekommen. Es han-
delt sich um die Zusammenfassung der Vorlagen, die
ohne Debatte und einstimmig behandelt werden sol-
len. Auf dieser Liste befinden sich die Tagesordnungs-
punkte 45, 46, 47, 51, 52 und 53.

Um diese Punkte im vereinfachten Verfahren zu
behandeln, bedarf es eines einstimmigen Beschlus-
ses der Burgerschaft (Landtag).

Ich lasse jetzt dartiber abstimmen, ob eine Behand-
lung im vereinfachten Verfahren erfolgen soll.

Wer dafir ist, den bitte um das Handzeichen!
Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Biirgerschaft (Landtag) ist mit dem
vereinfachten Verfahren einverstanden.

(Einstimmig)

Die Konsensliste wird dann entsprechend Paragraf
58 a der Geschaftsordnung nach der Aktuellen Stunde
aufgerufen.

Die tibrigen Eingange bitte ich dem heute verteil-
ten weiteren Umdruck zu entnehmen.

I. Eingange gemaB § 21 der Geschaftsordnung

1. Bedarf an padagogischen Fachkraften im Lan-
de Bremen

GroBe Anfrage der Fraktion DIE LINKE
vom 28. Mai 2014
(Drucksache 18/1411)

2. Was wird besser mit dem neuen Beschafti-
gungspolitischen Aktionsprogramm 2014 bis
20207

GroBe Anfrage der Fraktion DIE LINKE
vom 3. Juni 2014
(Drucksache 18/1412)

3. Kindermedizinische Versorgung in Bremer-
haven sicherstellen
Antrag der Fraktion der CDU
vom 11. Juni 2014
(Drucksache 18/1429)

(D)
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4.  Wie setzt Bremen seine Rolle bei der Kran- Antwort des Senats vom 3. Juni 2014
kenhausaufsicht um? (Drucksache 18/1419)
Anf Frakti D
Grobe An rege der Fraktion der CDU 7. Polizeiliche Beweissicherung bei mutmaBli-
vom 11. Juni 2014 hen VerstoB das Betaub ittel
(Drucksache 18/1430) chen VerstoBen gegen das Betdubungsmittel-
gesetz
5.  Situation der Casemanager in den Jugenddam- Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE
tern in Bremen und Bremerhaven vom 30. April 2014
GroBe Anfrage der Fraktion der CDU Dazu
vom 17. Juni 2014
Drucksache 18/1437) Antwort des Senats vom 3. Juni 2014
) i . ) (Drucksache 18/1420)
6. Bremische Entwicklungszusammenarbeit wei-
terentwickeln 8. Die Entwicklung der Spielhallen und Sport-
Antrag der Fraktionen der SPD wettstatten im Land Bremen
und Bindnis 90/Die Grinen Kleine Anfrage der Fraktion der SPD
vom 17. Juni 2014 vom 30. April 2014
(Drucksache 18/1438)
Dazu
7. Ausbildung padagogischer Fachkrafte im Antwort des Senats vom 3. Juni 2014
Land Bremen (Drucksache 18/1421)
GroBe Anfrage der Fraktionen Biindnis 90/ .
Die Griinen und der SPD 9. Uberwachung von Handel und Anwendung
vom 17. Juni 2014 illegaler Pflanzenschutzmittel
(Drucksache 18/1439) Kleine Anfrage der Fraktion der SPD
Diese Angelegenheiten kommen auf die Tagesord- vom 6. Mai 2014
nung der Juli-Sitzung. Dazu
Antwort des Senats vom 3. Juni 2014
II. Kleine Anfragen gemaBs § 29 Abs. 2 der Geschafts- (Drucksache 18/1422)
ordnung
.. L ) . . 10. Konsequenzen der Neuregelung der Umsatz-
1. Uberstunden im 6ffentlichen Dienst in Bremen besteuerung des Kunsthandels
und Bremerhaven . .
) ) Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
Kleine Anfrage der Fraktion der SPD vom 6. Mai 2014
vom 25. Juni 2013
Dazu
2. Materielle Unterstiitzung Bremens fiir die Kir- Antwort des Senats vom 17. Juni 2014
chen (Drucksache 18/1446)
Kleine Anfrage der Fraktion der SPD
vom 29. Oktober 2013 11. Suchtprdavention fiir Menschen mit geistigen
3 Weiterbild bote stirk h Behinderungen
' e1. erbficungsangebo e§ at ?r ver.za et Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
Kleine Anfrage der Fraktion Biindnis 90/ vom 6. Mai 2014
Die Griinen
vom 28. Januar 2014 12. Stellenwert kurzer Berufsausbildungen
4.  Vorkaufsrechte an Vitus-Bestdnden Kleine Anfrage der Fraktion der SPD
Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE vom 8. Mai 2014
vom 23. April 2014 Dazu
Dazu Antwort des Senats vom 10. Juni 2014
Antwort des Senats vom 17. Juni 2014 (Drucksache 18/1427)
(Drucksache 18/1445) o . ) )
13. Antibiotikaresistente Keime im Land Bremen
5. Der Taser im Einsatz bei der Polizei Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
Kleine Anfrage der Fraktion Bilindnis 90/ vom 20. Mai 2014
Die Grilinen
vom 28. April 2014 14. Berufsbildungsexport als Beitrag zur Starkung
Dazu des Wirtschaftsstandorts Bremen
Antwort des Senats vom 3. Juni 2014 Kleine Anfrage der Fraktion der SPD
(Drucksache 18/1418) vom 3. Juni 2014
6. AuBerschulische Lernférderung (Nachhilfe) 15. Umkehr der Steuerschuldnerschaft nach Pa-

im Rahmen des Bildungs- und Teilhabepakets

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD
vom 29. April 2014

Dazu

ragraf 13 b UStG - Umsetzung in die Praxis
im Land Bremen

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD
vom 3. Juni 2014
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16. Qualitatsstandards fir die Verpflegung in Kran-
kenhdusern im Land Bremen — Nachfragen

Kleine Anfrage der Fraktion Biindnis 90/
Die Griinen
vom 4. Juni 2014

17. Optimierung des verkehrlichen Anschlusses
Bremerhavens

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 11. Juni 2014

18. Volkskrankheit Diabetes? Situation von Dia-
betikern im Lande Bremen

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 11. Juni 2014

III. Eingabe gemaB § 70 der Geschaftsordnung

Schreiben des Bremer Frauenausschusses e. V.,
Landesfrauenrat Bremen, tiber einen Antrag der
ordentlichen Delegiertenversammlung des Bremer
Frauenausschusses e. V. vom 26. April 2014 zum
Thema ,Die Arbeitswelt muss flexibler werden,
nicht die Familien!"”

Diese Eingabe kann bei der Verwaltung der Bir-
gerschaftskanzlei eingesehen werden.

Ich mochte Thnen noch mitteilen, dass nachtrag-
lich interfraktionell vereinbart wurde, den Tagesord-
nungspunkt 24, Umsetzung der Mainahmen aus dem
Armuts- und Reichtumsbericht 2009, fir die Juni-Sit-
zungen auszusetzen.

Des Weiteren wurde nachtraglich interfraktionell
vereinbart, bei dem Tagesordnungspunkt 23, Bericht
des Petitionsausschusses Nr. 27 — Petitionen L. 18/239
und L 18/244, auf eine Aussprache zu verzichten.

Weiterhin wurde nachtraglich interfraktionell ver-
einbart, die Reihenfolge der Behandlung der Tages-
ordnungspunkte 15 in Verbindung mit 16, Kampf ge-
gen Ubergewicht und Fettleibigkeit bei Kindern und
Jugendlichen aufnehmen, und 12, Straftaten zum Nach-
teil dlterer Menschen, zu tauschen.

Wird das Wort zu den interfraktionellen Abspra-
chen gewunscht? — Ich sehe, das ist nicht der Fall.

Wer mit den interfraktionellen Absprachen einver-
standen ist, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Buirgerschaft (Landtag) ist mit den
interfraktionellen Absprachen einverstanden.

(Einstimmig)

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, mochte
ich IThnen mitteilen — so wie schon gestern in der Sit-
zung der Stadtburgerschaft —, dass die Fraktion DIE
LINKE die stellvertretenden Fraktionsvorsitzenden
neu gewahlt hat. Seit dem 1. Juni 2014 sind die Ab-
geordneten Frau Bernhard und Herr Erlanson stell-

vertretende Fraktionsvorsitzende. — Herzlichen Gliick-
wunsch!

(Beifall)

Wir treten in die Tagesordnung ein.

Aktuelle Stunde

Fir die Aktuelle Stunde ist von den Fraktionen kein
Thema beantragt worden.

Konsensliste

Mitteilung des Prasidenten der
Bremischen Burgerschaft
vom 13. Juni 2014

Die Beratung ist eroffnet. - Wortmeldungen liegen
nicht vor. — Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer der Konsensliste seine Zustimmung geben
mochte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) stimmt
der Konsensliste zu.

(Einstimmig)

Kooperationen der Verwaltung des Landes
Bremen mit anderen Bundesldandern

GroBe Anfrage der Fraktionen Bulindnis 90/
Die Grunen und der SPD
vom 11. Februar 2014
(Drucksache 18/1251)

Dazu

Mitteilung des Senats vom 25. Marz 2014
(Drucksache 18/1328)

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Birgermeis-
terin Linnert.

Gemal Paragraf 29 unserer Geschaftsordnung hat
der Senat die Moglichkeit, die Antwort auf die Gro-
Be Anfrage in der Buirgerschaft mundlich zu wieder-
holen.

Frau Burgermeisterin, ich gehe davon aus, dass wir
darauf verzichten konnen, sodass wir gleich in die
Aussprache eintreten konnen.

Ich frage, ob in eine Aussprache eingetreten wer-
den soll. — Das ist der Fall.

Die Aussprache ist eroffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Dr. Kuhn, Fraktion Biindnis 90/Die Griinen.
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Abg. Dr. Kuhn (Bundnis 90/Die Grunen): Sehr ge-
ehrter Herr Prasident, meine Damen und Herren!
Ausgangspunkt unserer GroBen Anfrage zu Koope-
rationen Bremens mit anderen Bundeslandern war
die Erfahrung, dass bei allen Debatten der letzten Jah-
re Uiber Verwaltungsmodernisierung Forderungen nach
mehr Kooperationen Bremens mit anderen Bundes-
landern eine prominente Rolle gespielt haben, ich
mochte stellvertretend Prifungen des Rechnungshofs,
Papiere der Handelskammer oder auch regelmaBige
AuBerungen des Bundes der Steuerzahler nennen. Da-
bei geht es ihnen in der Regel vor allem um Einspa-
rungen, aber auch um Verbesserungen durch hohere
Effektivitat und Burgerfreundlichkeit. Wenn der Senat
nun gegenwartig eine weitere Neuordnung der Auf-
gabenwahrnehmung in Angriff nimmt, dann macht
es, glaube ich, Sinn, Bilanz zu ziehen, um dann auf
gesicherter Grundlage uber weitere Schritte nach-
zu-denken.

Eine GroBie Anfrage und eine grof3e, ausfiihrliche
Antwort! Die Liste der Kooperationen Bremens ist
beeindruckend, und ich empfehle allen Fachpoliti-
kern meiner Fraktion die Lektiire auch im Detail. Da-
bei sind die Formen sehr vielfaltig: Da gibt es gemein-
same Institutionen wie das Landessozialgericht Nie-
dersachsen-Bremen, fest vereinbarte Aufgabenerle-
digung durch das jeweils andere Bundesland, da gibt
es gemeinsame Gesellschaften nicht nur mit Nieder-
sachsen, sondern auch mit anderen Landern, zum
Beispiel Dataport, Kooperationen mit vielen Landern
und mit dem Bund, zum Beispiel in sehr vielen For-
men auch im Kleinen bei der Polizei, und da gibt es
feste Konsultationsverfahren zwischen den funf Nord-
landern, etwa bei Anderungen des Beamtenrechts und
darauf fuBend — und das ist auch ein Ergebnis sol-
cher Kooperationen — ein gemeinsames Auftreten der
finf Nordlander im Bund.

Wie gesagt, die Ubersicht ist beeindruckend, aber
falls damit der Eindruck erweckt werden sollte, das
war es jetzt, dann mochte ich dem, meine Damen und
Herren, widersprechen. Ich glaube nicht, dass wirin
dieser Frage schon am Ende angekommen sind.

Ich weil wohl, dass die Forderung nach weiteren
Kooperationen im Spannungsverhaltnis steht zum
Schutz eines Kernbereichs der Staatlichkeit selbst-
standiger Lander. Deswegen muss ein Land natur-
lich einen eigenen Rechnungshof, einen eigenen
Staatsgerichtshof und wegen der engen Anbindung
an das Parlament auch einen Beauftragten fir den
Datenschutz und andere haben wie auch, wenn man
ihn denn tiberhaupt will, einen eigenen Verfassungs-
schutz. In der Regel kommen auch die Verwaltun-
gen nichtinfrage, soweit sie kommunal sind. Hier stellt
sich eher die Frage nach méglichen und notwendi-
gen Kooperationen zwischen den Gemeinden Bre-
merhaven und Bremen und dem Land, aber das ist
eine andere Diskussion. Ich bin allerdings davon
uberzeugt, dass die Zeit reif ist fur diese Diskussion,
auch innerhalb des Landes Bremen. Dass da etwas

geht, obwohl man lange nicht gedacht hat, dass es
so ist, zeigt der Zusammenschluss der beiden Kam-
mern. Vielleicht ist es aber auch so, dass hier die Zeile
aus dem alten Lied gilt ,Die Enkel fechtens besser
aus”, moglicherweise!

Weitere Handlungsmoglichkeiten des Landes im
Sinne unserer Anfrage sehe ich in drei Bereichen. Es
geht immer noch um einzelne Einrichtungen. Ich bin
nicht uberzeugt davon, dass jedes Land eine Landes-
medienanstalt braucht, andere machen es schon an-
ders. Der Landeswahlleiter bleibt Landeswahlleiter,
aber die Statistik muss Bremen vielleicht nicht mehr
allein fiir sich machen.

Zweitens gibt es den weiten Bereich der Koope-
ration im IT-Bereich, in dem wir schon erfolgreich sind
fir Verwaltungen, die zwar in Landerkompetenz sind,
aber sehr weitgehend von bundesweitem Recht ge-
regelt sind. Die Finanzverwaltungen missen natur-
lich vor Ort sein und eigenstandig bleiben, aber ihre
Rechenzentren konnen gemeinsam betrieben wer-
den und werden es auch schon. Die Frage ist: Muss
dann jedes Land die High-Tech-Basis heutiger Geo-
informationen fur sich selbst allein aufbauen und dann
auch pflegen, was sehr aufwendig ist?

Wenn Bremen eine zentrale Beschaffung sparsam
und fair, wie wir das wollen, per E-Katalog fir Be-
stellungen aufbaut, ist das technisch ziemlich aufwen-
dig, aber auch in der Pflege, bei all den Gutesiegeln
und den Diskussionen uiber faire Beschaffung: Kann
man das nicht mit Niedersachsen oder anderen zu-
sammen machen? Die Einkaufsentscheidung selbst
bleibt ohnehin bei jeder Behorde und bei jeder Dienst-
stelle vor Ort, es geht da nur um die technische und
organisatorische Basis.

Drittens — hier geht es allerdings um richtig viel
Geld, das wir dann ausgeben oder nicht - geht es uns
um Kooperation im Sinne von realer Arbeitsteilung.
Man muss und kann heute nicht mehr alles selbst
machen, sondern es ist ja der Sinn moderner Gesell-
schaften, dass einer dies macht und jemand anders
das andere. Ich spreche hier vor allen Dingen tiber
die gemeinsame Krankenhausplanung. Hier ist die
Antwort des Senats sehr knapp und lapidar, in die-
ser Hinsicht muss man jetzt allerdings auch dringend
vorankommen.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen und
bei der CDU)

Ich rede uber die gemeinsame Wissenschaftspla-
nung. Auch dartiber reden wir seit vielen Jahren, aber
ich gestehe, in diesem Punkt enttauscht mich der vor-
gelegte Wissenschaftsplan 2020 wieder ein wenig.

Wir miussten auch tiber Hafenkooperationen spre-
chen. Spatestens nach den Entscheidungen tuber die
Elbe- und Weservertiefung wird das auf der politi-
schen Tagesordnung stehen.
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Ich ahne, dass die Zeit vorbei ist, deswegen wer-
de ich tiber die politischen Schlussfolgerungen, die
ich daraus ziehe, in einem zweiten Beitrag sprechen.
—Ich bedanke mich fiir die Aufmerksamkeit!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Liess, Fraktion der SPD.

Abg. Liess (SPD)*): Herr Prasident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Die Frage ist, wenn man
eine GroBe Anfrage stellt, warum man sie eigentlich
stellt und warum man einen solchen Riickblick auf
25 Jahre vornimmt. Ich meine, es ist vollig ungewohn-
lich, dass wir in einer Gro3en Anfrage auf einen solch
langen Zeitraum zurtickblicken. Der Grund besteht
darin, wenn wir von Kooperationen mit den Landern
reden, sind es meistens lange und schwere Prozes-
se, die manchmal in Staatsvertragen enden und eben
ihre Zeit brauchen. Daher macht es Sinn, auch so weit
zuriickzublicken.

Ich will sagen, dass fiir uns bei der Analyse der Ko-
operationen mit anderen Bundeslandern maf3geblich
ist, wie wir offentliche Leistungen, die wir heute hier
erbringen, kostengunstiger und effizienter gestalten
konnen. Das ist angesichts der Haushaltsnotlage des
Landes notwendig. Es ist notwendig, diesen Prozess
auch standig weiterzufuhren. Dabei geht es nicht da-
rum, dass es im Ergebnis dann dazu fiihren kann, Auf-
gaben insgesamt zu verlagern, sondern es gibt wei-
tere Methoden und Modelle der Zusammenarbeit,
namlich gemeinsame Einrichtungen zu schaffen oder
bei dem, was der Kollege Dr. Kuhn eben Aufgaben-
verteilung nannte, zu einer Vernetzung der jeweili-
gen Wahrnehmung der Aufgaben zu kommen. Das
sind, glaube ich, die Hebel, mit denen man auch ins-
gesamt eine bessere Kostenstruktur und eine hohe-
re Effizienz erreichen kann.

Wenn wir uns die GroBe Anfrage ansehen, dann
hat der Senat, so denke ich, die meisten Bereiche,
in denen eine solche Kooperation moglich ist, iden-
tifiziert. Die Themen sind alle schon einmal angegan-
gen worden, und das hat zu Ergebnissen gefuihrt. Ich
will einfach ein paar nennen, die fir uns heute durch-
aus schon selbstverstandlich, aber eben das Ergeb-
nis von Kooperationen zwischen den Landern sind.

Ich nenne zum Beispiel die Futtermitteliberwa-
chung, die Lebensmitteliberwachung, das ist auch
in der im Augenblick noch unbefriedigenden Situa-
tion aber durchaus schon die Krankenhausplanung
—namlich als Thema identifiziert —, das ist die Tier-
seuchenkasse, die Milchquotenborse, die Marktiiber-
wachung, die gemeinsame Aus- und Fortbildung im
Bereich der 6ffentlichen Sicherheit, und das ist zum
Beispiel auch die gemeinsame Beschaffung von Dienst-
waffen, bei der tatsachlich ein erhebliches Einspa-
rungspotenzial ausgemacht werden konnte. Man
sieht, es ist ein ungeheuer breites Spektrum, in dem

man versuchen kann, weitere Kooperationen herbei-
zufihren.

Die Antwort des Senats macht deutlich, manist an
einigen Stellen zu dem Ergebnis gekommen, dass eine
Kooperation keinen Sinn machen wurde oder das
Kooperationsziel nicht weiter verfolgt werden kann.
Die Griinde dafiir sind sehr unterschiedlich, sie lie-
gen zum einen in der eigenen Einschatzung, aber
durchaus auch im Desinteresse anderer Lander. Ich
glaube, dass man hier neuen Ansatzen folgen muss,
und gerade, wenn man auf 25 Jahre zurtickblickt und
schon die Themenbereiche identifiziert hat, macht es
Sinn, diese Dinge wieder neu anzugehen. Ich gehe
davon aus, dass dies im Rahmen des Senatsauftrags
zur Neuordnung der Aufgabenwahrnehmung Be-
standteil wird, die sich nicht nur auf die Neuordnung
der Aufgabenwahrnehmung im Inneren der Kernver-
waltung bezieht, sondern durchaus auch den Blick
auf eine Kooperation der Stadtgemeinden, aber auch
auf eine Kooperation mit anderen Landern richten
muss.

Dass es dabei im Ubrigen — deshalb ist es auch
lohnenswert, sich die Vorlage einmal anzusehen —
auch um das ganz groBe Geld gehen kann, wird an
einem Punkt deutlich, namlich in der Frage der ge-
meinsamen Kreditaufnahme des Landes zum Beispiel
mit dem Bund. Im Augenblick ist dies dadurch ver-
hindert, dass der Rechnungshof des Bundes dort Be-
denken angemeldet hat, ob das denn wirklich alles
fir den Bund so kostengunstig ist. Sie achten natur-
lich auch auf das Geld, das ist vollig klar. Es geht also
nicht nur darum, dass man es in kleinen einzelnen
Teilbereichen anschaut, sondern es geht tatsachlich
auch um Dinge, bei denen massive Moglichkeiten fur
Haushaltseinsparungen bestehen.

Ich glaube, wir sind insgesamt in einem guten Pro-
zess, aber wir sind nicht am Ende und konnen es auch
nicht sein, sondern wir mussen die Anstrengungen
fortsetzen, um eine Kooperation im Sinne einer Auf-
gabenteilung, gemeinsamer Einrichtungen und viel-
leicht auch in einigen Bereichen der Abgabe von Auf-
gaben an andere vorzunehmen, die wir heute hier
vor Ort leisten. Daher glaube ich, der Senat befindet
sich auf dem richtigen Weg, er sollte aber auf gar kei-
nen Fall nachlassen.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Hinners, Fraktion der CDU.

Abg. Hinners (CDU)*): Herr Prasident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Der vorgelegte Bericht
des Senats — sehr umfangreich, wie schon von mei-
nen beiden Vorrednern angesprochen, riuckblickend
auf 25 Jahre —ist, finde ich, sehr ausfihrlich und bil-
det auch gut ab, was bisher geschehen ist, aber er
bildet auch ab, was in Zukunft noch geschehen muss,
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Herr Liess hat schon darauf hingewiesen. Ich glau-
be, wir werden weitere 25 Jahre daran arbeiten miis-
sen.

Es ist fur uns auch ganz wichtig, darauf hat der
Kollege Dr. Kuhn schon hingewiesen, dass im Rah-
men der Arbeitsteilung unnoétige Doppelarbeit ver-
hindert wird und damit auch Steuergelder, also Kosten,
die Bremen aufwendet, moglichst eingespart werden
konnen. Die erhohte Effektivitat, ohne dabei die Bur-
gernahe zu verlieren, ist aus unserer Sicht dabeina-
turlich eine hohe Anforderung.

Fur die CDU ist es fur ein solch kleines Bundes-
land wie Bremen, das auch noch mitten in Nieder-
sachsen liegt, ein geradezu zwingendes Erfordernis,
insbesondere mit Niedersachsen diese Kooperatio-
nen weiter zu verfolgen. Es gibt viele Beispiele — viele
davon sind hier schon angefiihrt worden, ich will sie
nicht wiederholen —, aus denen sich ergibt, wie sinnvoll
das auch sein kann, ohne dabei die Eigenstandigkeit
Bremens infrage zu stellen oder, was an der Stelle ja
durchaus auch von Bedeutung ist, die Konkurrenz-
lage, die zwischen den Bundeslandern auf vielen
Ebenen durchaus gegeben ist, ad absurdum zu fih-
ren. Das ist schon ein Balanceakt, der dort vollzogen
werden muss, das ist auch fur uns vollig klar.

Diese Kooperationen mit anderen Bundeslandern
diirfen aber nicht dazu fithren, dass die Kooperati-
onsbemuhungen innerhalb unseres Landes zwischen
den Ressorts und nattrlich auch zwischen den bei-
den Stadten deswegen auBler Acht gelassen werden,
Herr Dr. Kuhn hat zart darauf hingewiesen. Ich will
das fir die CDU-Fraktion ruhig ein bisschen verstar-
ken, weil wir glauben, dass an der Stelle noch erheb-
licher Handlungsbedarf besteht, und deswegen for-
dern wir in diesem Zusammenhang den Senat auf,
die Bemuihungen an der Stelle zwischen den Ressorts
einerseits —

(Abg. Dr. Kuh n [Bindnis 90/Die Gru-
nen]|: Meinen Sie die Polizei vielleicht, Herr
Hinners?)

ich wiederhole das noch einmal! —, aber auch zwi-
schen den beiden Stadten deutlich zu verbessern,

(Beifall bei der CDU)

denn diese Konkurrenz zwischen den Bundeslandern,
die ich eben angesprochen habe, darf es innerhalb
unseres Bundeslandes, zwischen den Ressorts und
den beiden Stadten, iberhaupt nicht geben. Dass es
leider so nicht ist, wissen wir eigentlich alle.

Aus der umfangreichen Antwort des Senats geht
hervor, dass Bremen sogar mit fast allen Bundeslan-
dern und dem Bund seit vielen Jahren diverse Koo-
perationen praktiziert, Herr Liess hat schon auf vie-
le hingewiesen, das kann ich mir auch ersparen.

Ich wiirde dennoch gern zwei bis drei Kooperati-
onen herausheben. Das eine ist die Aus- und Fort-
bildung, die in ganz vielen Bereichen des offentlichen
Dienstes zusammen mit anderen Bundeslandern und
dem Bund praktiziert wird. Ich selbst habe meine gu-
ten Erfahrungen beim BKA gemacht, ich kann also
bestatigen, dass das etwas sehr Sinnvolles ist. Wei-
terhin ist darauf hingewiesen worden, dass es eine ge-
meinsame Kreditaufnahme, eine gemeinsame Geo-
datenbasis und ein gemeinsames Vermessungswe-
sen gibt. In der Ausfihrung hat mich tiberrascht, dass
wir gemeinsam mit Hannover ein Landesbergbau-
amt haben und beispielsweise auch Fachklassen mit
geringer Schiilerzahl. Ich glaube, alles das ist auch
in Zukunft von groBler Bedeutung, dass diese Berei-
che weiter in der Kooperation mit Niedersachsen, aber
auch mit anderen Bundeslandern — die Nordlander
sind angesprochen worden - praktiziert werden.

Das Justizressort mochte ich hier noch hervorhe-
ben, weil ich finde, wenn man sich anschaut, was dort
geleistet wird, dann sind das ganz sinnvolle Koope-
rationen - ich glaube, der Staatsrat ist auch anwe-
send, aber das mache ich nicht deswegen, weil Sie
anwesend sind, das hatte ich auch gemacht, wenn
Sie nicht anwesend gewesen waren! —, was dort auf-
gelistet worden ist, ist a la bonne heure.

Herr Kollege Dr. Kuhn hat gesagt, er wolle die po-
litische Bewertung vornehmen, ich versuche es jetzt
schon einmal. Ich will bei den Kooperationsbemiihun-
gen aber trotzdem auf einige Dinge eingehen, die
nicht so gut gelaufen sind. Viele Biirger haben jetzt
hautnah gemerkt, dass die Steuerbescheide tatsach-
lich sehr auf sich warten lassen. Die Behauptung aus
dem Finanzressort ist, dort sei eine bundeseinheitli-
che oder zumindest fir mehrere Lander geltende Soft-
ware eingefiihrt worden, was zu erheblichen Zeitver-
zogerungen bei der Bearbeitung der Steuerklarung
fuhre, so ist es zumindest bei mir angekommen, Frau
Burgermeisterin. Einige Blirger werden sich sicherlich
dartiber freuen, aber viele andere werden sagen, ich
warte auf mein Geld, und das kann eigentlich nicht
sein! Ich glaube, bei den Kooperationen muss in Zu-
kunft auch immer wieder streng darauf geachtet wer-
den, dass diese nicht zum Nachteil der bremischen
Birger erfolgen.

Ich mochte aber auch auf einen weiteren Bereich
hinweisen — unser Biirgermeister ist leider nicht an-
wesend, aber er ist dafur zustandig! —, namlich auf
das Kulturressort. Wenn man sich die umfangreichen
Austfihrungen anschaut, unter anderem auch zum
Kulturressort, dann sind diese sehr enttdauschend, denn
aus den Antworten geht hervor, dass von dort fur
Kooperationsbemuhungen mit anderen Bundeslan-
dern kein Bedarf gesehen wird —

(Glocke)

ich bin sofort fertig, Herr Prasident! —, obwohl, wenn
man sich bundesweit umsieht, dann sind andere Kul-
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turbehorden aufBlerhalb Bremens sehr wohl diverse
Kooperationen mit anderen Bundeslandern eingegan-
gen.

Der Herr Birgermeister ist also nicht da, aber, Frau
Burgermeisterin, Sie konnen ihm das ja vielleicht
ubermitteln: Wir sind der Meinung, dass im Rahmen
der politischen Verantwortung des Burgermeisters fur
dieses Ressort dringend Handlungsbedarf besteht,
denn in anderen Bundeslandern gibt es diese gemein-
same Aufgabenerfiillung im Kulturbereich durchaus.
— Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Rupp, Fraktion DIE LINKE.

Abg. Rupp (DIE LINKE)*): Herr Prasident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen, wir diskutieren heute tber die
GroBe Anfrage vom Biindnis 90/Die Grinen und der
SPD tber die Fragestellung der landertubergreifen-
den Zusammenarbeit der Verwaltung. In der Tat ist
es so, dass es in den letzten 25 Jahren 47 gemeinsa-
me Projekte gegeben hat oder Projekte, bei denen zu-
mindest geprift wurde, ob sie sinnvollerweise durch-
gefuhrt werden konnen. Viele von ihnen sind auch
umgesetzt worden.

Normalerweise wiirde man fragen, ob man eigent-
lich noch einmal das in einem Bericht zusammenfassen
muss, was man als normale Arbeit von Menschen er-
wartet und woflr sie auch bezahlt werden; ich sage
einmal, in diesem Fall schon, weil es oft nicht selbst-
verstandlich ist, dass Dinge, die man sinnvollerwei-
se gemeinsam machen kann, sinnvollerweise auch
gemeinsam gemacht werden. Das hat mit Eitelkei-
ten, mit Besitzstandswahrung und Ahnlichem zu tun,
und es istin der Tat auch nach meiner Wahrnehmung
nicht immer einfach, sinnvolle gemeinsame Projek-
te wirklich auf den Weg zu bringen. Aus diesem Grund
findeich, esistin der Tat eine ganz beeindruckende
Liste von Dingen, die sinnvollerweise gemacht wer-
den und auch gelingen.

Die Liste ist eine Tabelle —ich gebe zu, es ist nicht
immer einfach gewesen, sie auch wirklich zu lesen,
weil man standig zurtickblattern musste, wenn man
an den Anfang wollte —, sie beginnt damit, dass Sie
die einzelnen Ressorts auflisten, und ich mochte dazu
zwei Dinge sagen.

Es beginnt unter anderem mit der Frage, ob nord-
deutsche Hafen eigentlich hinreichend kooperieren.
Dort wird der JadeWeserPort als gemeinsames Pro-
jekt erwahnt. Erstens zeigt es, dass Niedersachsen
und Bremen solch ein Projekt aus dem Nichts hervor-
bringen konnen, aber ob es den gewtinschten kom-
merziellen Erfolg hat, ist noch offen. Klar ist, dass es
geht und solche Projekte durchaus moglich sind.
Zweitens scheint mir die Kooperation ein bisschen
nur auf Werbung und Erfahrungsaustausch zu beru-

hen. Nicht, dass das falsch ist, aber ich sage einmal,
eine gemeinsame Investitionsstrategie aller norddeut-
schen Hafen steht meines Erachtens auch auf der
Tagesordnung. Das ist zwar von anderen Orten schon
gefordert worden, aber ich sage einmal ganz konkret,
da besteht Nachholbedarf, und ich glaube, dort kann
man auch noch mehr tun, weil die Hafen mit 6ffent-
lichem Geld am Leben gehalten werden. Sie verschlin-
gen viel offentliches Geld in dreistelliger Millionen-
hohe, und da ware eine Kooperation insbesondere
deshalb richtig, weil man sich oftmals gegenseitig zu
sehr Konkurrenz macht.

(Beifall bei der LINKEN)

Hochgradig interessant fand ich, dass der Kommu-
nalverbund Niedersachsen Bremen e. V. einmal bei
Einzelhandelsflachen schaut, ob man sich nicht ge-
genseitig irgendwie standig das Wasser abgrabt und
schaut, an welcher Stelle vor allen Dingen noch grof3e
Einzelhandelsflachen sinnvoll sind und wo nicht. Das
ist ein Beispiel dafur, wie man durchaus regelnd in
Investitionen, in Stadtentwicklung und Wirtschafts-
entwicklung eingreifen kann. Meines Erachtens ist
das ein gutes Beispiel dafiir, wie man zumindest zum
Teil fur einen gemeinsamen Nutzen zusammenarbei-
ten kann.

Der Senator fiir Umwelt, Bau und Verkehr hat eine
ganze Reihe sinnvoller Projekte, insbesondere im
Vermessungswesen, das will ich nicht wiederholen.
Es gibt die Metropolregion Bremen/Oldenburg, die
meines Erachtens in bestimmten Fragen auch ver-
nunftig ist. Ich habe ein bisschen etwas tiber die Ent-
wicklung gemeinsamer strategischer Projekte hin-
sichtlich Energieeinsparung und Klimaschutz mit Nie-
dersachsen vermisst. Ich bin mir nicht sicher, ob das
eine ausgesprochene Verwaltungsarbeit ist, aber viel-
leicht kann man das ja anregen, weil das Herausfor-
derungen sind, die einer dringenden Kooperation be-
durfen. Die Frage ist einfach, ob dort bisher nicht zu
wenig getan wurde.

(Beifall bei der LINKEN)

Zum Bereich Bildung und Wissenschaftsplanung
ist schon gesagt worden, dass wir dringend eine ge-
meinsame Wissenschaftsplanung mit Niedersachsen
und vielleicht auch mit anderen Bundeslandern brau-
chen. Ich glaube, wenn man die Zusammenarbeit im
Bildungsbereich auf Fachklassen mit besonderen Be-
darfen reduziert, dann misste es auch noch moglich
sein zu schauen, inwieweit man nicht in mehr Bezug
auf Lerninhalte und gemeinsame Schul- und Wissen-
schaftsinvestitionen machen kann. Ich will aber nicht
naher darauf eingehen.

Richtig gewundert habe ich mich dariber —und da-
bei schliee ich mich meinem Vorredner, Herrn Hin-
ners, an —, dass es im Bereich Kultur keine Koopera-
tionen gibt.



4476

Bremische Biuirgerschaft (Landtag) — 18. Wahlperiode — 61. Sitzung am 18.06.14

(Abg. Hinners [CDU]J: Jal)
Woran liegt das denn?
(Abg. Hinn ers [CDU]: Genausoist es!)

Auch wenn man sagt, Kulturist ja nicht zundchst eine
Frage des Geldes, sondern eher von Kunst und des
Geschmacks, sage ich, dort besteht Nachholbedarf.
Ich glaube, wenn man mit Niedersachsen gemein-
same Projekte entwickelt, dann kann es auch dort
sinnvolle Projekte geben, wie man im Kulturbereich
einerseits Geld einsparen und andererseits vielleicht
auch die Qualitat von Kultur etwas verbessern kann.

Der Bereich Gesundheit hat viele Kooperationen
im Bereich Lebensmittelsicherheit und Lebensmittel-
kontrolle. Dort sind Fachleute am Werk, es sind al-
les sinnvolle Projekte. Fiir den Bereich des Senators
fur Inneres wurden auch schon einige Kooperations-
projekte genannt, zum Beispiel die gemeinsame Be-
schaffung von Dienstwaffen oder gemeinsame Ein-
richtungen. Interessant fand ich, dass die Telekom-
munikationsiiberwachung in Bremen nicht von der
NSA, sondern von NDS gemacht, namlich von Nie-
dersachsen.

Ich komme zum Schluss! Ich melde mich vielleicht
gleich noch einmal, weil es ein paar Dinge gibt, die
ichin diesem Zusammenhang noch bemerken mochte.
— Vielen Dank fiir Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der LINKEN)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Dr. Kuhn, Fraktion Bundnis 90/Die
Griinen.

Abg. Dr. Kuhn (Bindnis 90/Die Griinen): Herr
Prasident, meine Damen und Herren! Ich freue mich
sehr uber die Diskussionsbeitrage, weil sie zeigen,
wenn man die ausfihrliche Antwort tiber dieses grof3e
Themengebiet genau liest, dass jedem auch Dinge
einfallen, die man besser machen kann. Ich hoffe sehr,
dass die Anregungen, die die Kollegen Hinners, Rupp
und Liess gegeben haben, dann auch in parlamen-
tarischen Initiativen miinden. Das ware mein Wunsch,
und da ist es mir vollig egal, von wem sie ausgehen.
Jetzt ist Material da, damit konnen wir weiterarbei-
ten, das ware mein Wunsch.

Ich habe in meinem ersten Beitrag vor allen Din-
gen von Erfolgen und von unserer Uberzeugung ge-
sprochen, dass man diese Erfolge fortsetzen und aus-
bauen muss. Man muss nattrlich fairerweise auch
uber die Schwierigkeiten und die Hindernisse spre-
chen. Hindernisse, die immer wieder bei Gesprachen
uber die Zusammenarbeit oder Zusammenlegung
auftauchen, sind natiirlich Standortinteressen, auch
Konkurrenz, aber auch andere Standortinteressen,
auch vollig legitime Interessen der Beschaftigten, die

jeweils an den verschiedenen Orten tatig sind. Ich
glaube, sie sind bei gutem Willen oft ausgleichbar,
aber oft auch nur im Rahmen eines Interessenaus-
gleichs im groBeren Mafistab. Wenn man jede klei-
ne Einzelheit fur sich nimmt, ist es sehr schwierig,
aber wenn man da Pakete macht, dann ist es vielleicht
schon leichter.

Ein weiteres Hindernis, auch das ist gesagt wor-
den, ist die mangelnde Bereitschaft der anderen Seite,
das horen wir immer wieder. Es ist manchmal die tat-
sachliche mangelnde Bereitschaft, manchmal auch
nur die gefuhlte oder die vermutete oder manchmal
auch die uns mitgeteilte mangelnde Bereitschaft der
anderen Seite — die gibt es naturlich auch —, vor al-
len Dingen bei einzelnen Einrichtungen, denen ihre
eigenen Interessen naturlich immer erst einmal wich-
tiger sind als die von uns angestrebten Kooperatio-
nen. Ich glaube aber nach wie vor, dass es da noch
viel mehr zu tun gibt, auch mehr, als der Senat in seiner
Antwort unter der Rubrik der noch offenen und zu er-
ledigenden Dinge genannt hat. Ich glaube, die Ru-
brik ist nicht so groB}, wie sie sein konnte und musste.

(Beifall beim Btindnis 90/Die Griinen)

Ich empfehle dem Senat zwei Dinge, wie wir wei-
ter vorgehen sollten: Ich glaube, der Senat sollte das
Thema Kooperation mit anderen Landern auf die
Topliste seines Projekts , Neuordnung der Aufgaben-
wahrmehmung” setzen. Wir werden im Juli im Haus-
halts- und Finanzausschuss Gelegenheit haben, uns
das vorstellen zu lassen und dartber zu sprechen. Das
wird auch fir uns eine Gelegenheit sein, um uns an-
zuhoren, was der Senat in dieser Frage noch zu un-
ternehmen gedenkt, welche Projekte er noch aufneh-
men soll. Ich glaube, das ist dringend notwendig.

Wir fordern den Senat heute auf, eine Initiative zu
ergreifen, in der die Kabinette beider Landesregie-
rungen gemeinsam den politischen Willen erkléren,
dass es zu weiteren Kooperationen und Arbeitstei-
lungen zwischen beiden Landern kommt. Fachliche
Gesprache mussen nattrlich in vielfaltiger Weise zwi-
schen den Einrichtungen stattfinden, aber sie brau-
chen einen politischen Rahmen, und sie brauchen vor
allen Dingen eine politische Triebkraft, wenn daraus
etwas werden soll. Nicht umsonst sind die groen
Projekte, die erfolgreich waren, immer durch solche
Kabinettsbeschliisse und Auftrage von ganz oben in
die Wege geleitet worden. Das brauchen wir, und das
konnen nur die Landesregierungen selbst machen.
Ich bin iiberzeugt davon, dass ein solch starker neu-
er Anlauf sinnvoll ist, weil dabei beide Lander viel
zum gemeinsamen Nutzen beitragen kénnen. — Herz-
lichen Dank!

(Beifall beim Btindnis 90/Die Griinen)

Prdasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Rupp, Fraktion DIE LINKE.
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Abg. Rupp (DIE LINKE)*): Herr Prasident, meine
sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Ich will noch einmal die Aufmerk-
samkeit auf die Steuerverwaltung richten. Es sind nach
meinem Daflirhalten und nach meinem Kenntnisstand
deutliche Schritte unternommen worden, auch Rich-
tung Dataport, fir eine einheitliche IT-Basis fur die
Steuerverwaltung, also eine einheitliche Technikbasis,
und es sind auch Schritte gemacht worden, um Ver-
fahren zu verkurzen. Ob das dann immer kostenguns-
tig erreicht werden konnte, wird sich dann noch zei-
gen, weil wir uns in einer Phase der Umstellung be-
finden, insbesondere, weil auch die Einfihrung eines
Standard-PCs in der bremischen Verwaltung damit
verbunden ist, und da sind noch Fragen offen.

Interessant fand ich auch, dass es jetzt einen neu-
en Versuch gibt, eine Software zu entwickeln, die ein
einheitliches Steuerprogramm abbilden soll, mit dem
alle arbeiten, das Programm heiit KONSENS. Nach
dem Bericht wurde das schon einmal versucht, mit
einem Programm namens FISCUS. Dieses wurde drei
Jahre lang entwickelt und dann eingestampft. Dar-
an sieht man, dass man sich da auch in einer Welt
bewegen kann, in der man mit einem solchen Ko-
operationsvorhaben richtig scheitern kann. Mich wtir-
de einmal interessieren, warum man es in 13 Jahren
nicht geschafft hat, eine Steuersoftware zu program-
mieren und wer in diesen 13 Jahren an diesem Pro-
jekt verdient hat, aber egal, das kann man an ande-
rer Stelle diskutieren!

Ich finde es gut, wenn mehr Versuche unternom-
men werden, gemeinsame Kredite mit Bund und Lan-
dern aufzunehmen, das ist in Ordnung, und wir ha-
ben erste Ansatze, die die Steuerverwaltung betref-
fen. Ich bin relativ sicher, dass man noch einmal in-
itiativ werden muss, damit Steuerpriferinnen und
-prifer und Betriebspriiferinnen und -priifer tatsach-
lich vom Bund bezahlt werden, weil der Bund das Geld
bekommt, das sie eintreiben, und das darf meines Er-
achtens nicht auf Kosten der Lander gehen. Da gibt
es, glaube ich, noch Handlungsbedarf.

Unter dem Strich ergibt sich eigentlich schon da-
durch, dass das vergleichsweise kleine Bremen in Nie-
dersachsen eingebettet ist, die Notwendigkeit einer
bestimmten Form von Kooperation. Bremen tiber-
nimmt in der Flache Zentrumsfunktionen/Oberzen-
trumsfunktionen, und daraus ergeben sich viele He-
rausforderungen, die sich bisher in diesem gemein-
samen Vorhaben nicht abbilden.

Wir wissen, dass wir circa 100 000 bis 120 000 Ein-
und Auspendler zwischen Bremen und Niedersach-
sen haben, und das hat bestimmte Konsequenzen
hinsichtlich der Klimapolitik und der Investitionen in
die offentliche Infrastruktur. Wird das eigentlich hin-
reichend abgebildet? Wir wissen, dass Armutsbe-
kampfung eigentlich nicht an den Grenzen Bremens
aufhoren darf, und deswegen, denke ich, muss man
auch noch einmal hinschauen: Sind wir zum Beispiel
bei der Arbeitsmarktpolitik eigentlich schon an ei-

nem Punkt, an dem wir sagen konnen, es gibt eine
vernunftige Zusammenarbeit mit Niedersachsen, und
wenn ja, wo? Wir wissen ja, dass wir Ausbildungs-
platze fir niedersachsische Jugendliche zur Verfu-
gung stellen und es trotzdem insgesamt zu wenige
Ausbildungsplatze gibt. Gibt es eigentlich eine Mog-
lichkeit, diese Frage auch einmal mit Niedersachsen
zu diskutieren?

Wir wissen auch, dass die Windenergie, insbeson-
dere die Offshore-Windenergie in den letzten Mo-
naten schwierige Zeiten durchlebt hat. Da gab es eine
Kooperation der norddeutschen Lander, die sich daftr
ausgesprochen haben, dass es ein vernunftiges Er-
neuerbare-Energien-Gesetz gibt. Aber auch da ist die
Frage: Wenn wir in der Lage sind, einen JadeWeser
Port zu bauen, weil wir finden, dass wir, aus welchen
Grinden auch immer, einen solchen Hafen brauchen
— ob das nun wahr wird oder nicht, ist eine andere
Frage —, wenn die Lander zusammen in der Lage sind,
ein solches investives Vorhaben durchzufiihren, wa-
rum gibt es dann nicht einen gemeinsamen Wind-
park mit Niedersachsen in der Nordsee? Das sind Fra-
gen, die sich stellen.

Ich nehme die Anregung des Kollegen Dr. Kuhn
gern auf. Diese Liste der Kooperationen ist eine Lis-
te von Herausforderungen, auf die wir noch einmal
genau schauen, und ich denke, auch meine Frakti-
on wird sich diese Liste noch einmal anschauen, wir
werden an der einen oder anderen Stelle daraus lernen
und daraus parlamentarische Initiativen entwickeln.
— Vielen Dank fir die Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der LINKEN)

Prdasident Weber: Als Nachster hat das Wort Herr
Staatsrat Dr. Joachim.

Staatsrat Dr. Joachim: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Ich mochte mich zu Beginn ganz
herzlich fir die breite Zustimmung zu dem Bericht
in dieser Debatte bedanken und auch durchaus fur
die Anregungen, die diese Debatte hier gebracht hat.
Dass die Verwaltungskooperation in Bremen allein
wegen unserer Lage und Grofe eine bedeutende Rolle
spielt und kluge Kooperationsbeziehungen von jeher
in Bremen nicht ungewohnlich sind, zeigt der Bericht,
das zeigen aber auch die hier aufgefiihrten Beispie-
le.

Ich mochte in dem Zusammenhang auch unterstrei-
chen, dass auch nach Auffassung des Senats diese
Kooperationsbeziehungen keinen Verlust an Selbst-
standigkeit bedeuten, im Gegenteil, Kooperationen,
die der Verwaltung niitzen und zudem das Leben von
Burgerinnen und Burgern einfacher und das Wirt-
schaften der Unternehmen hier besser machen, leisten
auch einen Beitrag zur Attraktivitat und zur Selbst-
standigkeit des Landes.

Bereits seit mehr als 50 Jahren gibt es die grofirau-
mige Kooperation im Nordwesten — die Metropolre-
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gion, auch darauf wurde eingegangen —, im Rahmen
dieser Kooperation arbeiten Bremen und Bremerha-
ven gemeinsam mit Niedersachsen, den Landkrei-
sen und den kreisfreien Stadten ebenso intensiv zu-
sammen wie mit den Industrie- und Handelskammern
und den Hochschulen der Region. Auch diese Ko-
operation ist, denke ich, bundesweit beispielgebend.
Auch daruber hinaus haben sich die politisch geprag-
ten Kooperationen der norddeutschen Lander in den
letzten Jahren uberaus erfolgreich entwickelt, ich
mochte da nur die Stichworte Kiistenschutz nennen,
die Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur oder auch
die jiingsten Bemuithungen zur Sicherung der guten
Rahmenbedingungen fur die Offshore-Branche bei der
Uberarbeitung des EEG.

Alle diese Beispiele zeigen, dass es fur alle nord-
deutschen Lander besser ist, gemeinsam statt getrennt
aufzutreten, aber nicht alle Themen der unmittelbaren
grenziberschreitenden Zusammenarbeit sind sinn-
vollerweise auf der groBraumigen Ebene zu behan-
deln. Fur die Stadtgemeinde Bremen gibt es seit 20
Jahren den Kommunalverbund, der die Themen Sied-
lungsentwicklung und insbesondere in den letzten
Jahren auch Einzelhandelsentwicklung bearbeitet.
Hier ist es Ende letzten Jahres nach einem duBerst
schwierigen Prozess gleichwohl gelungen, bundes-
weit erstmalig einen verbindlichen raumplanerischen
Vertrag zur Zentrenentwicklung abzuschlieBen. Der
Bericht des Senats zeigt die gesamte Vielfalt auf, und
dabei spielt selbstverstandlich auch die Kooperati-
on auf den unterschiedlichen Ebenen mit Niedersach-
sen eine herausragende Rolle, aber auch dartiber hi-
nausgehend auch hier, das Stichwort Dataport ist si-
cherlich da ein Leuchtturm.

Der Status quo stellt insgesamt betrachtet eine trag-
fahige Basis dar, auf der man sich nicht ausruhen darf,
sondern auf der wir gemeinsam noch besser werden
mussen. Es gibt sicher Bereiche, in denen die Bemiui-
hungen zu Kooperationen noch intensiviert werden
mussen —auch da sind einige genannt worden —, ins-
besondere sollte aber auch bei neuen Aufgaben re-
gelmalig und frihzeitig gepruft werden, ob eine ge-
meinsame Aufgabenerledigung sinnvoll ist, denn das
erzeugt erst gar nicht die Widerstande, die bei der
Zusammenlegung von Einrichtungen natirlicherwei-
se entstehen. Im aktuellen Programm zur Neuordnung
der Aufgabenwahrnehmung kommt daher auch der
grenzuberschreitenden Zusammenarbeit ebenso wie
der interkommunalen Zusammenarbeit zwischen Bre-
men und Bremerhaven auf Augenhohe ein wichtiger
Stellenwert zu.

Realistischerweise mussen wir uns aber auch klar
machen, dass Kooperationen Zeit und Vertrauen brau-
chen und schnelle Erfolge haufig nicht zu erwarten
sind. Dartiber hinaus zeichnen sich viele Kooperati-
onen nicht durch gemeinsame Einrichtungen aus,
wenngleich ich auch da Herrn Dr. Kuhn noch einmal
ansprechen mochte: Bei einer gemeinsamen Medi-
enanstalt der Lander haben Sie uns, glaubeich, sehr

auf Ihrer Seite. Inwieweit dort regionale Einrichtun-
gen, die doch immer mehr international agierenden
Konzernen gegentiberstehen, die richtige Regulie-
rungs- und Handlungsebene sind, steht, glaube ich,
auf der Tagesordnung. Bei der Mehrzahl handelt es
sich vielmehr auch um schlichte Aufgabenerledigun-
gen und Absprachen, die von aullen gar nicht wahr-
genommen werden.

Ich mochte abschlieBend auch noch sagen, dass
Kooperationen zudem kein Selbstzweck und auch
nicht per se wirtschaftlicher sind. Neben den Fragen
des Wettbewerbs, denen wir gleichwohl an vielen
Stellen unterliegen, zeigt beispielsweise die Entwick-
lung der sehr engen Kooperationen im Strafvollzug
von Bremen aus den vergangenen Jahrzehnten, dass
es im Interesse des Landes auch einmal dazu kom-
men kann und muss, diese Kooperationsbeziehungen
neu zu justieren.

All dies sollte uns aber keineswegs davon abhal-
ten, die Miihen der Ebene weiter auf uns zu nehmen.
Es braucht Zeit und Geduld, aber die funktionierenden
Beispiele zeigen, dass ein Zugewinn an Qualitat und
Einspareffekte kein Widerspruch sind. — Herzlichen
Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Grunen)

Prasident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Die Aussprache ist geschlossen.

Die Burgerschaft (Landtag) nimmt von der Antwort
des Senats, Drucksache 18/1328, auf die GroBe An-
frage der Fraktionen Biindnis 90/Die Grunen und der
SPD Kenntnis.

Modellprojekt ,Anonymisiertes Bewerbungs-
verfahren" starten

Antrag der Fraktion der CDU
vom 12. Februar 2013
(Drucksache 18/760)

Wir verbinden hiermit:

Modellprojekt ,Anonymisiertes Bewerbungs-
verfahren” starten

Bericht und Antrag des staatlichen Haushalts-
und Finanzausschusses
vom 27. Marz 2014
(Drucksache 18/1339)

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Burgermeis-
terin Linnert.

Meine Damen und Herren, der Antrag der Frakti-
onder CDU, ,Modellprojekt , Anonymisiertes Bewer-
bungsverfahren' starten”, vom 12. Februar 2013,
Drucksache 18/760, ist von der Burgerschaft (Land-
tag) in ihrer 38. Sitzung am 14. Marz 2013 zur Bera-
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tung und Berichterstattung an den staatlichen Haus-
halts- und Finanzausschuss, federfithrend, an den
Ausschuss fir Integration, Bundes- und Europaan-
gelegenheiten, internationale Kontakte und Entwick-
lungszusammenarbeit, an den Ausschuss fur die
Gleichstellung der Frau, an die staatliche Deputation
fur Soziales, Kinder und Jugend und an den Vorstand
der Bremischen Burgerschaft iberwiesen worden. Der
staatliche Haushalts- und Finanzausschuss legt mit
der Drucksachen-Nummer 18/1339 seinen Bericht und
Antrag dazu vor.

Die gemeinsame Beratung ist eroffnet.

Wie gestern misste ich jetzt eigentlich den Bericht-
erstatter aufrufen, aber Herr Kau ist, glaube ich — -

(Abg. Dr. Kuhn [Bundnis 90/Die Gru-
nen]: Das war auch so verabredet!)

Das war so verabredet, nicht wahr, Herr Dr. Kuhn?
Herr Kau ist jetzt nicht da, dann rufe ich die Redner
nach den Wortmeldungen auf.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Frau Gronert, Fraktion der CDU.

Abg. Frau Gronert (CDU): Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Es war ja auch mein Antrag, ahn-
lich wie beim letzten Mal im Mai! Ganz ehrlich, als
ich vor uber einem Jahr den Antrag eingereicht habe,
habe ich nicht geahnt, welche Diskussionen er hier
nach sich ziehen wurde. Ich gehe aber davon aus und
habe auch den Eindruck, allein diese Diskussion hat
in Bremen erneut fir eine verstarkte und gute Sen-
sibilisierung fiir das Thema Diskriminierung bei Be-
werbungen gesorgt, und es wird nun auch demnachst
in Bremen im 6ffentlichen Dienst ein Modellprojekt
+»Anonymisierte Bewerbungen” geben. Dartuiber freue
ich mich sehr, denn dadurch wird das Anliegen un-
seres Antrags umgesetzt. Das ist auf jeden Fall ein
guter Anfang.

(Beifall bei der CDU)

Eine mehrstindige Anhorung im Haushalts- und
Finanzausschuss beschaftigte sich im Herbst letzten
Jahres mit recht verschiedenen Aspekten der ano-
nymisierten Bewerbung. So begeistert manche davon
auch sind, so wird der Sinn solcher Verfahren doch
auch angezweifelt. Eines wurde dabei schnell deut-
lich, allen Bewerbern die gleichen Chancen zu ge-
wahren, kann nur im Zusammenspiel mit verschie-
denen MafBnahmen und mit einer offenen Haltung
auch der beteiligten Personalverantwortlichen gelin-
gen. Die anonymisierte Bewerbung an sich ist keine
Medizin, kein Antibiotikum gegen Diskriminierung,
ihr Einsatz wird aber ahnlich wie die wohldosierte
Einnahme von Vitaminen und Mineralstoffen eine gu-
te Wirkung entfalten.

Herr Staatsrat Lihr machte dann auch gleich zu
Beginn der Anhorung klar, dass ein Personalverant-

wortlicher, der diskriminieren will, eigentlich auch
immer Moglichkeiten dazu findet, man kénne zum
Beispiel fast jede Stellenausschreibung von vornherein
so gestalten, dass sie am Schluss lediglich fiir den
gewtunschten Bewerber passt. So konnte ein quasi
erzwungenes anonymisiertes Bewerbungsverfahren
gut umgangen werden.

Frau Professor Dr. Eckert von der Fachhochschu-
le fir offentliche Verwaltung Nordrhein-Westfalen
machte dann in ihrem Vortrag auf einen mir sehr wich-
tigen Aspekt aufmerksam, sie sagte, es werde mit der
anonymisierten Bewerbung meistens die Tatsache der
Diskriminierung in den Vordergrund gestellt. Das habe
ich in meiner Rede bisher auch so getan. Da die An-
gesprochenen jedoch fast immer einen an sie gerich-
teten, wenn auch nicht ganz offenen Vorwurf horen,
namlich dass irgendwo durch sie oder in ihrem Be-
trieb absichtlich diskriminiert wird, gehen sie spon-
tan in eine Abwehrhaltung gegen die anonymisier-
te Bewerbung. Ich kann das gut nachvollziehen, denn
oft wird wirklich keine willentliche und bewusste Aus-
grenzung bestimmter Personengruppen vorgenom-
men.

Es ist darum auch sehr spannend zu fragen, wie
es denn mit einer eher unbewussten Bevorzugung
beim Sichten von Bewerbungsunterlagen aussieht.
Man sucht sich aus dem Stapel einfach oft ohne nach-
zudenken bestimmte Bewerbungen heraus, weil man
es nicht fur so riskant halt, gerade diese Menschen
zu beschaftigen, und das macht man dann eigentlich
schon seit Jahren so. Warum sollte man zum Beispiel
ausgerechnet die alleinerziehende Frau einstellen,
das Madchen mit Kopftuch, den Rollstuhlfahrer oder
denjenigen, dessen Namen man nicht einmal lesen,
geschweige denn aussprechen kann? Man bevorzugt
oft unbewusst, obwohl man im Grunde gar nichts ge-
gen die dahinter stehenden Menschen hat.

Aktuell hat es nicht nur in Bremen, sondern auch
bundesweit viele Diskussionen wegen einer Studie
gegeben, mit der festgestellt wurde, dass ein Bewerber
mit einem turkischen Namen mindestens 15 Bewer-
bungen schreiben muss, bis er zu einem Gesprach
eingeladen wird, wahrend die gleiche Bewerbung mit
einem deutschen Namen regelmafBig zu einer Ein-
ladung auf 10 Bewerbungen fuhrt. Gut 1 800 Unter-
nehmen wurden dafur mit den stets gleichen Bewer-
bungen, aber unterschiedlichen Bewerbern ange-
schrieben.

Die Folge der enttauschenden Ergebnisse dieser
Studie war und ist eine breite Diskussion, bei der im-
mer wieder auch die anonymisierte Bewerbung ins
Spiel kommt.

Sehr gefreut hat mich, dass wir wahrend unserer
Anhorung von einem ehemaligen Skeptiker, der auch
mehr oder weniger genétigt wurde, das anonymisierte
Verfahren umzusetzen, horen konnten, wie begeis-
tert er und seine Kollegen noch heute vom Ergebnis
sind. Durch das Fehlen von Bewerbungsfotos und An-
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gaben zur Herkunft, zum Geschlecht oder Alter bei-
spielsweise hatten sie plotzlich ganz andere Menschen
in den Bewerbungsgesprachen als friher, und sie
wurden nicht enttauscht, jedenfalls nicht mehr oder
weniger als sonst, im Gegenteil, so mancher neuer
Mitarbeiter und so manche neue Mitarbeiterin hat
sich mit der Zeit als ein Sechser im Lotto erwiesen.

Zum Schluss mochte ich noch sagen: Ganz grof3-
artig ware es nattirlich, wenn das gleich fiir Bremen
zu beschlieBende Modellprojekt , Anonymisierte Be-
werbungen” Vorbildcharakter entwickeln wirde,
groBe und kleine Firmen sich anstecken lieBen und,
sollte das bei ihnen denn ein Thema sein, Diskrimi-
nierungen oder vielleicht besser unbewusste Bevor-
zugungen dadurch verhindert werden konnten.

(Beifall bei der CDU)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Dr. Kuhn, Fraktion Bundnis 90/Die
Griinen.

Abg. Dr. Kuhn (Bundnis 90/Die Grunen): Herr
Prasident, meine Damen und Herren! Der Antrag des
Haushalts- und Finanzausschusses, der auf den Be-
ratungen verschiedener Gremien beruht, nimmt das
Anliegen der CDU auf, anonymisierte Bewerbungs-
verfahren einzufiihren, er ordnet ihn gleichzeitig in
die Personalgewinnungspolitik des Senats insgesamt
ein, und er nennt auch Bedingungen, unter denen
der Senat Modellversuche fiir das Verfahren der ano-
nymisierten Bewerbung starten soll. Uber das Mo-
tiv, uber solche Bewerbungsverfahren zu sprechen,
waren sich in den Beratungen in allen Gremien, glau-
be ich, auch alle einig. Es geht darum, jegliche Dis-
kriminierung — ob nun durch Hintanstellen oder Vor-
ziehen, dasist ja im Ergebnis das Gleiche, auch wenn
vielleicht der Mechanismus im Kopf unterschiedlich
ist — von Bewerberinnen und Bewerbern aufgrund
ihrer irgendwie erkennbaren Zugehorigkeit zu einer
sozialen, ethnischen, religiosen oder anderen Gruppe
soweit wie moglich auszuschlieBen oder jedenfalls
so unwahrscheinlich wie méglich zu machen.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Jedenfalls ist das Ziel klar, und wir nahern uns dem
an.

Solche Diskriminierungen konnen sehr vielfaltige
Ursachen und Formen haben, und das war auch der
Grund, warum sich verschiedene Ausschiisse und
Deputationen aus ihrem Blickwinkel damit befasst
haben. Dazu haben wir gemeinsam, Frau Gronert hat
dartiber gesprochen, eine grofe Anhorung gemacht,
in der wir Berichte bekommen haben, aber auch ei-
nen Uberblick iiber die Politik des Senats zur Akti-
vierung und zur positiven Diskriminierung, also zur
Forderung von Gruppen, die bisher eher unterrepra-
sentiert waren und sind, denn beides gehort zusam-

men, das muss man auch zusammenbringen, und das
darf man nicht in einen Gegensatz bringen.

Im Ausschuss fur Integration haben wir aus die-
sen Erorterungen folgende Schlussfolgerungen ge-
zogen: Erstens, wir wiirdigen die Ziele, die Anstren-
gungen und die Ergebnisse der Senatsressorts in der
Einstellungspolitik, die sich unter anderem, das war
jetzt fir unseren Ausschuss besonders wichtig, im
steigenden Anteil der Beschaftigen mit Migrations-
hintergrund niederschlagt. Zweitens, und das ist das
Aber, auch bei klarer politischer Vorgabe und bei allem
guten Willen der verantwortlich Handelnden konnen
im Einzelnen Diskriminierungen aufgrund von tief
verankerten Einstellungen und Wahrnehmungsmus-
tern nicht ausgeschlossen werden. Drittens macht es
deshalb Sinn, dass mit dem anonymisierten Bewer-
bungsverfahren ein zusatzliches Instrument einge-
setzt wird, dieses Verfahren muss und darf dann aber
nichtim Gegensatz zu MaBnahmen positiver Diskri-
minierung stehen.

Deutlich ist in der Anhorung allerdings auch ge-
worden, dass der Einsatz solcher Verfahren erstens
Grenzen der Anonymitat hat, das ist klar, am Ende
stellt man Menschen ein und keine Raster oder aus-
gefillte Fragebogen, und dass der Einsatz vor allen
Dingen fast nur dort sinnvoll ist, wo bestimmte Be-
dingungen gegeben sind. Die Zahl der zu besetzen-
den Arbeits- und Ausbildungsplatze muss hinreichend
grofB sein, damit die Bewerbungen in der Folge in ihren
Anforderungsprofilen und den darauf zu gebenden
Antworten ausreichend standardisierbar und, auch
das ist eine Bedingung, dadurch auch einer vollen
IT-Unterstiitzung zuganglich sind. Der Kreis ist also
eingegrenzt. Dies gilt sicherlich nicht fur die Beset-
zung von Spitzenpositionen. Das ist, glaube ich, auch
nicht der Sinn, sondern es geht darum, dass wir da,
wo wir eine Vielzahl von Platzen anbieten, aus einer
Vielzahl von Bewerbern mit klaren standardisierten
Verfahren diejenigen aussuchen, die wir fiir am besten
geeignet halten, und das zunachst einmal anonym.

(Beifall beim Btindnis 90/Die Griinen)

Unter diesen Umstanden — so fordern wir in dem
Antrag den Senat auf — soll der Senat Modellversu-
che in geeigneten Bereichen befristet und mit anschlie-
Bender Bewertung durchfiithren. Vielleicht héren wir
vom Senat heute auch schon, wann und wo er diese
Bedingungen fur gegeben halt und wann wir mit dem
Beginn rechnen konnen. Wir jedenfalls, und das hat
auch die gesamte Diskussion in allen Gremien ge-
zeigt, nehmen das Diskriminierungsverbot unserer
Verfassung sehr ernst.

(Beifall beim Btindnis 90/Die Griinen)

Prdasident Weber: Als nachste Rednerin hat das
Wort die Abgeordnete Frau Bernhard, Fraktion DIE
LINKE.
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Abg. Frau Bernhard (DIE LINKE)*): Sehr geehr-
ter Herr Prasident, sehr geehrte Damen und Herren!
Einigkeit besteht darin, und dasist ja hier zusammen-
fassend auch schon gesagt worden, dass man es ein-
mal ausprobieren muss. Ich halte die Empfehlungen
des Haushalts- und Finanzausschusses nach diesen
langen Beratungen in den einzelnen Gremien letzt-
endlich auch fir durchaus nachvollziehbar und richtig,
das heilit namlich im begrenzten Rahmen und auch
unter bestimmten Bedingungen.

Das Pro ist ja schon ausfuhrlicher dargestellt wor-
den. Es gibt bestimmte Dinge, die man in der ersten
Runde auch filtern kann und sollte, insofern ist es rich-
tig, dass die Chancen fur bestimmte Bewerberinnen
und Bewerber selbstverstandlich verbessert werden
konnen. Das Kontra — und das mochte ich hier auch
nicht verhehlen - gibt es auch. Es gibt natiirlich Be-
dingungen beziehungsweise Indikatoren, die man nicht
filtern kann, und das sind unterbrochene Erwerbs-
biografien, die es geben kann, insbesondere bei Frau-
en, aber auch bei Migrantinnen und Migranten.

Ich mochte darauf noch einmal ganz kurz einge-
hen, weil gerade das nattrlich auch Diskussionsge-
genstand im Gleichstellungsausschuss war. Wir moch-
ten darauf hinweisen, dass es in dieser Anhorung —
ich habe daran auch teilgenommen - durchaus Er-
gebnisse gegeben hat, die aufzeigten, dass letztendlich
Frauen weniger zum Zuge gekommen sind als mit
diesem anonymisierten Bewerbungsverfahren. Des-
wegen haben wir es fur richtig gehalten, dass es grund-
satzlich selbstverstandlich ist, so ein Projekt durch-
zufiihren, aber auch hinsichtlich dieser Aspekte ent-
sprechend auszuwerten und zu evaluieren. Wir wollen
uns auf keinen Fall sagen lassen, dass wir uns dage-
genstellen, das ist uberhaupt nicht der Fall. Ich fin-
de es jedoch begrufienswert, dass das Projekt in ei-
nen Kontext gestellt wird, denn es ist richtig, und das
wurde in dieser Anhorung sehr deutlich, dass die bre-
mische Verwaltung MaBBnahmen zur Antidiskriminie-
rung auch jetzt schon sehr erfolgreich getroffen ha-
ben. Das mochten wir nicht in Konkurrenz zu dieser
Projektart konterkariert wissen, sondern das muss
selbstverstandlich in diesen Kontext gestellt werden.

In dem Zusammenhang werden wir auch dem An-
trag der CDU nicht in Ganze zustimmen, sondern
selbstverstandlich das unterstitzen, was jetzt als
Vorschlag vorliegt. Ich hoffe, da kommen wir auch
ein wesentliches Stiick weiter. Die Diskussion hat ja
gezeigt, wie interessant das ist. Ich warne davor, die
Einfiihrung des anonymisierten Bewerbungsverfah-
rens als Allheilmittel zu sehen, durch das dann die
Diskriminierung beseitigt wird. Das ist naturlich nicht
der Fall. Man sieht daran sehr deutlich, wie sehr es
eigentlich darauf ankommt, die Ausschreibungsprofile
zu definieren und andere Wertigkeiten, eben nicht
nur die klassischen, traditionellen, patriarchalischen,
diejenigen mit der durchgehenden Erwerbsbiogra-
fie, tatsachlich mit aufzunehmen. Das stellt eigent-
lich an dieses Verfahren eine hohe Anforderung, und

das ist in diesen Anhoérungen auch deutlich gewor-
den. Ich finde das ganz spannend und interessant.

Ich mochte noch einmal auf einen Aspekt hinwei-
sen, und das ist der, den auch die Kollegin Frau Gro-
nert hier genannt hat. Wir brauchten das eigentlich
fur die private Wirtschaft, weil die 6ffentlichen Ver-
waltungen da eigentlich schon sehr vorbildlich sind.
Es wdare schon, wenn wir ein Modell entwickeln konn-
ten, das relativ gut zu handhaben und insofern auch
gut zu exportieren ware, sodass wir sagen konnen,
wir haben das in einem tiberschaubaren Rahmen er-
folgreich durchgefiihrt, und so sollten Sie das auch
einmal machen! Das wird der eigentlich interessan-
te Punkt werden. Insofern hoffe ich, dass das erfolg-
reich in Angriff genommen wird, und ich glaube, es
besteht insofern eine grof3e Einigkeit in diesem Punkt.
— Vielen Dank!

(Beifall bei der LINKEN)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Liess, Fraktion der SPD.

Abg. Liess (SPD)*): Herr Prasident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Das Ziel des anony-
misierten Bewerbungsverfahrens ist, Diskriminierung
aufgrund von Herkunft, Geschlecht oder Glaube
auszuschlieBen. Das ist mit Sicherheit kein Allheil-
mittel, denn wenn wir uns zum Beispiel anschauen,
dass es gelungen ist, ohne anonymisiertes Bewer-
bungsverfahren die Beschaftigungsquote von Mi-
granten im offentlichen Dienst in Bremen von 17,2
Prozentim Jahr 2010 auf 24 Prozent im Jahr 2013 zu
steigern, so zeigt dies, dass andere Verfahren durchaus
geeignet sind, notwendig und erfolgreich waren, die
Ziele zu erreichen, die wir fir die Entwicklung des
offentlichen Dienstes haben, namlich den Querschnitt
der Gesellschaft auch im 6ffentlichen Dienst abzu-
bilden.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Insofern ist es richtig, dass wir dieses anonymisierte
Bewerbungsverfahren zunachst einmal befristen und
dann analysieren, ob es mit den Gesamtzielen der
Entwicklung des offentlichen Dienstes in Bremen
tatsachlich tibereinstimmt. In der Sache, glaube ich,
ist es so, dass es viele Chancen gibt, aber wir mus-
sen prufen, ob wir uns damit nicht andere Moglich-
keiten verstellen.

Der Haushalts- und Finanzausschuss hat ja mit den
anderen Gremien sehr ausfuhrlich beraten. Es war
eine Beratungskaskade —ich sage das jetzt nicht ne-
gativ —, wie ich sie selten erlebt habe, viele waren
beteiligt, viele haben sich dazu gedufBert, und viele
der Kolleginnen und Kollegen haben hoch interes-
siert an den Veranstaltungen teilgenommen, auch das
mochte ich einmal deutlich sagen.
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Ich glaube, dass wir im Endergebnis, indem der
Haushalts- und Finanzausschuss den Beschluss des
Ausschusses fur Integration ibernommen hat, den
richtigen Weg gehen, namlich den Probelauf durch-
zufiihren, aber auch nur in den Bereichen, in denen
tatsachlich eine volle Technikunterstitzung moglich
ist und auch quantitativ gentigend Einstellungsver-
fahren anstehen, sodass man tatsachlich zu einer Be-
wertung kommen kann.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, wir als Sozialdemokra-
ten werden dem Antrag des Haushalts- und Finanz-
ausschusses zustimmen. Den Antrag der CDU leh-
nen wir ab, denn er hat sich jetzt, glaube ich, auch
erledigt. In den Diskussionen ist auch klar geworden,
dass es in der Form, wie es von der CDU angestrebt
wird, zunachst nicht geht. Daher versprechen wir uns
einen Impuls zum Abbau der Diskriminierung, ich sa-
ge aber auch deutlich, dass ich mich frage, ob das
auf Dauer und alleinig der richtige Weg sein kann.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Prasident Weber: Als ndchste Rednerin hat das Wort
Frau Burgermeisterin Linnert.

Biirgermeisterin Linnert: Herr Prasident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Ich bedanke mich
ganz herzlich fur die Anregungen, die hier gegeben
worden sind, und auch fir die interessante Debatte.
Bremen wird es jetzt schaffen, nachdem wir ein Jahr
lang daran gearbeitet haben — das stimmt auch —, dass
wir einen Modellversuch starten konnen, um das
anonymisierte Bewerbungsverfahren auszuprobieren
und dann gemeinsam mit [hnen auszuwerten, was
wir daraus zusammen lernen konnen und ob es ein
weiterer Baustein unserer Personalgewinnung und
Personaleinstellungspraxis werden kann.

Ich méchte mich erst einmal ganz ausdriicklich bei
der Bildungssenatorin bedanken, die sich bereit er-
klart hat, in ihrem Bereich das anonymisierte Bewer-
bungsverfahren auszuprobieren.

(Beifall bei der SPD, beim Biindnis 90/Die
Grinen und bei der LINKEN)

Das ist auch nicht trivial, weil es von aulBen vielleicht
immer ein bisschen anders aussieht, aber wenn man
in einem so groBen Tanker, den solche Ressorts und
der Staat insgesamt darstellen, jetzt sagt, ich will das
dndern, dann hat das ganz viele Anderungen zur
Folge, unter anderem missen die Richtlinien veran-
dert werden. Wir hatten vor allem ganz viele Schwie-
rigkeiten damit, weil wir ja im KoPers-Verbund sind,
dass die KoPers-Software verandert werden musste,
und das konnten wir auch nicht so einfach machen,

sondern wir mussten mit den anderen Landern spre-
chen.

Ich will Sie nicht mit Schwierigkeiten behelligen,
aber wenn man fragt, warum solch ein Verfahren ei-
gentlich so lange dauert, dann muss einem schon klar
sein, das sind keine Petitessen, und man kann nicht
einfach einmal sagen, wir wollen jetzt nicht mehr wis-
sen, was auf den Briefumschlagen steht, sondern ein
ganzes Verwaltungsverfahren muss dementsprechend
umgestellt werden.

Auch bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
bedanke ich mich, die alle nattirlich bis zur Belastungs-
grenze arbeiten, und wenn man jetzt sagt, ich bewege
mich, ich probiere etwas Neues aus, dann ist das auch
immer ein Schritt zu zeigen, wir sind offen fur alle An-
regungen. Dafiir noch einmal ganz herzlichen Dank!

Wir haben jetzt die technischen Voraussetzungen
geschaffen. Im Herbst kann das Pilotprojekt begin-
nen, dann ist die Software so programmiert, dass das
Pilotprojekt bei der Senatorin fiir Bildung und Wis-
senschaft starten kann. Wir haben uns schon ange-
strengt, das jetzt auch zeitlich zu schaffen und dem
Prioritat zu verleihen. Es wird uns dann gelingen,
Thnen im ersten Quartal des Jahres 2015 eine Aus-
wertung vorzulegen, und dann koénnen wir einmal
schauen, was wir zusammen daraus lernen konnen.
Wenn man die Software einmal programmiert hat,
dann ist es danach nicht mehr so schwierig.

Ich bin auch sehr froh dartber, dass die Debatte
jetzt doch sehr differenziert geftihrt worden ist. Es gibt
Bereiche, fur die das Verfahren geeignet ist, und es
gibt Bereiche, in denen man mit dem Verfahren nichts
bestellen kann. Wir werden auch etwas dazulernen,
und wir werden jetzt die Voraussetzungen schaffen,
dass weitere Bewerbungsverfahren auch in anderen
Ressorts ohne weiteren groen Aufwand mit diesem
anonymisierten Verfahren durchgefiihrt werden kon-
nen. Wir sind dann wenigstens so weit, dass wir nicht
wieder riesige Anstrengungen unternehmen miussen,
um das zu veranlassen, das haben wir dann wenigs-
tens zusammen geschafft.

Ich wiirde in diesem Zusammenhang trotzdem gern
auf Folgendes hinweisen: Nattirlich weiB ich auch,
dass das Bessere der Feind des Guten ist. Wir sind
offen fur alles, was uns hilft, den Staat in eine Rich-
tung zu lenken, nicht nur gut, sondern auch vorbildlich
zu sein. Wir missen uns aber auch nicht verstecken.

Wir haben durch die Umfrage erfahren, dass
13 Prozent unserer Beschaftigten einen Migrations-
hintergrund haben, damit sind wir wahrscheinlich,
gefuhlt hinter Berlin, doch auf einem sehr ordentli-
chen Platz. Unsere Ausbildungskampagne ,Du bist
der Schlussel!”, bei der wir ganz viel Anstrengungen
unternommen haben, um Jugendliche mit Migrati-
onshintergrund daftir zu interessieren, im 6ffentlichen
Dienst eine Anstellung zu bekommen, hat mittlerweile
den Erfolg, dass bei den neuen Ausbildungsjahrgan-
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gen 24 Prozent der Jugendlichen einen Migrations-
hintergrund haben. Daran wollen wir uns weiter mes-
sen lassen.

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Wir haben es geschalfft, die Schwerbehinderten-
quote — dartiber haben wir ja auch schon haufiger hier
gesprochen - von 6,03 Prozent auf 6,96 Prozent zu
steigern, auch in dem Bereich haben wir einen sehr
ordentlichen Platz erzielt, den wir verteidigen wol-
len. Wenn wir Verfahren finden, mit denen wir noch
besser werden konnen, dann immer gern!

Am Ende —und ich fand auch sehr gut, dass das in
Debattenbeitragen genannt wurde —, mit welchem
Verfahren auch immer, wird es immer entscheidend
sein, ob sich diejenigen, die die Personalauswahl tref-
fen, die Mihe geben und in der Lage sind, sich ein-
zufuhlen, ob sie mit dem positiven Willen ausgestattet
sind, ihren Blick zu erweitern, sich anzustrengen,
sodass der Staat moglichst viele geeignete Bewerbe-
rinnen und Bewerber aus allen Teilen der Gesellschaft,
aus allen Stadtteilen, mit allem sozialen und ethni-
schen Hintergriinden gewinnt. Da sind wir auf einem
wirklich guten Weg.

Wir haben uns noch einmal ziemlich genau ange-
schaut —das ist vielleicht einer der ganz entscheiden-
den Punkte —, welche Wirkung die Qualifikationsan-
forderungen, die wir an jugendliche Bewerber oder
an junge Erwachsene und die Bewerbungen stellen,
am Ende hat, ob man Menschen mit Migrationshin-
tergrund diskriminiert. Wenn man namlich dem Deutsch-
aufsatz eine sehr hohe Wertigkeit zuweist, dann hat
man ein Verfahren, wenn man es so machen witirde
—friher war das auch so —, bei dem Menschen mit Mi-
grationshintergrund oft ganz schlechte Karten haben.
Wenn man aber schaut, wie man anderen Fahigkei-
ten — ich nenne das Beispiel Sprachvielfalt, die wir
auch im Stadtamt, bei der Polizei, bei der Feuerwehr
brauchen —in den Bewertungen, die ja am Ende auch
in einem rechtsstaatlichen Verfahren erfolgen mus-
sen, eine hohere Wertigkeit verleiht, dann sieht die
Welt auf einmal ganz anders aus.

Ich bleibe dabei, die Verfahren sind wichtig. Wir
werden uns hier gemeinsam mit [hnen auf den Weg
machen und neue Erfahrungen sammeln. Diejenigen,
die die Auswahl treffen, muissen mit einem politisch
gewollten Bewusstsein des Forderns der Vielfalt he-
rangehen, und wir benétigen faire Qualifikationsan-
forderungen, die schwerbehinderten Menschen, Men-
schen mit Migrationshintergrund eine gute Chance
geben.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Prasident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung.

Als Erstes lasse ich tiiber den Antrag der Fraktion
der CDU abstimmen.

Wer dem Antrag der Fraktion der CDU mit der
Drucksachen-Nummer 18/760 seine Zustimmung ge-
ben mochte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafiir CDU und BIW)
Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, Biindnis 90/Die Griinen
und DIE LINKE)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.

Nun lasse ich uber den Antrag des staatlichen
Haushalts- und Finanzausschusses abstimmen.

Wer dem Antrag des staatlichen Haushalts- und
Finanzausschusses mit der Drucksachen-Nummer
18/1339 seine Zustimmung geben mochte, den bit-
te ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) stimmt
dem Antrag zu.

(Einstimmig)

Im Ubrigen nimmt die Biirgerschaft (Landtag) von
dem Bericht des staatlichen Haushalts- und Finanz-
ausschusses Kenntnis.

Gesetz zur Anderung des Bremischen Schulgeset-
zes — Sexuelle Selbstbestimmung und gesellschait-
liche Vielfalt im Sexualkundeunterricht

Antrag der Fraktionen der SPD und Bundnis 90/
Die Grinen
vom 28. November 2013
(Drucksache 18/1178)
2. Lesung

Wir verbinden hiermit:

Gesetz zur Anderung des Bremischen Schulgeset-
zes — Sexuelle Selbstbestimmung und gesellschait-
liche Vielfalt im Sexualkundeunterricht

Bericht und Antrag der staatlichen Deputation
fur Bildung
vom 12. Marz 2014
(Drucksache 18/130%)
2. Lesung

Dazu
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Anderungsantrag der Fraktion der CDU
vom 25. Marz 2014

(Drucksache 18/1323)
und

Anderungsantrag der Fraktionen der SPD, Biind-
nis 90/Die Griinen, der CDU und DIE LINKE
vom 17. Juni 2014

(Neufassung der Drucksache 18/1434
vom 17. Juni 2014)
(Drucksache 18/1447%)

Die Biirgerschaft (Landtag) hat den Gesetzentwurf
der Fraktionen der SPD und Biindnis 90/Die Griinen
in ihrer 52. Sitzung am 12. Dezember 2013 in erster
Lesung beschlossen und zur Beratung und Bericht-
erstattung an die staatliche Deputation fur Bildung
uberwiesen. Diese Deputation legt mit der Drucksa-
chen-Nummer 18/1307 ihren Bericht und Gesetzes-
antrag dazu vor.

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin
Professor Dr. Quante-Brandt.

Bevor wir zur zweiten Lesung der Gesetzesantra-
ge kommen, mochte ich IThnen mitteilen, dass bei der
Drucksache 18/1307 folgende redaktionelle Ande-
rung vorgenommen wurde:

Es mussrichtig heilen, ,das zuletzt durch Artikel 1
des Gesetzes vom 28. Januar 2014 (Brem.GBI. Seite
72) geandert worden ist”.

Wir kommen zur zweiten Lesung.
Die gemeinsame Beratung ist eréffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Fecker, Fraktion Biindnis 90/Die Grinen.

Abg. Fecker (Biindnis 90/Die Griinen)*): Sehr ge-
ehrter Herr Prasident, meine sehr geehrten Damen
und Herren! Die rot-grune Regierungskoalition legt
Thnen heute einen Gesetzentwurf in zweiter Lesung
vor, der —so sieht es aus! — auf breite Zustimmung in
diesem Hause stoBen wird.

Die Sexualkunde ist auf der einen Seite ein ganz
normaler Unterrichtsinhalt, auf der anderen Seite
scheiden sich an kaum einem anderen Inhalt der
schulischen Erziehung dermaflen die Geister. Aus
gruner Sicht muss im Unterricht vorbehaltlos und ohne
ideologische oder religiose Scheuklappen tber die
verschiedenen Formen des sexuellen Lebens infor-
miert werden.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Grinen)

Es geht uns dabei nicht darum, eine bestimmte Form
des Lebens miteinander zu forcieren oder zu negie-
ren. Wir wollen, dass der Sexualkundeunterricht die
Schiulerinnen und Schiiler zu einem eigenstandigen
und verantwortungsvollen Umgang mit Sexualitat

erzieht. Wir wollen, dass Schiilerinnen und Schiiler
wissen, Homosexualitat ist eben keine heilbare Krank-
heit, und der Unterricht soll dazu befahigen, mit diesen
unterschiedlichen Formen des Miteinanders umzu-
gehen und diese zu respektieren.

Wir haben mit der vorgeschlagenen Anderung
unseres Gesetzentwurfs aber auch die kritischen
Stimmungen aufgenommen, die in Teilen aus dem
Bereich der Eltern entgegengekommen sind. Deswe-
gen stellen wir heute noch einmal klar und machen
deutlich, dass eine rechtzeitige und umfassende In-
formation der Erziehungsberechtigten bei diesen Lehr-
inhalten notwendig ist. Die Senatorin fiir Bildung bit-
ten wir auBBerdem, die naheren Grundlagen des In-
formationsanspruchs im Rahmen des Sexualleitfadens
zu regeln.

In der Tat konnen wir hier nur die gesetzlichen Rah-
menbedingungen festlegen, die Arbeit vor Ort mus-
sen die Lehrerinnen und Lehrer leisten. Wir hoffen
aber auch, dass wir den Lehrkréaften mit dieser An-
derung ihre Arbeit erleichtern. Zwar hat das Bundes-
verfassungsgericht entschieden, dass es keine Un-
terrichtsbefreiung fur den Bereich der Sexualkunde
gibt, aber der Diskussion mit den Eltern tat dies kei-
nen Abbruch. Wir stellen heute noch einmal klar, der
Erziehungsauftrag der Eltern wird nicht angetastet,
der Erziehungsauftrag der Schule aber auch nicht.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen und
bei der SPD)

Insofern haben wir auch noch einmal die Leitsatze
des Urteils des Bundesverfassungsgerichts in unse-
re Gesetzesbegrundung aufgenommen.

AbschlieBend ein Wort des Dankes! Dass wir heute
diese Gesetzesanderung auf eine, wie ich hoffe, sehr
breite Mehrheit stellen konnen, freut mich ungemein.
Es gibt Bundesldnder, in denen eine solche Anderung
zu grof3en Verwerfungen gefuhrt hat. Ich glaube, dass
die Art und Weise des sachlichen und vernunftigen
Umgangs insgesamt dem Thema angemessen war.
— Vielen Dank!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Grunen und
bei der SPD)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Vogelsang, Fraktion der SPD.

Abg. Vogelsang (SPD): Herr Prasident, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Ihnen liegt das , Gesetz zur
Anderung des Bremischen Schulgesetzes — Sexuel-
le Selbstbestimmung und gesellschaftliche Vielfalt im
Sexualunterricht” zur Beschlussfassung in zweiter
Lesung vor. Das Wesentliche zur Begrindung der Not-
wendigkeit der Gesetzesanderung hat bereits mein
Vorredner gesagt, sodass ich mich kurzfassen mochte.
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Der Anderungsantrag bezieht sich auf den Para-
grafen 11. Im zweiten Satz werden nach dem Wort
.rechtzeitig” die Worte , und umfassend” eingefiigt.
Die Begriindung liegt Ihnen schriftlich vor, sodass ich
sie nicht zu wiederholen brauche. Gesetzesanderun-
gen sind haufig notwendig, damit gesellschaftlichen
Veranderungen Rechnung getragen wird und Gesetze
nicht mehr realitatsfremd wirken.

(Beifall bei der SPD)

Die Akzeptanz sexueller Vielfalt findet zunehmend
Zuspruch in allen europdischen Landern, zuletzt auch
sichtbar auf dem European Song Contest im Mai die-
ses Jahres in Kopenhagen, wie Sie sich vielleicht er-
innern, ein Medienereignis von groBem Interesse un-
ter Beteiligung von Menschen aus 37 Landern. Be-
achtlich fand ich, dass Conchita Wurst mit deutlicher
Mehrheit von den Menschen in ganz Europa zur Ge-
winnerin gewahlt wurde. Sie wissen, warum dies fur
viele eine Uberraschung war. Die Siegerin ist eine
Dragqueen, also ein Beispiel sexueller Vielfalt.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Dieses Beispiel zeigt, dass weit uber die offiziel-
len politischen Leitlinien einiger Lander hinaus die
Menschen die Vielfalt der sexuellen Selbstbestim-
mung bereits akzeptieren. Es ist Aufgabe der Poli-
tik, Gesetze und Richtlinien den geanderten gesell-
schaftlichen Verhaltnissen anzupassen.

Der Leitfaden zur Sexualerziehung der Bildungs-
behoérde stammt aus dem Jahre 1987 und war damals
fortschrittlich und beispielgebend fur viele Bundes-
lander. Er war jedoch in die Jahre gekommen und
wurde durch neue Richtlinien ersetzt, die die gesell-
schaftliche Weiterentwicklung berticksichtigten. Eine
entsprechende unspektakulare Anpassung wird nun
mit der beantragten Anderung des Bremischen Schul-
gesetzes vorgenommen. Damit verfuigt Bremen wieder
uber ein Schulgesetz, das sich der gesellschaftlichen
Entwicklung anpasst, wie es auch die Richtlinien tun.

Ich bitte Sie um Ihre Zustimmung zu dieser Geset-
zesénderung und unserem gemeinsamen Anderungs-
antrag! Den Anderungsantrag der CDU lehnen wir
ab! —Ich danke Ihnen fiur Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Dr. vom Bruch, Fraktion der CDU.

Abg. Dr. vom Bruch (CDU)*): Herr Prasident, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Fragen der Se-
xualerziehung und des schulischen Sexualkundeun-
terrichts sind eingebunden in ein kompliziertes Ge-
flecht von gesellschaftlichen und auch von hochst in-

dividuellen wertebezogenen Orientierungen und Aut-
fassungen. Die Art und Weise des Umgangs damit
unterliegt schon deshalb dem Wandel, aber eben auch
nicht der Beliebigkeit. Es ist nichts Ungewohnliches,
aber esliegt nahe, dass es sicher von Zeit zu Zeit richtig
ist zu iberprufen, ob die entsprechenden gesetzlichen
Normen, hier des Schulgesetzes, noch einen adaqua-
ten Rahmen bieten. Hier hat sich auch aus unserer
Sicht, meine Damen und Herren, ein gewisser Hand-
lungsbedarf ergeben.

Elterliche und schulische Erziehung mussen das Ziel
haben, eine selbstbestimmte sexuelle Identitat, dies-
bezlgliches Verantwortungsbewusstsein und Offen-
heit zu entwickeln. Ahnlich ist es auch in der Begriin-
dung des Gesetzes formuliert. Hier ist es sicher ganz
richtig, das Toleranzgebot in den gesetzlichen Vor-
gaben besonders zu betonen und zum eigenstandi-
gen Erziehungsziel zu machen. Daraus wird deutlich,
dass wir nicht zwischen richtig und falsch differen-
zieren. Das Wissen uber das eine oder andere ist aber
die Voraussetzung fur Respekt und das selbstverstand-
liche Nebeneinander unterschiedlicher von uns nicht
zu bewertender Orientierungen, meine Damen und
Herren.

(Beifall bei der CDU)

Uns ist wichtig, dass die Individualitat und Alters-
gemaBheit in einem Bereich gewahrt bleiben, der vor
allem durch Sensibilitat gekennzeichnet sein sollte.
Dennoch muss der Gesetzgeber deutlich machen,
keinen Zweifel daran zu lassen, dass Sexualerziehung
grundsatzlich ein ausdrucklicher Auftrag der Schule
fur alle ist und es ihm darum geht, immer noch statt-
findende Diskriminierung mit sexuellem Hintergrund
zu achten.

Nur im Nebensatz sei erwahnt — wir haben hier
jungst uber Mobbing gesprochen —, wir brauchen ei-
nen um inhaltliche Standards erganzten Rahmen, an
dem sich Sexualerziehung an Schulen transparent
orientieren kann. Ich habe volles Vertrauen, dass un-
sere Lehrkrafte mit diesen Vorgaben eine gleichzei-
tig zeitgemale, werteorientierte und die Individua-
litat wahrende Sexualerziehung gestalten, meine Da-
men und Herren.

(Beifall bei der CDU)

Sexualerziehung soll aber ein ganzheitlicher Prozess
sein. Eltern haben nicht nur ein allgemeines Erzie-
hungsrecht, sondern auch das Recht und, ich ergan-
ze, die Pflicht, die Sexualitat betreffende Sozialisa-
tion ihrer Kinder zu begleiten und mitzupragen. Wir
haben von Anfang an darauf Wert gelegt, elterlichen
Einfluss gerade in diesem Bereich nicht weitgehend
auszublenden. Unser Erganzungsvorschlag in unse-
rem Antrag zielte auf die Vorstellung, dass die Schulen
und die Erziehungsberechtigten gerade in diesem Be-
reich zusammen wirken sollen. Ich verstehe Ihre nun

(D)
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eingebrachte Anderung als Schritt in dieselbe Rich-
tung.

Ich sage deutlich, eher unverbindliche, reine In-
formationen, wie auch immer gestaltet, hatten uns
nicht ausgereicht. Ich interpretiere den Antrag und
die Begriindung nun aber so, dass Sie das Informa-
tionsrecht starker als im bisherigen Entwurf betonen
wollen, und das finde ich selbstverstandlich richtig,
und das nimmt unser Anliegen in der Tendenz deutlich
auf, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU)

Es kommt nun darauf an, das erganzte Wort um-
fassend mit Leben zu fiillen. Ein Zettel von Schiile-
rinnen und Schiilern an ihre Eltern iiberbracht oder
eben auch nicht wird dem unserer Auffassung nach
nicht gerecht.

Ich erwarte von den Lehrkraften gerade in diesem
Feld einen offen gefiihrten Dialog mit den Eltern. Ge-
rade hier miissen gegenseitiges Verstandnis herge-
stellt werden und Klarheit und Transparenz tiber Ziele
und Vorgehen herrschen. Unterschiedliche Meinun-
gen und eine vielfaltige Wirklichkeit wird es trotz der
neuen Rechtslage geben, und da mussen im Einzel-
fall Respekt und Feingefiihl das Verhaltnis auf Au-
genhohe und das Gesprach bestimmen, denn das er-
zieherische Handeln von Schulen und Eltern soll sich
gerade in diesem Bereich erganzen. Davon profitie-
ren im Ubrigen nicht zuletzt auch die Schulen.

Wir sind mit Ihrem Vorschlag einverstanden, denn
wir fanden es gut, wenn in diesem Bereich grund-
satzlicher Konsens besteht und das Signal dieser De-
batte auch grundsatzliche Einigkeit ist. Wir stimmen
insofern insgesamt Ihrem Anliegen zu und ziehen un-
seren Anderungsantrag zuriick! — Herzlichen Dank!

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und
beim Biindnis 90/Die Grinen)

Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Vogt, Fraktion DIE LINKE.

Abg. Frau Vogt (DIE LINKE)*): Herr Prasident, liebe
Kolleginnen und Kollegen! Die Fraktionen haben sich
mit der Neufassung zur Sexualkunde nicht richtig
leicht getan, aberich finde, es ist ein ganz wichtiger
und positiver Schritt, hier eine gemeinsame Losung
gefunden zu haben, denn es bedeutet schlichtweg,
dass wir eben nicht ideologische Auseinandersetzun-
gen auf dem Rucken der Schiiler und Eltern fiihren,
die dann auch die Praxis belasten, sondern hier ei-
nen gemeinsamen Weg gehen, und das ist ein gutes
Ergebnis.

Es geht hier nicht darum, dass wir bestimmte Vor-
stellungen doktrindr verordnen wollen, es geht um
das Recht von Schiilerinnen und Schiilern auf eine
alters- und zeitgemaBe sexuelle Aufklarung, dieses

Recht haben sie. Sie brauchen eine solche Aufkla-
rung, um in einer Gesellschaft, in der sie nun einmal
leben, verniinftig zurechtzukommen. Zu einer solchen
zeitgemdaBen Aufklarung gehort eben, dass Sexua-
litat nicht nur zwischen Mannern und Frauen statt-
findet, sondern eine sexuelle Vielfalt gibt und sie nor-
mal ist. Hier hat die Schule unbestritten einen Bil-
dungsauftrag. Schilerinnen und Schiler bendétigen
das, damit sie in einer Gesellschaft zurechtkommen,
in der es fur sie glucklicherweise gelebte Realitat ist,
und damit sie auch selbst zurechtkommen, denn es
gibt auch Schilerinnen, die lesbisch, und Schiiler, die
schwul sind.

Der andere Aspekt, der aber an dieser Stelle be-
dacht werden muss, ist: In einer vollstandigen Kon-
frontation zum Elternhaus und dem eigenen kultu-
rellen Umfeld wird es nicht gelingen. Wir haben ja
nichts davon, wenn wir einen Sexualkundeunterricht
konzipieren, bei dem dann ein Teil der Schiilerinnen
und Schiler immer wegen Krankheit abwesend ist,
weil es zu Hause keine Akzeptanz dafir gibt. Auch
das ist ein Recht der Schiilerinnen und der Schiiler,
dass die Schule versucht, diese Akzeptanz herzustellen
und dass sie in solchen sensiblen Fragen den Kon-
takt zu den Eltern sucht und auch bei den Eltern fiir
die Teilnahme an dem Unterricht wirbt.

Es ist ja nicht so, dass Schulerinnen und Schiler
heutzutage fur die biologischen Tatsachen der Sexu-
alkunde auf die Schule angewiesen waren. Es fin-
den Aufklarungsprozesse auch anders und vollig un-
abhangig von der Schule statt, aber gerade die Fra-
ge der sexuellen Vielfalt und des eigenen Umgangs
damit gehoren tatsachlich in den Mittelpunkt dessen,
was die Schule leisten muss. Da mussen Schiilerinnen
und Schiiler in ihrem Verstandnis und in ihrer Hal-
tung teilweise weitergehen, als es aus ihrem Eltern-
haus und ihrem Umfeld kommt. Daran kommen wir
nicht vorbei.

Wir koénnen den schulischen Bildungsauftrag nicht
vollstandig davon abhangig machen, welche Haltun-
gen und Auffassungen im Elternhaus oder im eige-
nen Umfeld bereits vorhanden sind. Nebenbei: Das
machen wir in Chemie und Mathematik auch nicht,
nur, es ist da nicht so kompliziert. Wenn wir aber wis-
sen, dass Konflikte vorhanden sind — und wir wissen
das, und wir wissen auch, es ist nicht unwahrschein-
lich, dass sie auftreten werden —, dann ist es das Recht
der Schiilerinnen und Schiler, dass versucht wird,
auch vonseiten der Schule beziehungsweise des Res-
sorts und der Politik, diese Konflikte zu entscharfen.
So sehe ich jetzt die erzielte, geeinte Fassung, dass
gerade Uber die Sexualkunde vorab und umfassend
informiert wird, als eine Aufforderung an, diese Kon-
flikte nicht mutwillig zuzuspitzen, sondern sich um
ihre Entscharfung zu bemuhen.

Diese Konflikte zwischen der eigenen Kultur, der
eigenen Herkunftskultur und der gesellschaftlichen
Realitat, in der man lebt, sind fir Jugendliche hart
genug. Wir wissen, dass beispielsweise fur junge
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Frauen mit tirkischem Migrationshintergrund solche
Konflikte teilweise extrem hart sind und sie solche
Konflikte erleben. Es gibt viele andere Konstellatio-
nen, bei denen gerade, wenn es um Rollenbilder, aber
auch um Sexualitat, um sexuelle Pluralitat und Wert-
schatzung geht, Sichtweisen und Handlungen zwi-
schen dem Elternhaus und der Schule auseinander-
fallen konnen.

Die gefundene Einigung ist keine Abschwachung
der ursprunglichen Intention, den Bildungsauftrag der
Schule an dieser Stelle zu betonen. Ich sehe diese For-
mulierung eher als Starkung der Intention, ich sehe
sie als Forderung, dass sich die Schule mit diesem
Auftrag mehr Mihe gibt, damit es auch gelingt, dass
man eben nicht einfach ein Sexualkundebuch auf-
schlagt und das einmal durchnimmt, sondern die
Schulerinnen und Schiiler in ihrer ganzheitlichen Le-
benssituation ernst nimmt und danach fragt, wie man
es tatsachlich hertiberbringen kann.

Ich muss an dieser Stelle aber auch einmal sagen,
dass das etwas mehr Arbeit machen wird. Wir be-
schlieBBen hier wieder einmal etwas, das zusatzliche
Anspriiche an Lehrerinnen und Lehrer stellt, es sind
mehr Zeit, mehr Uberlegungen und mehr Kompetenz
notwendig. Dies ist nicht ganz einfach in der schuli-
schen Realitat, das wissen wir, aber es ist trotzdem
richtig. Es ist eine sehr gute Losung, die wir hier ge-
funden haben, und wir tragen diese Losung selbst-
verstandlich mit. — Ich danke Thnen!

(Beifall bei der LINKEN, bei der SPD und
beim Biindnis 90/Die Griinen)

Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das Wort
Frau Senatorin Professor Dr. Quante-Brandt.

Senatorin Professor Dr. Quante-Brandt*): Sehr
geehrter Herr Prasident, meine sehr geehrten Damen
und Herren! Das ist fur mich eine richtig tolle De-
batte, weil sie einfach noch einmal zeigt, welchen zen-
tralen Bildungsauftrag die Schule hat. Die Schule hat
den Auftrag, unsere Kinder und Jugendlichen in dem
mitzunehmen, was sie aus ihrer Herkunftsfamilie mit-
bringen, und die Schule hat den Auftrag, auch ein sol-
ches Thema wie Sexualitat so zu thematisieren, dass
sich unsere Kinder und Jugendlichen mit einem ge-
scharften Blick und mit einer umfassenderen Meinung
und Position zu diesem Thema, das sehr viel mit ih-
nen selbst, aber nattirlich auch mit anderen zu tun
hat, auseinandersetzen konnen.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Ich bin sehr froh tiber diese Gesetzesanderung, weil
sie vor allem dieses Thema noch einmal neu aufruft,
alle noch einmal neu auffordert, sich damit ausein-
anderzusetzen, was ich eigentlich heute bedenken
muss, wenn ich Sexualkundeunterricht in der Schu-

le anbiete, was ich heute bedenken muss, wenn ich
die Vielfalt der Elternschaft vor mir habe, wie ich die
Ansprache wahlen muss, damit die Eltern diesen Weg
auch gemeinsam mit ihren Kindern gehen, damit es
nicht dazu kommt, dass dieses Thema in der Schule
behandelt wird und zu Hause vielleicht gar nicht mehr.
Das ist ein ganz wichtiger Punkt. Ich glaube, dass wir
vernunftige Bildungspldane dafiir haben, auf deren
Grundlage wir das sehr gut umsetzen konnen.

Mein Eindruck ist, dass bis jetzt die Lehrkrafte in
der Schule immer einen offenen und auch respekt-
vollen Umgang mit diesem Thema versucht und prak-
tiziert haben und sie sich — wohl wahr — der Vielfalt
noch einmal neu stellen mussen.

Ein ganz wesentlicher Punkt ist, dass wir jetzt ei-
nen Antidiskriminierungsgedanken deutlich in das Ge-
setz einbezogen haben. Das ist, glaube ich, sehr, sehr
wichtig, denn es heifit eben auch, dass wir uns mit
der Homophobie, von der wir alle wissen, dass wir
sie haben, auch in dieser Fragestellung auseinander-
setzen mussen, genauso auch mit Bi- und Transsexu-
alitat.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Das sind nattirlich Sexualitatsthemen, die in der
Schule nicht einfach zu diskutieren sind. An der Stelle
teile ich den Hinweis von Ihnen, Frau Vogt. Ich weif}
nicht, ob man gleich wieder mehr Zeit benétigt, um
das vorzubereiten, aber dieses Thema in die Schule
einzubeziehen, das halte ich fur ausgesprochen wich-
tig. Das halte ich auch fir nicht ganz leicht. Ich glaube,
dass unsere Lehrkrafte das konnen, weil unsere Lehr-
krafte sehr wohl wissen, dass das zu einer Person-
lichkeitsbildung der Schulerinnen und Schiler auf alle
Falle gehort und sie fur sich eine wichtige Aufgabe
darin sehen, unsere Schiilerinnen und Schiiler darin
stark zu machen, dass sie eine eigene sexuelle Identitat
entwickeln und auch respektvoll mit anderen sexu-
ellen Identitaiten umgehen koénnen. — Herzlichen
Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Prasident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung.

Da der Gesetzesantrag der Fraktionen der SPD und
von Bundnis 90/Die Grinen durch den Gesetzesan-
trag der staatlichen Deputation fir Bildung erledigt
ist, lasse ich jetzt iber diesen Gesetzesantrag in zwei-
ter Lesung abstimmen.

Gemal Paragraf 51 Absatz 7 unserer Geschafts-
ordnung lasse ich zuerst tiber die Anderungsantra-
ge abstimmen.
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Meine Damen und Herren, gerade ist gemeldet wor-
den, dass die CDU ihren Anderungsantrag zuriick-
gezogen hat, damit ist er hinfallig.

Ich rufe den nichsten Anderungsantrag auf.

Wer dem Anderungsantrag der Fraktionen der SPD,
Bundnis 90/Die Griinen, der CDU und DIE LINKE mit
der Drucksachen-Nummer 18/1447, Neufassung der
Drucksache 18/1434, seine Zustimmung geben moch-
te, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) stimmt
dem Anderungsantrag zu.

(Einstimmig)

Ich lasse jetzt iiber das Gesetz zur Anderung des
Bremischen Schulgesetzes, Drucksache 18/1307, in
zweiter Lesung abstimmen.

Wer das Gesetz zur Anderung des Bremischen
Schulgesetzes, Drucksache 18/1307, unter Beruick-
sichtigung der soeben vorgenommenen Anderungen
in zweiter Lesung beschliefen mochte, den bitte ich
um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) beschlie3t
das Gesetz in zweiter Lesung.

(Einstimmig)

Im Ubrigen nimmt die Biirgerschaft (Landtag) von
dem Bericht der staatlichen Deputation fur Bildung,
Drucksache 18/1307, Kenntnis.

Unbegleitete minderjdahrige Fliichtlinge wirkungs-
voller vom Drogenmilieu fernhalten!

Antrag der Fraktion der CDU
vom 25. Marz 2014
(Drucksache 18/1325)

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin
Stahmann.

Die Beratung ist eroffnet.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Frau Gronert, Fraktion der CDU.

Abg. Frau Gronert (CDU)*): Sehr geehrter Herr
Prasident, meine Damen und Herren! Positive Berichte
uber unbegleitete minderjahrige Flichtlinge sind sehr
ermutigend. Wir konnten sie in den letzten Monaten
oftim Fernsehen sehen oder auch in der Zeitung lesen.
Es wird gezeigt, wie sie sich bei uns eingelebt ha-
ben, Deutsch lernen, zur Schule gehen, eine Berufs-
ausbildung machen und auch Freunde finden. Wir be-

notigen diese positiven Berichte, die uns ein wenig
in die uns fremde Lebenswelt eines Flichtlings schau-
en lassen und uns dabei auch fiir ihre besonderen Pro-
bleme sensibilisieren.

Unbegleitete minderjahrige Fluchtlinge, die ohne
Eltern hier ankommen, stehen gesetzlich unter un-
serem besonderen Schutz, egal woher sie kommen.
Sie durfen nicht ausgewiesen werden und mussen
in unser Jugendhilfesystem aufgenommen werden
—das machen wir ja auch gern —, das heift auch, wir
ubernehmen fir diese Jugendlichen nicht nur mora-
lisch, sondern auch gesetzlich verpflichtet, soweit wie
notig und auch eben gesetzlich definiert, die Verant-
wortung.

Ich habe mich lange Zeit gefragt, ob es klug ist,
einen Antrag zu stellen zum Thema , Unbegleitete
minderjahrige Fluchtlinge wirkungsvoller vom Dro-
genmilieu fernhalten”, weil es dunnes Eis ist, auf das
man sich mit solch einem Antrag begibt. Es ist we-
niger auch der Konsum von Drogen gemeint, sondern
eher der Handel mit Drogen. Uber Wochen habe ich
mir Gedanken zu diesem Thema gemacht. Ich war
auf Beiratssitzungen und ahnlichen Sitzungen, auf
denen immer wieder betont wurde, wie wunderbar
alles lauft. Esistja auch so, dass viele hoch motivierte
Flichtlinge zu uns kommen, doch ohne Bezugsper-
sonen, ohne Deutschkenntnisse aus einer fremden
Kultur und mit traumatischen Fluchterfahrungen im
Gepack fallt vielen unbegleiteten minderjahrigen Ju-
gendlichen das Einleben in eine fremde Kultur doch
enorm schwer.

Erstaunlicherweise kam dann der eigentliche Im-
puls, dieses Thema politisch aufzugreifen, aus den
Reihen derer, die taglich mit diesen jungen Flicht-
lingen arbeiten. Viele von ihnen fragen sich, was ge-
zielt anders gemacht werden konnte, um die Jugend-
lichen schon vor den ersten Schritten ins Drogenmi-
lieu, wo ihnen schnelles Geld in Aussicht gestellt wird,
zu schiitzen. Wohl wissend, dass man mir und damit
auch der CDU unterstellen konnte zu dramatisieren,
habe ich die Impulse und Anregungen dieser Fach-
leute aufgegriffen und den vorliegenden Antrag fur
ein Konzept zum Schutz der Jugendlichen gestellt.

Zurzeit ist es so, dass fiir die Betreuer, die Vormun-
der und auch die Casemanager erst konkreter Hand-
lungsbedarf entsteht, wenn schon etwas passiert ist.
Vorher, also praventiv, gibt es, wiirde ich einmal sa-
gen, bis auf das eigene Ermessen der genannten Per-
sonen nichts. Das kann dann in der Praxis sehr un-
terschiedlich aussehen. Ich habe die Betreuer einer
Wohneinrichtung fur jugendliche Fluchtlinge einmal
gefragt, nach welcher Systematik sie denn im Kon-
takt mit den Jugendlichen vorgehen wiirden. Die Ant-
wort war ein Schulterzucken mit dem Hinweis, dass
sich im Kontakt automatisch Gesprache ergeben. Je-
der Betreuer sei fur acht bis zehn Jugendlich zustandig,
die hatte er dann besonders im Blick. Mir ist wohl Klar,
dass eine zu starre Systematik in der Betreuung sehr
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hinderlich sein kann, die Betreuung und jegliche Ge-
sprachsinhalte aber quasi nur den Alltagsumstdnden
und dem Zufall zu tiberlassen, finden wir falsch.

Mein Fazit ist, dass die Betreuer in den Wohnein-
richtungen mit sich anbahnenden Problemen und
praventiven Uberlegungen doch ziemlich alleinge-
lassen werden. Es gibt keinen Plan, dem sie entneh-
men konnten, auf was man bei der Kontaktaufnah-
me mit dieser Zielgruppe besonders achten sollte, um
ihnen von Anfang an gezielte Unterstiitzung zu bie-
ten. Es gibt auch dann keine Handlungsablaufe, wenn
jemand anfangt, auffallig offensichtlich kriminell zu
werden.

In der Antwort auf unsere Kleine Anfrage vom
letzten Dezember heil3t es dazu, konkrete individu-
elle Hilfen fur jugendliche Flichtlinge, die ins Dro-
genmilieu abzugleiten drohen, werden prinzipiell auf
den Einzelfall bezogen entwickelt. Was sich auf dem
Papier noch gut liest, sorgt in der Praxis aber oft genug
fur Versaumnisse. Ohne feste Handlungsketten wird
oft viel zu lange gewartet, und die Ausstiegs- und Um-
kehrmoglichkeiten der Jugendlichen reduzieren sich
zusehends, zudem haben die Jugendlichen oft den
Eindruck, dass alles halb so schlimm ist, weil eben
lange nichts passiert ist.

Ohne die Situation dramatisieren zu wollen, muss
es uns doch erschrecken, dass die Zahl der unbeglei-
teten minderjahrigen Fliichtlinge, die im Bereich der
Betaubungsmittelkriminalitat erfasst wurde, im Ver-
gleich zu anderen Jugendlichen erschreckend hoch
ist. Ich mochte hier jetzt keine Zahlen nennen, aber
es kommt auch noch eine Dunkelziffer hinzu. Ich kann
mich einfach nicht damit abfinden und frage mich,
was anders gemacht werden konnte. Nach meiner
und auch unserer Auffassung muss ein Konzept ent-
wickelt werden, das in der Umsetzung geeignet ist,
die unbegleiteten minderjahrigen Flichtlinge wir-
kungsvoller als bisher vom Drogenmilieu fernzuhalten.

(Beifall bei der CDU)

Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Dr. Mohammadzadeh.

Abg. Frau Dr. Mohammadzadeh (Biindnis 90/Die
Griinen): Herr Prasident, meine Damen und Herren!
Wir haben wieder einen Antrag vor uns liegen, der
auf dem ersten Blick ganz gewiss von vielen gutge-
heiflen wird und auch gute Absichten hat. Auf dem
zweiten Blick aber wird erkennbar, dass er sehr pro-
blematisch ist.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen und
bei der SPD)

Der Antrag knupft an die Antwort des Senats auf
die Kleine Anfrage der CDU an. In der Anfrage ging
es vor allem um strafpflichtig relevantes Verhalten,
insbesondere Drogendelikte in den Jugendhilfeein-

richtungen, in der ZASt. Ich mochte nicht verschwei-
gen, dass unter anderem auch nach geschulten An-
sprechpartnern fur hilfesuchende, junge Fluchtlinge
gefragt wurde. Im Wesentlichen aber ging es vor allem
um das Vorkommen von Straftaten.

Die Antwort des Senats war sehr deutlich und hat
bestatigt, dass die unbegleiteten minderjahrigen
Flichtlinge objektive Fluchtgriinde haben, dass sie
also nicht in erster Linie nach Deutschland und nach
Bremen kommen, weil sie hier ungestort Straftaten
veriiben wollen.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen, bei der

SPD und bei der LINKEN. — Abg. Hin -

ners [CDU]:Dashatauchkeiner behaup-
tet!)

Die Fluchtgriinde sind laut Verwaltung — das wird
also nicht nur durch Studien belegt, sondern auch die
Verwaltung beschaftigt sich mit den Fluchtgrinden,
was mich sehr gefreut hat — in der Regel Kriege, die
politische und ethnische Verfolgung, Menschenrechts-
verletzungen, massive Gewalterfahrungen in Form
von physischer, sexueller und psychischer Gewalt und
sonstige Verletzungen von Kinderrechten wie dro-
hende Zwangsheirat, Ausbeutung, Naturkatastro-
phen, aber auch Armut.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen und
bei der SPD)

Zu diesen Fluchtgrinden kommt noch eine Fiille von
erschreckenden und traumatisierenden Erfahrungen
hinzu, die die Fliichtlinge unterwegs erleben. Ich habe
selbst mit einigen Beratungsstellen telefoniert — auch
seitdem diese Kleine Anfrage vorliegt —, die gesagt
haben, dass diese Jugendlichen im Durchschnitt bis
zu zwei Jahren unterwegs sind, bis sie von ihrem Zu-
hause, ihrem Heimatort hier in Bremen ankommen.

Der Senat bezog sich in der Antwort auch ganz kon-
kret auf die Vermutungen, dass einige dieser Jugend-
lichen vielleicht mit dem Ziel des Drogenmissbrauchs
oder Drogenhandels einreisen konnten. Der Senat
stellt aber fest, dass das nur Vermutungen sind, die
jeglicher Grundlage entbehren. Der weitaus iberwie-
gende Teil der unbegleiteten minderjahrigen Flucht-
linge hat keinen Kontakt zur Drogenszene in Bremen.
Im Klartext: In der Anfrage aufgebaute direkte Ver-
kntipfungen zwischen Einreise, Unterbringung in der
ZAStund strafrechtlichen Delikten wie auch dem Dro-
genhandel entbehren jeglicher Grundlage.

(Beifall beim Bundnis 90/Die Grunen und
bei der SPD)

Ich mochte aber nicht falsch verstanden werden,
oder wir sollten uns nicht missverstehen! Drogenbesitz,
Drogenhandel an oder durch Jugendliche muss be-
kampft werden,
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(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen und
bei der SPD)

wo auch immer das in der Gesellschaft stattfindet!
Diese Bekampfung kann aber nicht auf Grundlage
der Unterstellungen oder vagen Vermutungen uber
Zusammenhange erfolgen, schon gar nicht, wenn man
damit anderes im Sinn hat.

Die gleichen Andeutungen und Unterstellungen,
Frau Gronert, entfalten sich auch in Ihren Forderun-
gen. Die MafBnahmen, die Sie in [hrem Antrag for-
dern, sind offen repressiv, zum Beispiel Platzverweis,
Kontaktverbote oder Sperrstunden in Wohneinrich-
tungen, und ob mit solchen MaBBnahmen eine Inte-
gration gelingen kann, die Sie mit Ihrer guten Ab-
sicht ja erreichen wollen, wirde ich ganz stark in
Zweifel ziehen.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen und
bei der SPD)

Meine Damen und Herren, aus integrationspoliti-
schen, aber auch psychosozialen und rechtlichen
Gesichtspunkten konnen wir mit derzeit verfiigba-
ren Ressourcen keine wirklich vollkommen befrie-
digende Versorgung unbegleiteter minderjahriger
Flichtlinge erreichen, das gebe ich zu. Die Versor-
gung dieser Jugendlichen bedarf weiterhin Verbes-
serungen und vor allem Stabilisierungen.

Die Unterbringung der Jugendlichen in der Ge-
meinschaftsunterkunft, in der ZASt darf sich nicht in
die Lange ziehen, nur im Notfall, was aber in der
SteinsetzerstraBe immer wieder der Fall ist. Nach wie
vor benotigen wir aber weitere zivilgesellschaftliche
Trager, die in der Lage sind, die Betreuung der un-
begleiteten minderjahrigen Fliichtlinge anzunehmen,
und Pflegefamilien, die die familiare Versorgung si-
cherstellen.

(Glocke)

Ich komme zum Schluss! Ich meine, wir miissen weiter
an diesen Fragen arbeiten und dabei aber mensch-
lich und wahrhaftig bleiben. Ich glaube, Ihr Antrag
leistet keinen Beitrag dazu. — Herzlichen Dank!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen und
bei der SPD)

Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Tuchel, Fraktion der SPD.

Abg. Frau Tuchel (SPD)*): Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Wir diskutieren heute den An-
trag der CDU. Dieser Antrag kriminalisiert unbeglei-
tete minderjahrige Flichtlinge! Der Antrag der CDU
stellt die unbegleiteten minderjahrigen Fliichtlinge
unter Generalverdacht

(Zuruf von der CDU: Das machen Sie doch
extral)

als grundsatzlich Tatverdachtige des Drogenmiss-
brauchs oder Drogenhandels.

(Abg. B 6 d ek er [CDU]: Das steht auf Ih-
rem Zettel! Sie kann jetzt nicht anders!)

Richtig! Das werde ich genau auf diesen Antrag be-
ziehen, und ich werde diesen Antrag mehrfach zi-
tieren! Sie mussten Ihren Antrag aber ja auch ken-
nen oder zumindest einmal lesen!

(Abg.Frau Salom on [CDU]:Kennen wir

auch! - Abg. Hinners [CDU]: Deswe-

genjal-Abg. Rowekamp [CDU]: Wir

konnen aber nicht so bose denken wie an-
dere!)

Die Antwort des Senats auf die Kleine Anfrage der
CDU, ,Wie werden unbegleitete minderjahrige Flucht-
linge unterstitzt, damit sie nicht in die Drogenszene
geraten?”, vom 11. Februar 2014 macht deutlich, ich
zitiere: , Der weitaus Uiberwiegende Teil der unbe-
gleiteten minderjahrigen Fluchtlinge hat keinen Kon-
takt zur Drogenszene in Bremen."

(Abg. Hinners [CDU]: Das ware auch
merkwiurdig, wenn das jetzt anders ware!)

Diese Antwort des Senats passte aber nicht in das
Konzept der CDU, deswegen stellte die CDU-Frak-
tionim Marz 2014 den Antrag , Unbegleitete minder-
jahrige Flichtlinge wirkungsvoller vom Drogenmi-
lieu fernhalten!”. Zu Recht haben wir jetzt im Vor-
trag gehort, dass Sie Zweifel hatten, ob Sie das Richtige
tun, ob das der Realitat entspricht. Trotzdem aber ha-
ben Sie diesen Antrag gestellt, den wir heute debat-
tieren.

Der Antragsteller schafft die statistische Grundla-
ge selbst. Er geht, ich zitiere, ,von einer hohen Dun-
kelziffer" in der Betaubungsmittelkriminalitat aus. Im
nachsten Satz kommentiert er, ,solche Zahlen sind
aus Kinderschutz-, Jugendschutz- und Integrations-
grunden hochst bedenklich”. Der Antrag diskrimi-
niert unbegleitete minderjahrige Flichtlinge, spricht
von einer erkennbar sinkenden Motivation von Ju-
gendlichen, die sich in einer aussichtslosen Situati-
on befinden. Damit erklart die Fraktion der CDU , ein
Abdriften”, ich zitiere den Antrag , in kriminelle Struk-
turen und besonders ins Drogenmilieu” von unbe-
gleiteten minderjahrigen Flichtlinge.

Aus meiner Sicht hat die CDU fur den uns vorge-
legten Antrag einen falschen Titel gewahlt. Sie miiss-
ten diesen Antrag ,Bekdampfung der Zuwanderung
von unbegleiteten minderjahrigen Flichtlingen im
Lande Bremen"” nennen, das passt wohl viel besser.
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(Zurufe von der CDU: Das ist ja Quatsch! -

Abg. Hinners [CDU]J: Voélliger Unsinn!

—Abg. Bodeker [CDUJ: Nicht einmal
die eigene Fraktion klatscht!)

Das ist das erkennbare Anliegen und Ziel der CDU.
Sie tun so, als ob Sie sich um die Integration von un-
begleiteten Minderjahrigen kiimmern. Nun hat sich
der innenpolitische Sprecher eingemischt, und es
wurde erneut deutlich, was sie wollen, namlich Men-
schen zu diskreditieren, Vorurteile zu schaffen und
sie so zu bedienen wie eine — —,

(Widerspruch bei der CDU - Abg. Frau S a -

lom on [CDU]: Haben Sie Frau Gronert

nicht zugehort? - Abg. Rowekamp

[CDU]: Doch, aber da war die Rede schon

fertig! - Abg. B 6 d e k er [CDU]: Das hat
man ihr so aufgeschrieben!)

Das, was Frau Gronert hier vorgetragen hat, hat tiber-
haupt ganz wenig mit dem Antrag beziehungswei-
se mit dem Inhalt des Antrags, zu tun. Das ist genau
der Punkt -

(Lachen bei der CDU - Abg. Rowe-

kamp [CDU]: Um so schlecht denken zu

koénnen, muss man, glaube ich, Sozialdemo-
krat sein!)

richtig, genau, das bin ich, ja, mit voller Uberzeugung
ubrigens! —, ein ubersteigertes Problem zuzuordnen
und in die Offentlichkeit zu beférdern!

Selbst die Wortwahl des Antrags spricht eine deut-
liche Sprache. Die CDU-Fraktion fordert bis zum 1.
August 2014 ein Konzept, das insbesondere folgen-
de Punkte beinhaltet, jetzt werde ich genau auf die-
sen Antrag eingehen, ich zitiere, Einfuhrung einer
verpflichtenden regelmaBigen Aufklarung tiber die
rechtlichen Rahmenbedingungen im Bereich der Be-
taubungsmittelkriminalitat fiir unbegleitete minder-
jahrige Flichtlinge, Entwicklung von Handlungsket-
ten zwischen Polizei, Jugendrichtern, Jugendgerichts-
helfern im Umgang mit tatverdachtigen und straffal-
ligen unbegleiteten minderjahrigen Fluchtlingen zu
etablieren!

(Glocke)

Vielen Dank! Dann werden wir die Diskussion fort-
setzen!

(Beifall bei der SPD)

Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Vogt, Fraktion DIE LINKE.

(Abg. Rowekamp [CDU]: Wir sollten
Schwachsinn in der Geschaftsordnung ver-
bieten! — Glocke)

Herr Kollege, das war jetzt eine AuBerung, die de-
platziert ist. Das weise ich zurtck!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Grinen-Abg. Rowekamp [CDUJ:
Das ist ja nicht die erste Rede, bei der das
passieren solltel — Abg. Gottschalk
[SPD]: Von Ihnen kennen wir ja auch eini-
ge von dieser Qualitat! — Unruhe bei der CDU
- Abg. Rowekamp [CDU]: Qualitat
kennt man von Thnen allerdings nicht! -
Glocke)

Frau Kollegin Vogt, Sie haben das Wort.

(Zurufevonder SPD-Abg. Rowekamp

[CDUJ: Esist unertraglich! Auf welches Ni-

veau begibt sich eigentlich diese Koalition!
Das ist eigentlich unertraglich!)

Bitte, Frau Kollegin!

Abg. Frau Vogt (DIE LINKE) *): Herr Prasident, mei-
ne Damen und Herren! Herr Réwekamp, Sie haben
in Threm Antrag durchaus einige sinnvolle Vorschlage
gemacht, dazu werde ich auch noch kommen, aller-
dings sehe ich es auch so, dass Ihr Antrag eine fal-
sche Haltung hat,

(Beifall bei der LINKEN, bei der SPD und
beim Biindnis 90/Die Grinen)

und zwar aufgrund eines ganz anderen Punkts. Ich
finde es gut, dass Sie nicht mehr die Haltung haben,
wie Sie sie noch vor ein paar Jahren hatten, dass Ju-
gendliche, die allein hier nach Deutschland fltichten,
per se Kriminelle sind. Das, finde ich, ist ein Fortschritt,
und das muss man hier anerkennen.

(Beifall bei der LINKEN, bei der SPD und
beim Biindnis 90/Die Grinen)

Diese Diskussion hatten wir hier in der Zeit der Groflen
Koalition, heute haben Sie hier ganz anders geredet!

(Zuruf des Abg. Hinners [CDU)]

Ich erkenne an, Herr Hinners, dass Sie sich dahin-
gehend auch verandert haben. Das finde ich positiv,
aber Sie machen in Ihrem Antrag die Jugendlichen
zu den Opfern der falschen Tater.

Sie bemangeln die Schleuserkriminalitat. Wir alle
wissen, naturlich ist es so, dass Jugendliche, die un-
begleitet nach Bremen kommen, weniger Moglich-
keiten haben, wenn sie Geld bezahlen miissen, die-
ser Schleusermafia aus dem Weg zu gehen. Das ist
ein Problem, da braucht man auch gar nicht so zu tun,
als ware das nicht der Fall. Wir alle wissen, dass eine

(©)
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junge Familie oder eine Mutter mit drei Kindern den
Schleusern nicht einfach 10 Euro geben und sie dann
wieder wegschicken kann. Dass Jugendliche unter
einem anderen Druck stehen, ist uns vollig bewusst.
Ich glaube, dasist auch der SPD und den Griinen hier
bewusst.

Es sind aber nicht die Schleuser, die die Flucht und
die Zeit danach so prekar machen, sondern es ist in
erster Linie die Grenzabschottung in Europa und die
damit einhergehende Kriminalisierung der Flucht!

(Beifall bei der LINKEN, bei der SPD und
beim Biindnis 90/Die Grinen)

Esist namlich genau das Problem, die Schleuser und
die Schleppbanden hatten wir doch gar nicht, wenn
wir einen einfacheren Zugang nach Europa hatten.
Dasist doch genau der Punkt, an dem die ganze Sache
dann ein wenig bigott wird. Auf Bundesebene sorgt
die CDU namlich daftir, dass Europa sich weiter ab-
schotten kann, und auf der anderen Seite entsteht das
Problem, dass sich Fliehende, die illegal einreisen,
gefahrliche Fluchtwege suchen, hinterher in der Ver-
pflichtung stehen beziehungsweise sich in der Situ-
ation befinden, dass sie diese Mafia loswerden miis-
sen. Da ist das doch genau die falsche Haltung, die
Thr Antrag dokumentiert! Man muss sich nicht tiber
Schlepperkriminalitat beklagen, wenn man im Bund
und in Europa die falsche Politik macht!

(Beifall bei der LINKEN)

Ich komme noch einmal auf den Kern zurtick.
Fluchthilfe ist aufwendig, und sie ist teuer. Es ver-
schulden sich namlich auch diejenigen, die auf die
Fluchthilfe angewiesen sind. Das ist genau das Pro-
blem, und da muss man natirlich auch hier anset-
zen.

Sie sagen zu Recht, dass Jugendliche, die allein
kommen, eine sichere Aufenthaltsperspektive und vor
allen Dingen eine Ausbildung bekommen miissen.
Ich glaube auch, dasist das A und O. Ich denke auch,
dass wir in Bremen noch langst nicht alles tun, da-
mit das Kindeswohl immer an erster Stelle steht. Wenn
ich mir zum Beispiel die Unterbringung ansehe, dann
hat es dort auch einen Prozess in den letzten einein-
halb Jahren gegeben, der sehr positiv ist. Wir haben
hier immer gesagt, die Unterbringung von unbeglei-
teten minderjahrigen Fluchtlingen in der ZASt ist ei-
gentlich nicht hinnehmbar und dient nicht dem Kin-
deswohl. Es tut sich jetzt etwas, und das ist auch sehr
gut so. Die Debatte uiber Betten im Keller und auf dem
Flur oder auch die Verpflegungssituation, die wir vor
einem Jahr schon gefuhrt haben, ist offensichtlich
angekommen und hat dazu gefuihrt, dass sich etwas
gedndert hat. Wir lehnen die Unterbringung in der
ZASt komplett ab, und da sind wir uns auch mit der
CDU einig.

Ich komme jetzt zu ein paar anderen Punkten, die
wichtiger sind als das Problem des Drogenmilieus.
Wenn man namlich verhindern will, dass Unbeglei-
tete die Schulden driicken, dann muss man die Wei-
chen erst einmal anders stellen. Die verpflichtende
Rechtsberatung fur alle Fliichtlinge ist genau das, was
notwendig ist. Migrationsrecht, liebe Kolleginnen und
Kollegen, ist eines der kompliziertesten Rechtsgebiete.
Die Entscheidungen beeinflussen das Leben der Be-
troffenen, die hier ankommen, massiv, existenziell und
dauerhaft.

Beiminderjahrigen unbegleiteten Fluchtlingen stellt
sich namlich oft die Frage, ob Asyl beantragt werden
soll oder ein anderes Bleiberecht infrage kommt. Die
Entscheidung dartber, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, ist nicht einfach, weil die Gefliuchteten selbst,
zumal es sich um Jugendliche handelt, iberhaupt
keine Kenntnis uber die Aufenthalts- und Asylgesetz-
gebung haben. Eine Asylanhorung, in der die we-
sentlichen Aspekte nicht benannt werden — und das
kommt haufig aus Unwissenheit vor —, fuhrt namlich
zur Ablehnung des Asylantrags und kann damit auch
zur Abschiebung fiihren.

Humanitarer Schutz kommt auch leider nichtimmer
zum Tragen. Wir sagen ganz klar an dieser Stelle,
wenn man den unbegleiteten jugendlichen Fliicht-
lingen helfen will, dann benoétigen wir eine kompe-
tente und eine qualifizierte Beratung. Das ist unse-
rer Meinung nach das, was man an den Anfang stellen
muss, und das gebietet auch das Kindeswohl. Das
Kindeswohl gebietet auch zuallererst einen sicheren
Aufenthalt fur die Zukunft hier.

(Beifall bei der LINKEN)

Ohne gesicherten Aufenthalt drohen den Jugendli-
chen oft psychische Problem, weil sie oft Unfassba-
res erlebt haben. Wir wissen, es gibt bei uns Fliicht-
linge, die aus Biirgerkriegssituationen geflohen sind,
Flichtlinge, die selbst als Kindersoldaten zwangsre-
krutiert, missbraucht worden sind. Sie haben massi-
ve psychische Probleme.

Wir haben Jugendliche hier, die einen dramatischen
Fluchtweg hatten, auf der Flucht viel erleiden mussten,
die ihre Eltern verloren haben, von ihren Eltern weg-
geschickt worden sind, weil sich die Eltern die sichere
Ausreise fur die ganze Familie nicht leisten konnten.
Das heif3it, an erster Stelle ist fur diese Jugendlichen
ein sicherer Aufenthaltsstatus notwendig, damit psy-
chische Probleme, die Perspektivlosigkeit, die Angst
und die Retraumatisierung hier erst gar nicht auftreten
und damit auch ein Abrutschen in Kriminalitat ver-
hindert werden kann. Ich glaube, das ist der sprin-
gende Punkt.

(Beifall bei der LINKEN - Glocke)

Insofern ist fur uns auch die aufenthaltsrechtliche Ab-
sicherung Teil der Pravention. Ich werde dann in der
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zweiten Runde noch einmal etwas dazu sagen, was
wir uns konkret vorstellen konnten, um die Situation
zu verbessern. — Danke!

(Beifall bei der LINKEN)

Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Gronert, Fraktion der CDU.

Abg. Frau Grénert (CDU)*): Herr Prasident, mei-
ne Damen und Herren! In der Antwort des Senats auf
unsere Kleine Anfrage nach Unterstiitzung fur die
minderjahrigen unbegleiteten Fliichtlinge werden ne-
ben den Betreuern in den Wohneinrichtungen auch
ganz besonders die Amtsvormiinder und die Case-
manager als diejenigen genannt, die sich intensiv um
die Jugendlichen kiimmern sollten. Sie sind laut der
Antwort des Senats auch diejenigen, die bei wichti-
gen Fragen zusammen mit den Jugendlichen entschei-
den, wie es fur sie weitergeht. Das ist nicht nur bei
Fliichtlingen so, sondern auch bei andern Jugendli-
chen, die sie betreuen.

Allerdings haben sie entgegen der Beschreibung
auf dem Papier in der Praxis viel zu wenig Zeit fur
notige intensive Gesprache, und manchmal fehlen
ihnen sogar die Gesichter zu den Namen, so viele Ju-
gendliche haben sie insgesamt zu betreuen. Selbst
mit gutem Willen konnen sie dem hohen Anspruch
ihrer Funktion nur selten gerecht werden. Das de-
motiviert gerade auch ganz oft die Casemanager, von
denen sich viele dann so bald wie moglich einen an-
deren Arbeitsplatz suchen. Dadurch kommt es zu al-
lem Uberfluss auch noch zu einem standigen Wech-
sel der Bezugspersonen fur die minderjahrigen Fliicht-
linge.

Ohne angemessene vertrauensvolle Unterstiitzung
kommen diese aber nur noch selten allein wieder auf
den richtigen Weg, wenn sie erst einmal die falschen
Kontakte haben. Diese Vierzehn- bis Achtzehnjah-
rigen brauchen eigentlich ganz besonders viel Zeit,
Gesprache, Diskussionen, Vertrauen und Wiederho-
lung, um den in Deutschland tblichen Zusammen-
hang zwischen gewahrtem Schutz und Rechten und
Pilichten zu erkennen. Die Aufklarung tiber unsere
rechtlichen Rahmenbedingungen und tiber mogliche
Hilfen muss frithzeitig wiederholt und auch verpflich-
tend vermittelt werden.

(Beifall bei der CDU)

Da diesen minderjahrigen Jugendlichen unsere
rechtlichen Strukturen nicht nur unbekannt, sondern
oft auch vollig fremd sind, sind sie ja schon aufgrund
dessen willkommene Opfer fur Personen, die gezielt
ihre Nahe suchen, um sie mit der Aussicht auf schnel-
les Geld in kriminelle Geschafte zu verwickeln. Ein-
zelne, wenn auch gute Gesprache in den Wohnein-
richtungen entfalten leider oft zu wenig Wirkung, weil
den Jugendlichen die Vorkenntnisse und auch Zu-

sammenhange fehlen, und am Ende haben sie dann
eben nur Halbwahrheiten in ihren Kopfen. Ein Wohn-
und Betreuungsangebot nach einem normalen Ju-
gendhilfestandard scheint jedenfalls fur die minder-
jahrigen Fluchtlinge trotz aller Bemtihungen der fur
die Betreuung Verantwortlichen nicht auszureichen.

Auch zur bereits viel diskutierten viel zu lange
andauernden Unterbringung der Jugendlichen in der
ZASt, der Zentralen Aufnahmestelle fur Fliichtlinge
in der Steinsetzerstrale, mochte ich noch ein paar
Anmerkungen machen. Es ist sicher davon auszuge-
hen, dass mangelnde Betreuung, fehlende Ruckzugs-
raume, das viel zu lange Warten auf einen Schul-
platz und der standige Kontakt mit alteren Fluchtlin-
gen das Entstehen ungunstiger Milieus fur die min-
derjahrigen Fliichtlinge begtnstigt. Seit der Aufnahme
von 40 Jugendlichen in der Berckstraf3e in Horn im
April glauben hier viele, dass sich das Thema mit der
ZAStinzwischen erledigt hat, aber das ist mitnichten
so, denn dort warten bereits seit Wochen erneut wieder
circa 40 Minderjahrige auf einen Platz im Jugend-
hilfesystem. Das ist ein unhaltbarer Zustand, meine
Damen und Herren!

(Beifall bei der CDU)

In unserem Antrag haben wir bereits viele Ideen
zur Unterstutzung der jugendlichen Fliuchtlinge ge-
auBert, die Sie in ein Konzept aufnehmen koénnten.
Unsere Unterpunkte sind Vorschldage, uiber die wir
gern mit Ihnen diskutieren. Wichtig ist mir allerdings,
dass Sie grundsatzlich zusagen, sich nicht nur Ge-
danken zu den aufgeworfenen Fragen zu machen,
sondern die Ergebnisse dann auch in einem Konzept
zu biindeln, das ist ja auch unser eigentliches Anlie-
genin dem Antrag. Wir hoffen, dass Sie dem Antrag
zustimmen oder ihn zumindest zur weiteren Diskus-
sion in die Sozialdeputation iiberweisen.

Ich mochte auch allen Betreuerinnen und Betreu-
ern danken, die sich taglich um die minderjdhrigen
Flichtlinge bemiihen! Sie sind mit viel Herz dabei,
doch oft kommen sie in der Arbeit an ihre Grenzen.
Wir sollten ihnen darum politisch so viel Unterstiit-
zung wie notig und auch moglich an die Hand ge-
ben. Zudem bin ich der festen Uberzeugung, dass
jeder ehrenamtliche Einsatz fiir die minderjahrigen
Fluchtlinge, jede Patenschaft, Nachhilfe oder Sport-
aktivitat oder jedes Ferienprogramm zu einer stabi-
len und positiven Entwicklung dieser Fliuchtlinge
beitragt.

Manche dieser Jugendlichen glauben vielleicht,
dass sie mit ihrer Ankunft in Deutschland ihr Ziel
erreicht haben, doch sie merken dann recht schnell,
dass die eigentliche Arbeit erst anfangt und sie Re-
geln und Pflichten zu beachten haben. Das ist fiir sie
und fur uns nicht immer leicht, und wir durfen kei-
neswegs vergessen, dass sie noch Jugendliche sind.
Sie wollen wie alle Jugendlichen auch Spaf3 haben,
sie sind manchmal total ibermitig und mussen dann

(D)
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auch einmal durch ihre eigenen Fehler schmerzhaft
Neues lernen. Da unterscheiden sie sich kaum von
den Jugendlichen, die hier aufwachsen, aber sie un-
terscheiden sich in Vielem eben doch. Deshalb brau-
chen sie zwar grundsatzlich wie alle Jugendlichen
eine gute, aber eben doch auch ganz andere Anlei-
tung und Unterstiitzung, um ihren Weg in einem frem-
den System ohne Eltern gehen zu konnen.

(Beifall bei der CDU)

Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Tuchel, Fraktion der SPD.

Abg. Frau Tuchel (SPD)*): Sehr geehrter Herr Pra-
sident, meine Damen und Herren! Wir diskutieren
heute den Inhalt des Antrags und nicht das, was Frau
Gronert gesagt hat.

(Abg. Hinn ers [CDU]: Dann fangen Sie

einmalan!-Abg. Imh o ff [CDU]: Dann

brauchen wir ja gar nicht mehr zu diskutie-
ren! — Heiterkeit bei der CDU)

Dem, was Frau Gronert heute gesagt hat, kann ich
teilweise zustimmen, aber der Antrag fordert ja et-
was ganz anderes. Eine Forderung aus dem Antrag
finde ich ja absolut grotesk und zwar, ich zitiere:
»Entwicklung und Anwendung von Beratungsinstru-
menten, um Jugendliche beim Umgang mit Erwar-
tungen von finanziellen Leistungen durch Menschen
in ihrem Heimatland zu unterstiitzen"”. Nach der De-
finition der CDU ware ich schon langst im Drogen-
milieu. Eine direkte Verknuipfung zwischen strafrecht-
lich relevanten Delikten, wie mit Drogen zu dealen,
und dem Kontakt zu Verwandten im Heimatland ist
nicht feststellbar.

Alle jungen Menschen haben das Recht auf For-
derung ihrer Entwicklung und auf Erziehung, das ist
die Aufgabe der Jugendhilfeeinrichtungen und auch
unsere politische Aufgabe. Wir brauchen mehr Un-
terstitzung fur unbegleitete minderjahrige Fluichtlin-
ge, wir brauchen mehr Beratung und bessere Ver-
sorgung — das diskutieren wir, dazu stehen wir, und
das begleiten wir —, aber es stimmt iberhaupt nicht,
dass die jungen Menschen keine Vertrauensperson
haben und hier auf sich allein gestellt sind.

(Abg. Hinners [CDU]: Das stimmt
nicht?)

Ich habe ja auch gerade in der Vorbereitung auf
diese Debatte mit den Mitarbeitern aus der Berck-
stralle Kontakt aufgenommen und mit Personen ge-
sprochen, die diese minderjahrigen Flichtlinge be-
gleiten. Ich habe auch nach der Anzahl von Perso-
nen gefragt, und danach, dass sie nicht motiviert sein
sollen. Darauf habe ich keine Bestatigung erhalten.
Die Aufgaben der Jugendhilfeeinrichtung, des Ca-

semanagements und der Vormundschaftim Land Bre-
men sind ja ausfithrlich in den Qualitatsstandards zum
Erstkontakt und zur Unterbringung beschrieben und
werden auch umgesetzt, was ich auch sehr begrufe.

Die Behorde hat bereits eine Vielzahl von MaBnah-
men ergriffen, die zur Verbesserung der Situation fur
die jungen Flichtlinge fiithren, und mit verschiede-
nen Tragern der Jugendhilfeeinrichtungen wurde tiber
die Ausweitung bestehender Angebote verhandelt.
Es werden naturlich jetzt auch weitere Standorte ge-
pruft, um dort Platze fir minderjahrige unbegleitete
Flichtlinge bereitzustellen. Dort, wo es die individuelle
Situation der Minderjahrigen ermdoglicht, bietet sich
in Einzelfallen auch die Bildung von betreuten Wohn-
gemeinschaften oder eine Betreuung bei Pflegeeltern
an. Auch in Bremerhaven wird verstarkt kooperativ
an der Unterbringung minderjahriger Fluchtlinge ge-
arbeitet.

Ich stimme Frau Vogt vollkommen zu, die Arbeit
mit unbegleiteten minderjahrigen Fluchtlingen liegt
im Spannungsfeld zwischen Jugendhilfe und dem
Auslanderrecht, und es ist wichtig, dass die Grund-
lagenschulung und der Erfahrungsaustausch zur Ar-
beit mit unbegleiteten minderjahrigen Flichtlingen
auch regelmaBig stattfinden. Aus den von mir genann-
ten Grunden werden wir diesen Antrag der CDU ab-
lehnen. — Ich danke Thnen fir die Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Grinen - Vizeprasidentin Schon
ubernimmt den Vorsitz.)

Vizeprasidentin Schon: Als nachste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Dr. Mohammadza-
deh, Fraktion Biindnis 90/Die Griinen.

Abg. Frau Dr. Mohammadzadeh (Btindnis 90/Die
Griinen): Frau Prasidentin, meine Damen und Her-
ren! Ich mochte gern in meinem zweiten Redebei-
trag noch einmal einige Anmerkungen zu Threm An-
trag machen und vielleicht auch noch genauer sa-
gen, was unser Problem mit Ihrem Antrag ist, Frau
Gronert. In Threm zweiten Redebeitrag sind Sie kaum
auf Ihren Antrag eingegangen, finde ich. Es geht nicht
um die allgemeine Versorgung und Betreuung der
Fluchtlinge, dartiber diskutieren wir ja in fast jeder
Biurgerschaftssitzung und auch in vielen Ausschuss-
und Deputationssitzungen, es geht um den Zusam-
menhang zwischen den unbegleiteten Minderjahri-
gen und den Drogendelikten, und ich finde, Sie sind
in Ihrem zweiten Redebeitrag nicht darauf eingegan-
gen. Unser Problem ist, dass Ihr Antrag von Unter-
stellungen und Vorannahmen ausgeht.

(Abg. Hinn ers [CDU] meldet sich zu
einer Zwischenfrage.)

Ich mochte meine Zeit nutzen, um meine eigenen
Punkte anzusprechen. Es tut mir leid, Herr Hinners!
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(Abg. Hinn ers [CDU]J: Sehr freundlich,
vielen Dank!)

Unser zweiter Kritikpunkt an Ihrem Antrag ist, dass
Sie nichtin erster Linie von schutzbedtrftigen Jugend-
lichen sprechen, sondern von Tatverdachtigen. In der
Diskussion ist es ja so: Auf Basis dieser Kleinen An-
frage geht es hier um ganze 28 Personen, die mit Dro-
genkriminalitatin der Polizeistatistik aufgefallen sind,
das ist fir Sie anscheinend zu wenig, um dem er-
winschten Antrag Nachdruck zu verleihen, deshalb
greifen Sie wie gewohnt zu dieser Dunkelziffer. Zu
der Dunkelziffer mochte ich sagen, auch ich habe
wirklich durchgehend einmal im Gesundheitsamt mit
den Kolleginnen von KIPSY und den Drogenbera-
tungsstellen Gesprache gefiihrt, aber auch mit ande-
ren Beratungsstellen, unter anderem habe ich auch
mit REFUGIO gesprochen. Diese Beratungsstellen
bestatigen heute nicht, dass diese Dunkelziffer exis-
tiert, denn diese Jugendlichen sind intensiv in Be-
treuung, sogar besser als in den eigenen Familien,
denn sie wirden im Alltag auffallen, wenn sie Dro-
gen konsumieren oder nicht zur Schule gehen wiir-
den, und dann wiirden sofort Telefonate gefihrt wer-
den. Deshalb kann man hier nicht von einer Dunkel-
ziffer sprechen. Aulerdem gibt es keine Bestatigungen
oder Statistiken — zumindest sind mir keine bekannt
—, dass diese Gruppe uiberdurchschnittlich von Dro-
genmissbrauch betroffen ist. Wenn Sie den Drogen-
gebrauch meinen, soist diese Gruppe nicht uberdurch-
schnittlich davon betroffen.

Ich mochte noch etwas zu den Herkunftsstanden
sagen, etwa zum Beispiel Senegal. Einige dieser Ju-
gendlichen kommen aus dem Senegal. Der Senegal
fungiert als Umschlagsplatz fur Drogen aus Asien und
Lateinamerika auf dem Weg nach Europa und in die
USA, das erlautern Sie ja auch in Ihrem Antrag. Ich
nehme an, dass diese Jugendlichen auch von Dro-
genkonzernen dafur angeworben werden, das kann
sein, aber was hat das mit dem Rechtsverstandnis
dieser Lander zu tun? In Threm Antrag unterstellen
Sie, dass diese Lander kein Rechtsverstandnis fiir diese
Fragen haben. Glauben Sie, liebe Kolleginnen und
Kollegen von der CDU, dass die Jugendlichen nicht
wissen, dass das Unrecht ist, oder meinen Sie, dass
senegalesische Eltern das toll oder nicht so schlimm
finden, wenn ihre Kinder als Kuriere mit Cannabis
oder Kokain erwischt werden?

Meine Damen und Herren, im Senegal herrschen
strenge Gesetze gegen den Drogenhandel, im Jahr
2006 wurden diese Gesetze noch verscharft. Ganz
Westafrika arbeitet mit Frankreich und England zu-
sammen im Kampf gegen die internationale Drogen-
kriminalitat. Auch in den Schulen laufen Anti-Dro-
gen-Kampagnen, und deshalb finde ich, diese Satze
in Threm Antrag sind eine Unterstellung, dass es hier
um das Rechtsverstandnis der anderen Lander geht,
ich finde, es geht hier vielmehr um die 50 Prozent
Arbeitslosigkeit und die verbreitete Kinderarbeit und

die gewalttatigen Auseinandersetzungen in den sud-
lichen Provinzen, das hatte Frau Vogt auch schon unter
dem Stichwort Kindersoldaten angesprochen.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Ich fasse zusammen: Meine Damen und Herren,
der wesentliche Satz der Antwort des Senats auf die
Kleine Anfrage lautet, dass der weitaus iberwiegende
Teil der unbegleiteten minderjahrigen Flichtlinge
keinen Kontakt zur Drogenszene in Bremen hat.

(Abg. Stroh mann [CDU]J: Sie mussten
sich einmal horen!)

Darauf, Frau Gronert, gehen Sie nicht ein, dass der
groBte Teil der unbegleiteten minderjahrigen Fliicht-
linge hier in Bremen versucht, die Chance der Mi-
gration zu nutzen, um Bildung zu erlangen und in Ar-
beit zu kommen.

(Zurufe von der CDU - Abg. Frau Salo -
mon [CDU]J: Hat sie doch gesagt!)

Die Ausnahme in Ihrem Antrag bilden die drei Punkte,
wo es um die Unterbringung in der Zentralen Auf-
nahmestelle geht, wo es um verstarkte Hilfen in die-
sem Bereich geht. Ich habe in meinem ersten Rede-
beitrag gesagt, uns geht es darum, dass wir viel in
diesem Bereich machen, aber auch viel besser wer-
den wollen in der Betreuung und in der Beratung.
Wir kiimmern uns taglich um die bessere Betreuung
sowohl der unbegleiteten Fliichtlinge als auch der tb-
rigen Fluchtlinge.

(Beifall beim Btiindnis 90/Die Griinen —
Glocke)

AuBer diesen drei Punkten empfinden wir den rest-
lichen Antrag als repressiven Umgang mit Jugend-
lichen, deshalb ist er nicht tragfahig und verzerrt in
unzuldssiger und gefahrlicher Weise das Bild von
schutzbedtrftigen Jugendlichen. Deshalb werden wir
diesen Antrag mit gutem Gewissen ablehnen. — Herz-
lichen Dank fur Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen und
bei der SPD)

Vizeprasidentin Schén: Als nachste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Vogt, Fraktion DIE
LINKE.

Abg. Frau Vogt (DIE LINKE) *): Frau Prasidentin,
liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich habe eben ge-
sagt, dass neben vielen Dingen, die wir hier in den
letzten drei Jahren dieser Legislaturperiode schon dis-
kutiert haben, mit Sicherheit eine der Voraussetzun-
gen die aufenthaltsrechtliche Absicherung fiir Jugend-
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liche sein muss, die unbegleitet hierher fliehen, weil
das erst die Voraussetzung fiir eine sichere Perspektive
bietet, und dazu mochte ich zwei, drei konkrete Punkte
benennen. Zurzeit sind namlich auch fiir die Klarung
der aufenthaltsrechtlichen Perspektive die Vormiinder
zustandig. Sie treffen die Entscheidungen fur ihre
Mindel, und dazu muss allerdings einfach einmal be-
tont werden, dass auch die Amtsvormunder mit der
Komplexitat des Migrationsrechts, das sowohl das
Asylrecht als auch das Aufenthaltsrecht umfasst, oft
uberfordert sind. Sie bekommen zwar Schulungen,
aber diese erfolgen durch die Auslanderbehorde, und
das finden wir zumindest relativ einseitig.

Wir haben oft von Amtsvormuindern gehort, die der
Meinung waren, es sei ihre Pflicht, an einer Identi-
tatsklarung mitzuwirken, und die nachher dafur ge-
sorgt haben, dass Jugendliche ausgewiesen worden
sind. Sie sind zwar noch hier, aber eben in einem un-
sicheren Aufenthaltsstatus. Ich werfe das den Amts-
vormiindern nicht vor, sie wissen es namlich vermut-
lich gar nicht besser, aber ich denke, tiber die Schu-
lungen sollten wir noch einmal ernsthaft reden, denn
wenn sie nur durch die Auslanderbehorde erfolgen,
sind sie nattrlich auch einseitig, und ich denke, man
muss in diesen Rechtsfragen die Amtsvormunder ein-
fach einmal von unabhéangiger Seite informieren.

(Beifall bei der LINKEN)

Das Zweite ist, wir haben hier ja mehrfach ein
Clearinghaus beziehungsweise auch eine Clearing-
stelle gefordert, was es ja jetzt auch geben soll. Dazu
habe ich auch eine Anmerkung zu machen, denn in
den Qualitatsstandards fiir den Erstkontakt und die
Unterbringung unbegleiteter minderjahriger Flucht-
linge, die im letzten Herbst veroffentlicht worden sind,
ist ein Clearing vorgesehen, das beinhaltet aber eben
auch nur die ausldnderrechtliche Registrierung. Ich
finde, das greift zu kurz, Frau Stahmann, wenn man
sagt, das Clearingverfahren soll nur die auslander-
rechtliche Registrierung beinhalten, denn nattrlich
ist die Klarung der aufenthaltsrechtlichen Perspek-
tive das Wichtige und nicht die Registrierung. Da,
denke ich, muss auch noch einmal nachgesteuert wer-
den.

Ich bin grundsatzlich der Meinung, dass die Be-
ratungskapazitaten in Bremen massiv ausgebaut wer-
den missen, und zwar von unabhangigen Stellen. Ich
finde, hier ist der Senat auch wirklich ernsthaft ge-
fragt.

Ein weiterer Punkt, der ganz wichtig ist zur Stabi-
lisierung neben den vielen Dingen, die wir hier schon
diskutiert haben, wie Alphabetisierung, Schule, Unter-
bringung im Jugendhilfesystem oder in Privathaus-
halten, ist nattrlich die psychosoziale Betreuung.
REFUGIO ist nach wie vor tuiberlastet, und es gibt
monatelange Wartelisten, was insbesondere bei aku-
ten Traumatisierungen gerade von Jugendlichen kaum

zumutbar ist. Ich glaube, auch hier mussen wir noch
einmal nachlegen.

(Beifall bei der LINKEN - Zuruf der Abg.
Frau Dr. Mohammadzadeh [Bind-
nis 90/Die Griinen])

Ich weiB, dass dort 25 000 Euro mehr investiert wur-
den, das ist klar, aber wir haben immer noch die Si-
tuation, dass REFUGIO tiberlastet ist, das ist nun ein-
mal so.

Ein anderer Punkt ist die Integration von jungen
Fluchtlingen in Vereine. Bei einigen Sportvereinen
passiert da sehr viel, gerade in den letzten zwei, drei
Jahren, und es ware nattirlich wiinschenswert, wenn
sich noch andere Vereine solcher Projekte annehmen
und sich daran beteiligten, Flichtlinge per Freimit-
gliedschaften aufzunehmen. Dafir, glaube ich, konn-
ten wir und der Senat insgesamt auch noch einmal
ein bisschen mehr werben, denn da, wo es Vereine
machen, ist es mit Sicherheit fir die Integration und
fir das Wohlfiihlen von jungen unbegleiteten Flicht-
lingen eine ganz wichtige Station, denn die meisten
unbegleiteten Fluchtlinge sind jugendliche Manner.

Wie ich es oft erlebe, streben sie es wirklich an,
FuBiball spielen zu konnen und das soziale Umfeld
zu haben, das sie mit diesem Verein dann verbinden.

Wir sind uns also mit der CDU in einigen Punkten
einig, ich muss allerdings auch sagen — und da kann
ich meine Vorrednerin durchaus unterstiitzen —, tiber
die Forderung der CDU nach mehr Kontrollen, Re-
pressionen, Platzverweisen oder Sperrstunden in den
Unterkiinften und Aufenthaltsverbote konnen wir ein-
fach nur den Kopf schiitteln, weil verscharfte Polizei-
maBnahmen die Integration jugendlicher Fliichtlin-
ge mit Sicherheit nicht nachhaltig verbessern wer-
den, und das lehnen wir auch ganz klar ab.

(Beifall bei der LINKEN und bei der SPD)

Insgesamt werden wir Ihren Antrag daher ableh-
nen, weil er, wie gesagt, eine falsche Haltung zu-
grunde legt. Es sind ein paar wichtige Sachen erwahnt,
aber die Forderung, jugendliche unbegleitete Flucht-
linge vom Drogenmilieu fernzuhalten, tiber repressi-
ve Malnahmen zu 16sen, konnen wir nicht mittragen.
Ich sehe dies aber trotzdem als einen Beitrag zur De-
batte, was wir noch alles machen miissen, weil wir
bei der Verbesserung der Situation noch lange nicht
am Ende angekommen sind und die Zahlen nach wie
vor hoch sind. — Ich danke Ihnen!

(Beifall bei der LINKEN, bei der SPD und
beim Biindnis 90/Die Grinen)

Vizeprasidentin Schon: Als nachste Rednerin hat
das Wort Frau Senatorin Stahmann.
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Senatorin Stahmann*): Frau Prasidentin, sehr ge-
ehrte Damen und Herren! Ohne Zweifel handelt es
sich um eine riesige Herkulesaufgabe —das habe ich
hier auch schon einmal gesagt —, die wir im Augen-
blick bewadltigen, und zwar nicht nur mein Haus al-
lein, sondern alle Ressorts in Bremen, und ich glau-
be, es ist auch eine Leistung, die wir in den letzten
zwei Jahren vollbracht haben, dass der Senat ein
wirklich sehr gut abgestimmtes Handlungskonzept
vorgelegt hat, das auch den Punkt, der heute hier an-
gesprochen wird, mit im Blick hat, aber auch weite-
re Themenfelder bearbeitet.

200 000 Menschen kommen nach Deutschland, da-
von werden 2 000 Menschen — Erwachsene und Fa-
milien — hier in Bremen und Bremerhaven ihre Hei-
mat suchen und auch finden. Wir haben im Augen-
blick 276 Jugendliche in Bremen und Bremerhaven,
Jugendliche, die alle eine eigene Geschichte haben
und von denen die meisten eben nicht im Kontakt
zum Drogenumfeld stehen,

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

aber naturlich gibt es unter ihnen solche, wie auch
bei deutschen Jugendlichen, die Probleme haben
durch Traumatisierung oder auch durch Dinge, die an-
gesprochen worden sind, wie Schleuserkriminalitat,
das Problem der Integration oder das lange Warten
auf Ausbildungsplatze. Jetzt ist Frau Birgermeiste-
rin Linnert gerade nicht hier, aber ich mochte einmal
sagen, Bremen ist das erste Bundesland, das Ausbil-
dungsplatze im o6ffentlichen Dienst fiir unbegleitete
minderjdhrige Flichtlinge und junge Erwachsene
schafft, und das hat Vorbildcharakter.

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Das sind doch die MaBnahmen, die wir brauchen, um
jungen Menschen und auch Erwachsenen hier ein An-
kommen in der Gesellschaft zu ermoglichen: Bildung,
Ausbildung, ein eigenes Einkommen, eine eigene
Wohnung, der Spracherwerb, die Unterstiitzung.

Einriesiges Dankeschon an die Pflegefamilien, die
wir gefunden haben!

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Mittlerweile haben circa 20 Familien so einen jun-
gen Menschen aufgenommen, und das sind eben nicht
die 16-Jahrigen, die bei einigen von uns hier auch
zu Hause wohnen, mit denen man diskutiert, wie man
von Bremen-Nord in die Innenstadt kommt und wel-
che Fahrkarte man in der StraBenbahn 16sen muss,

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

das sind junge Menschen, die sich allein auf den Weg
gemacht haben, von einem anderen Kontinent tiber
Grenzen hinweg hierher, ohne Essen, unter Gewalt,
Vergewaltigung, sie haben Mord gesehen, sie haben
ihre Verwandten sterben sehen. Hier kommen jun-
ge Menschen an, die wirklich schwierige Dinge hinter
sich haben, und ihnen hier ein Ankommen zu ermog-
lichen, ist und bleibt eine sehr groBe Aufgabe! Ich
glaube auch, dass wir uns dieser Aufgabe hier im Bun-
desland Bremen richtig gut gestellt haben.

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Frau Gronert hat ja einige Punkte aufgezahlt, und
in jeder Sitzung der Deputation berichten wir auch
uber das Ankommen und dariber, wo Menschen
untergebracht werden, aber wir reden auch tber die
Unterbringung von unbegleiteten minderjahrigen
Flichtlingen. Wir haben bei uns im Haus die Punk-
te und Fragen, die hier im Antrag aufgeworfen wer-
den, auch noch einmal kritisch durchgesprochen, ha-
ben in unseren ressortiibergreifenden Arbeitsgrup-
pen zusammengesessen, und es gibt hierbei keinen
Punkt und auch keinen Aspekt, Frau Gronert, von
demich sagen konnte, Dinge befanden sich noch nicht
in der Umsetzung oder wirden nicht diskutiert.

Wir haben ein abgestimmtes Verfahren mit der Po-
lizei, wenn es zu Straftaten kommt. Da gibt es Mel-
dungen, da finden Absprachen statt. Einen Jugend-
ermittlungsdienst gibt es nicht mehr, aber es gibt Be-
amte bei der Polizei, die dafuir geschult sind. Die un-
begleiteten minderjahrigen Fliichtlinge werden nicht
in gesonderten Statistiken gefiihrt, aber es gibt da ein
Ricksprachesystem mit dem Amt fiir Soziale Diens-
te und auch mit den Vormundern.

(Abg. Hinn ers [CDU]J: Also, so schlecht
ist der Antrag nicht!)

Ich habe ja auch nicht gesagt, dass er schlechtist, ich
habe gesagt, wir haben ihn uns angeschaut und ge-
sagt, der Senat hat seine Hausaufgaben gemacht und
muss darauf nicht extra aufmerksam gemacht wer-
den.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Esist ein wichtiges Thema, dass wir allen Jugend-
lichen in Bremen das Ankommen ermdoglichen. Esist
REFUGIO Bremen angesprochen worden, ein Ver-
ein, fir den es auch eine finanzielle Aufstockung ge-
geben hat, denn es gehort auch dazu, das Ankom-
men zu verbessern. Im Augenblick versorgen wir noch
ganz Niedersachsen mit bei der Behandlung von trau-
matisierten Fluchtlingen. Ich bin sehr froh, dass mir
Frau Rundt jetzt berichtet hat, Hannover wird eine ei-
gene Beratungsstelle initiieren, aber es ist auch not-
wendig — das mochte ich diesem Hause auch gern
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berichten —, dass jedes Bundesland und auch die Kom-
munen solche Anlaufstellen haben, aber auch die
Krankenkassen gehéren mit in die Finanzierung hi-
nein — das kann nicht die Sozialsenatorin allein leis-
ten, da handelt es sich auch um Gesundheitsleistungen
—, und bei diesem schwierigen Thema brauche ich,
wie auch REFUGIO selbst, bitte schon auch noch
einmal die kraftige Unterstutzung hier aus dem Haus.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Grinen—Abg. Hinn ers [CDU]J:Das
haben wir versucht!)

Ich mochte noch einmal sagen, wir hatten heute
Morgen wahrend der Vorbereitung zur Sitzung der
Burgerschaft noch eine Abteilungsleitersitzung. Mir
wurde von meinem Abteilungsleiter berichtet, dass
jetzt von der Bundesregierung die Novelle zum Asyl-
bewerberleistungsgesetz angekiindigt wird, und ich
will nicht versaumen, hier auch einmal meiner Ent-
tauschung Ausdruck zu verleihen. Ich bin enttauscht
dartuber, dass wir dieses schlechte Gesetz, das Inte-
gration verhindert, auch noch in die Verlangerung
schicken. Es muss abgeschafft werden, und es ge-
hort fir eine bessere Integration endlich in die ande-
ren Sozialgesetze integriert!

(Beifall bei der SPD, beim Biindnis 90/Die
Grinen und bei der LINKEN)

Dieses gesonderte Behandeln bringt uns auch nicht
voran, das macht auch die Verfahren in den Sozial-
zentren und die Arbeit in den Jobcentern kompliziert.

Ich mochte aber auch noch einmal sagen — auch
wenn jetzt kein Vertreter vom Innenressort da ist, aber
Herr Stauch sitzt hier —, Herr Senator Maurer hat sich
auf der Innenministerkonferenz in den letzten Mo-
naten immer wieder darum verdient gemacht, daftr
zu kampfen, dass Jugendliche, die in Deutschland eine
Ausbildung beginnen, keinen ungewissen Aufent-
haltsstatus haben.

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Das ist auch eine Voraussetzung dafir, Jugendliche
vor unsicheren Biografien zu bewahren, indem wir
ihnen eine Perspektive geben. Die Jugendlichen kom-
men hier an, wir heiflen sie willkommen, aber viele
sind — und das sagen sie auch — mit den Herzen na-
tirlich beiihren Familien, das ist ein sehr schwieri-
ger Prozess. Manche sagen, ja, ich bin jetzt hier zu
Hause, oder ich habe ein zweites Zuhause, aber bis
man sagt, ich bin hier wirklich angekommen, wird,
glaubeich, ein ganzes Leben vergehen. Manche wer-
den im Herzen immer in den Landern bleiben, aus
denen sie kommen, weil niemand freiwillig von dort
weggegangen ist. Manche wurden auch aus Fursorge
von den Eltern weggeschickt, die Eltern haben dafiir

Geld zusammengekratzt, und wir haben gehort, dass (@)
es dann zuruckgezahlt werden muss und die Jugend-
lichen sich verpflichtet fiihlen, die Gelder auch zu-
riickzuzahlen.

Wir arbeiten mit allen Diensten darauf hin, dass wir
den Jugendlichen sagen, macht euren Schulabschluss,
wir geben euch die Chance, macht eine Ausbildung,
und verdient euer eigenes Geld, das ist das Beste,
um hier in dieser Gesellschaft anzukommen! Dazu
sind solche Bausteine, die wir hier bewerkstelligen
mit Ausbildung, mit der Zusammenarbeit mit den
Handwerks- und Handelskammern, wichtige Voraus-
setzungen. — Danke schon!

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Vizeprasidentin Schon: Weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Ich lasse zunéchst {iber den Antrag auf Uberwei-
sung an die staatliche Deputation fiir Soziales, Kin-
der und Jugend abstimmen.

Wer dem Antrag auf Uberweisung seine Zustim-
mung geben mochte, den bitte ich um das Handzei-
chen! (D)

(Dafiir CDU)
Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, Biindnis 90/Die Griinen
und DIE LINKE)
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.

Jetzt lasse ich iber den Antrag selbst abstimmen.

Wer dem Antrag der Fraktion der CDU mit der
Drucksachen-Nummer 18/1325 seine Zustimmung ge-
ben mochte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafiir CDU)
Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, Biindnis 90/Die Grinen
und DIE LINKE)
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.
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Wie schafit und sichert Wirtschaitsiorderung
Frauenarbeitsplatze?

Grofie Anfrage der Fraktion der SPD
vom 27. Marz 2014
(Drucksache 18/1340)

Dazu

Mitteilung des Senats vom 27. Mai 2014
(Drucksache 18/1409)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Staatsrat Pro-
fessor Stauch.

Gemal Paragraf 29 unserer Geschaftsordnung hat
der Senat die Moglichkeit, die Antwort, Drucksache
18/1409, auf die GroBe Anfrage in der Burgerschaft
mundlich zu wiederholen.

Ich gehe davon aus, Herr Staatsrat Professor Stauch,
dass Sie die Antwort auf die Groe Anfrage der Frak-
tion der SPD nicht miindlich wiederholen moéchten.

Ich gehe aber davon aus, dass wir in eine Ausspra-
che eintreten mochten. — Das ist der Fall.

Die Aussprache ist eroffnet.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Frau Boschen, Fraktion der SPD.

Abg. Frau Boschen (SPD)*): Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Vor Kurzem titelte das , Sonn-
tagsjournal” in Bremerhaven einen Artikel mit ,Job-
motoren laufen ohne Frauen"” und fiihrte aus, dass
in der Vergangenheit zwar viele neue sozialversiche-
rungspflichtige Arbeitsplatze geschaffen worden sind,
allerdings nur in ganz kleinem Umfang fur Frauen.
Aus der Antwort des Senats, die uns hier vorliegt,
konnen wir entnehmen, dass das nicht nur fiir Bre-
merhaven gilt, sondern leider auch fir Bremen.

Mit dem Landesinvestitionsprogramm fordert das
Land einzelbetriebliche Investitionen, um den wirt-
schaftlichen Strukturwandel zu stiitzen und Arbeits-
platze zu schaffen, aber auch zu sichern. Dabei liegt
aber der Hauptschwerpunkt auf dem produzieren-
den Gewerbe und den unternehmensnahen Dienst-
leistungen, wie zum Beispiel der Logistik, dem GrofB3-
und Versandhandel, den Ingenieurdienstleistungen,
und damit auf einem Bereich, in dem tiberwiegend
Manner arbeiten, namlich fast zu 75 Prozent. Das hier-
durch mehr Manner- als Frauenarbeitsplatze mit of-
fentlicher Forderung entstehen, kann nicht in unse-
rem Sinne sein und widerspricht dem, was wir mit
Gender-Mainstreaming eigentlich verabredet haben.

(Beifall bei der SPD)

Wir haben dartber hinaus, denke ich, alle ein ge-
meinsames Interesse daran, die Erwerbsarbeit von
Frauen zu steigern, und zwar naturlich vorrangig des-
halb, damit Frauen ebenso wie Manner ihren Lebens-
unterhalt eigenstandig bestreiten kénnen, aber auch

in zweiter Linie, um dem immer wieder beschriebe-
nen Fachkraftebedarf entsprechend entgegenzuwir-
ken. Deshalb heifit es auch in der Antwort des Se-
nats, in der Personengruppe der Frauen liege das gro3-
te Aktivierungspotenzial. Somit, meine Damen und
Herren, sind die Voraussetzungen gar nicht schlecht.

Die Realitat zeigt allerdings, dass es bisher nicht
gelungen ist, das Potenzial der Frauen fur Bremen
zufriedenstellend zu erschliefen, denn Bremens
Wirtschaft ist nun einmal gewerblich-technisch do-
miniert, und diese Branchen liegen eben nicht im Fo-
kus der Frauen, allerdings zunehmend auch immer
weniger in dem der Manner. Um das zu verandern,
sollten hier alle an einem Strang ziehen. Die Fach-
kraftestrategie des Senats tut gut daran, konkrete
MabBnahmen zu entwickeln, die das Interesse an die-
sen Arbeitsplatzen insbesondere bei Frauen starken,
aber auch die personenbezogenen Dienstleistungs-
bereiche, die traditionell eher von Frauen nachge-
fragt werden, auszuweiten.

Die Berufsorientierung an den Schulen bemiiht sich
seit Langem, das Interesse der Jugendlichen auf Be-
reiche zu lenken, die eben nicht dem typischen Rol-
lenverstandnis entsprechen, und neben der Arbeits-
forderung, die dies ja ausdrucklich als Auftrag an-
nimmt, sollte auch die Wirtschaftsforderung dazu
beitragen, das bestehende Geschlechterungleichge-
wicht in den unterschiedlichen Bereichen und Bran-
chen zu beseitigen und Frauen damit starker in die
meist besser bezahlten Jobs zukunftsorientierter Bran-
chen zu fihren.

Mit welchen Instrumenten kann das gehen? In der
Antwort des Senats wird die Bonusforderung ausge-
fuhrt, das ist nur ein ganz kleiner Bereich. Da wer-
den die Planzahlen zwar durchaus auch tbererfiillt,
das ist gut und richtig, die Bedeutung dieses Instru-
ments bezogen auf die Gesamtforderung ist allerdings
nur gering und wird von den Betrieben haufig nicht
als besonders attraktiv angesehen. Deswegen ist es
richtig, dass der Senat pruft, durch Veranderungen
der Forderkriterien hier jetzt im Sinne der Ausfih-
rungen eben die Beschaftigung von Frauen zu steigern.
Aus meiner Sicht sollte aber auch uberlegt werden,
ob zum Beispiel Auflagen bei der Vergabe von For-
dergeldern besser wirken als die ausgelobten Boni.

Bei der Existenzgrindungsberatung haben wir mit
B.E.G.IN fir alle eine zentrale Anlaufstelle im Lan-
de Bremen. Die Erfahrungen zeigen allerdings, dass
es durchaus Unterschiede im Grindungsverhalten von
Frauen und Mannern gibt. Frauen, so wird ausge-
fuhrt, grinden eher uberlegter, mit weniger Kapital-
einsatz und nutzen auch vorhandene Beratungsan-
gebote intensiver. Die Uberlebensrate ihrer Betriebe
wird deshalb sogar als hoher eingeschatzt.

Um Frauen gezielt in ihrem Grindungsvorhaben
zu starken oder ihre Grindungsneigung zu férdern,
gibt es frauenspezifische Grundungsberatungs- und
Coachingreihen. Beides hat sich bewahrt, mittlerweile
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sind es rund 45 Prozent aller Grundungen, die durch
Frauen erfolgen. Feststellen mussen wir allerdings,
dass der Anteil der abhangig Beschaftigten dort nicht
besonders hoch ist, es sind eher immer kleine Un-
ternehmen, die dadurch entstehen.

Bewahrt hat sich aber auch der Starthilfefonds, ein
Existenzgrinderkredit fur Frauen, die von Arbeits-
losigkeit bedroht sind. Aus unserer Sicht muss er un-
bedingt fortgesetzt werden!

Die aufgefiihrten Instrumente, das wissen Sie selbst,
reichen nicht aus, um eine angemessene Anzahl von
Frauenarbeitsplatzen in den zukunftsorientierten Be-
reichen zu schaffen, das kénnen wir ja taglich fest-
stellen. Deshalb, so hat Herr Schnorrenberger in dem
Interview im , Sonntagsjournal” ausgefiihrt, missen
Unternehmen die Jobs fiir Frauen attraktiver prasen-
tieren. Das ist richtig. Ich mochte aber noch hinzu-
fligen, aus meiner Sicht missen Unternehmen Frauen
geradezu einladen, bei ihnen zu arbeiten, und aus
unserer Sicht sollten die Fordergesellschaften gemein-
sam mit den hier vorhandenen Partnerinnen und
Partnern — also der Handelskammer, belladonna, ich
kann sie nicht alle aufzdahlen — Betriebe aktiv bei der
Akquisition von Arbeitnehmerinnen unterstutzen.

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Das beginnt aus meiner Sicht bereits bei der Stel-
lenanzeige. Untersuchungen haben gezeigt, dass
schon die Formulierung einer Ausschreibung daruber
entscheidet, ob eine Frau oder ein Mann zum Zuge
kommt, weil Frauen sich haufig gar nicht bewerben,
denn, das hat man jetzt herausgefunden, sie fiithlen
sich zum Beispiel von Begriffen wie zielstrebig und
durchsetzungsfahig tiberhaupt nicht angesprochen.

(Glocke)

Ich komme zum Schluss!

Ich bin der Meinung, meine Damen und Herren,
dass hier durchaus einiges auf den Weg gebracht
wurde. Gute Elemente aus der Antwort des Senats
machen aber deutlich, was noch zu tun ist. Wir kon-
nen damit nicht zufrieden sein, sondern es muss wei-
terhin gelten, dass die Quote der Frauen auf diesen
geforderten Arbeitspldtzen deutlich hoher werden
muss!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Vizeprasidentin Schén: Als nachste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Bernhard, Fraktion
DIE LINKE.

Abg. Frau Bernhard (DIE LINKE) *): Sehr geehrte
Frau Prasidentin, sehr geehrte Damen und Herren!

Die vorliegende Anfrage stellt ja im Grunde die Frage:
Werden denn in der Wirtschaftsforderung im Lande
Bremen eigentlich iiberwiegend nur Mannerarbeits-
platze gefordert? Die Antwort lasst sich folgender-
maBen zusammenfassen: Ja, das ist so, und wir se-
hen auch gar nicht so viele Moglichkeiten, das zu an-
dern!

Ich méchte grundlegend darauf eingehen, was ich
eigentlich als die Kernproblematik sehe, die schon
in der gesamten Forderphilosophie begrundet ist. Das
Landesinvestitionsprogramm hat keine eigene Phi-
losophie, sondern macht sich die Forderphilosophie
der GRW, der Gemeinschaftsaufgabe des Bundes,
. Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur”,
wie sie heif}t, zur eigenen Grundlage. Wenn ich mir
das ansehe, heilit das ja, gefordert werden nur ge-
werbliche Bereiche, die ihre Produkte iberwiegend
auBerhalb der betreffenden Regionen absetzen. Das
Problem liegt schon in diesem einen Satz. Es heif3it
ja, die in Bremen produzierende Backerei kann un-
moglich geférdert werden, wenn die Brotchen nicht
mindestens die Landesgrenze uberqueren. Deswe-
gen gibt es auch diese Positivliste der einzelnen Bran-
chen, die der Antwort des Senats anhangt. Es ist also
kein Wunder, dass man dann feststellt, in diesen Bran-
chen arbeiten 75 Prozent Manner, und der Frauen-
anteil ist selbstverstandlich nicht so hoch.

Ich bin sehr froh, dass es diese Anfrage gibt. Wenn
ich nur daran denke, dass wir als Gleichstellungsaus-
schuss bei der WEB eingeladen worden waren, dann
ist mir das, ehrlich gesagt, in ausgesprochen unbe-
friedigender Erinnerung geblieben. Es mag sein, dass
die WFB fur sich intern einiges unternimmt, in der
Wirtschaftsforderung hat sie aber sozusagen massen-
haft geschlechtsblinde Flecke. Es war eine ziemlich
erntchternde Vorstellung, die wir dort erlebt haben.

Esistletzten Endes so, dass kein Mensch das Land
Bremen zwingt, die eigene Wirtschaftsforderung nach
dem Prinzip der Exportbasistheorie auszurichten. Das
ist ja nicht notwendig. Es ist ja nicht nur aus Sicht der
Frauen unsinnig, das ist ganz grundsatzlich 6kono-
misch borniert. Hier wird eben gar nicht erst nach-
gedacht, sondern man tubernimmt einfach die Stra-
tegien des Bundes. Wir benoétigen hier einen Paradig-
menwechsel. Aus den vorangegangenen Diskussio-
nen kann ich mir aber vorstellen, dass das hanseati-
sche Patrizierherz dem nicht gerade zugewandt sein
wird. Das wissen wir. Dieser Paradigmenwechsel ware
aber dringend notwendig.

Ich finde es nicht akzeptabel, dass die Forderung
von Frauenarbeitspldatzen quasi als Sahnehdaubchen
behandelt wird. Ich meine, diese Angelegenheit mit
dem Bonus von 5 000 Euro zusatzlich ignoriert ja vollig,
sagen zu mussen, es ware nicht einfach so, dass sie
Geld bekommen und dann eine Frau nehmen, vol-
lig unabhangig von den jeweiligen Bedingungen und
Ressourcen, die diese Unternehmen haben, das heif3t,
es muss letztendlich etwas dartiber hinaus gedacht
werden. Die Zugabe ist ja quasi ein Zweck der Ubung,
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der rein auBerlich vorgenommen wird. Das wird in
der Antwort auf Frage 4 klar gesagt: Die eigentliche
Forderintention soll nicht durch zusatzliche Kriteri-
en geschwacht werden.

Beim Senat ist offenbar immer noch nicht angekom-
men, dass das Ziel regionaler Wirtschaftsférderung
nicht primar die Forderung der Wirtschaft an sich ist,
sondern eigentlich sollten lokale Arbeitsplatze das Ziel
sein, die an gewissen qualitativen Anspriuchen zu mes-
sen sind. Dazu gehort eben auch ein Mindestmal an
Geschlechtergerechtigkeit.

Mit dieser Ignoranz des Landesinvestitionspro-
gramms verfehlt der Senat eigentlich seine eigenen
Anspriiche, die er im Strukturkonzept Land Bremen
2020 formuliert hat. Dort heiBit es namlich — die Kern-
ziele werden ja benannt — ,die gleiche wirtschaftli-
che Unabhangigkeit von Frauen und Mannern so-
wie gleiches Entgelt fur gleiche und gleichwertige
Arbeit”. Dann heifit es: , Aus diesem Grund ist es fiir
das Land Bremen besonders wichtig, Wege in exis-
tenzsichernde Beschaftigung oder Selbststandigkeit
aufzuzeigen. Dies gilt in besonderer Weise fiir Frau-
en, da sie Uberproportional im Niedriglohnsektor tatig
sind und atypischen Beschaftigungsverhaltnissen wie
Teilzeit oder Minijobs nachgehen.” Wenn man aber
konkret nachfragt, wie bei dieser Anfrage, wohin denn
das Geld geht, kann man feststellen, dahin geht es
nicht. Fortschrittliche, zeitgemaBie Wirtschaftsférde-
rung sieht anders aus.

Bei meinen Recherchen fand ich es sehr interes-
sant, dass beispielsweise die Grinen in Osterreich
ein sehr interessantes Modell entwickelt haben, und
zwar knupfen sie Wirtschaftsforderung direkt an in-
nerbetriebliche Frauenférderung mittels einer Gleich-
behandlungsbilanz an. Dort wird anhand konkreter
Kriterien beurteilt, wie es in Unternehmen im Ver-
gleich zum Branchenschnitt mit der Gleichstellung
von Mannern und Frauen aussieht und ob diesbezig-
lich Verbesserungen eingetreten sind.

Ab einer gewissen Fordersumme soll nur bei po-
sitiver Beurteilung anhand dieser Bilanz Wirtschafts-
forderung geleistet werden. Diese Kriterien waren
dann Frauenanteil im gesamten Betrieb, Frauenan-
teil bei den Vollzeitbeschaftigten, bei den unterschied-
lichen Hierarchieebenen sowie beim Lohnabstand bei
einem durchschnittlichen Jahreseinkommen. Es gibt
eine ganze Reihe von Unternehmen, die das damals
gemacht haben, und es wurde sehr positiv ausgewer-
tet. So kann man das auch machen. Das ware auch
einmal ein interessantes Beispiel fiir das Land Bre-
men, dennich finde die Argumentation, das seija so
ein exorbitanter zusatzlicher biirokratischer Aufwand,
wenn wir einen solchen Indikator noch in die Wirt-
schaftsforderung mit aufnehmen, nachgerade absurd.

(Glocke)

Ich werde darauf gern noch einmal eingehen.

Ich muss sagen, ich finde es l6blich und bin im
GroBen und Ganzen sehr froh, dass wir diese Diskus-
sion begonnen haben, aber dass die Problematiken
weitaus tiefer liegen, als diese Anfrage auf den ers-
ten Blick zu erkennen gibt, wird daran auch deutlich.
— Danke!

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Schon: Als nachste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Hasler, Fraktion der
CDU.

Abg. Frau Hasler (CDU)*): Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Fur mich
steckt hinter dieser Debatte, wie auch bei meinen
Vorrednerinnen erkennbar, viel mehr als das Thema
Schaffung und Sicherung von Frauenarbeitsplatzen.
Bereits als Antwort auf die erste Frage wird das Grund-
problem hinsichtlich des Uberthemas Frauen in der
Wirtschaft offenkundig, das vor allem im wirtschaft-
lich vorgelagerten Kontext liegt und nicht direkt in
der Wirtschaftsforderung von Frauenarbeitsplatzen,
die angesichts der vorhandenen Ressourcen in Ord-
nung zu sein scheint.

In den von der Investitionsforderung schwerpunkt-
mabig begunstigten Branchen existiert mit hochstens
25 Prozent — wir haben das schon gehort — de facto
ein geringer Anteil weiblicher Beschaftigter. Dabei
handelt es sich vor allem um das produzierende Ge-
werbe und unternehmensnahe Dienstleistungen. Wenn
Frauen erst einmal in diesen Branchen angekommen
sind oder selbst Griinderin werden, gibt es laut Ant-
wort des Senats immerhin einige Mechanismen, um
Frauenarbeitsplatze zu sichern und zu férdern. Auch
Beratungsangebote werden von Frauen durchweg
sehr gut angenommen, wenn sie sich erst einmal dazu
entschlossen haben, ein Unternehmen zu griinden.

Selbst wenn man hier auf dem richtigen Weg zu
sein scheint, kann dieser vermeintliche Erfolg eben
nur einen Teil der Debatte darstellen, vielmehr mtiissen
hier die bisherigen Versaumnisse des Senats, Mal3-
nahmen zu entwickeln, um die geschlechtertypische
Berufswahl aufzubrechen und geschlechterhomoge-
nen Berufsfeldern entgegenzutreten, thematisiert wer-
den, denn genau deswegen sehen gerade die rela-
tiven Zahlen, die Prozentzahlen fiir die weiblichen Be-
schaftigten in Bezug auf gesicherte Arbeitsplatze und
neue Dauerarbeitsplatze seit Jahren so traurig aus.

Besonders vor dem Hintergrund des immer bedroh-
licheren Fachkraftemangels, der als Thema interes-
santerweise in der Groen Anfrage sogar angerissen
wird, hatte der Senat langst reagieren und sich end-
lich Mafinahmen zum Erreichen von Frauen fur die-
se benannten Bereiche tiberlegen mussen. Dazu ge-
hort zum einen die Garantie der Vereinbarkeit von
Familie und Beruf durch die Schaffung entsprechender
Infrastruktur und zum anderen die Abkehr von der
Selbstverstandlichkeit, dass die Frau aufhort zu ar-
beiten oder allein in die Teilzeitbeschaftigung geht,
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sofern Familie gewunscht oder vorhanden ist. An die-
ser Stelle mussen vor allem in den groB3eren Betrie-
ben selbst neben beispielsweise ausreichenden Be-
treuungsmoglichkeiten fiir Kinder neuartige Arbeits-
zeitmodelle entwickelt werden, die Frauen mit Kin-
dern nicht automatisch in eine Teilzeitbeschaftigung
oder fur immer in den Haushalt zwingen.

Auf der anderen Seite besteht an bremischen Schu-
len ein unglaublich groBes Defizit an einer vernunf-
tigen Berufsorientierung, und in den meisten Fallen
liegt es wie immer am Engagement der jeweiligen
Lehrkraft oder Schule, eine qualitativ hochwertige
und eben nicht einseitige Berufsorientierung hinsicht-
lich des Geschlechts, aber auch des Profils in Bezug
auf das Studium oder die Ausbildungsorientierung
sicherzustellen. An dieser Stelle fehlt es an verbind-
lichen Leitlinien, um diese Situation, wie sie in der
Antwort auf die GroBe Anfrage dargestellt wird, ir-
gendwann signifikant verbessern zu konnen.

(Beifall bei der CDU)

Ich denke, hierfiir wéare auch eine engere Verzah-
nung des Wirtschafts- und Wissenschafts- beziehungs-
weise Bildungsressorts notwendig sowie die Inten-
sivierung von Unternehmenspartnerschaften mit Schu-
len. Schon lange ist ein solches Konzept angekiin-
digt, aber nichts passiert, und ehrlicherweise kann
auch ein Zukunftstag fur Madchen und Jungen die-
se Anforderung nicht erfiillen.

Dartiber hinaus ist es ein absoluter Fehlschluss sei-
tens des Senats anzunehmen, dass nur, weil mittler-
weile 50 Prozent aller Studierenden weiblich sind, dies
automatisch bedeutet, dadurch wurden hochquali-
fizierte weibliche Fachkrafte fiir den Arbeitsmarkt in
den relevanten Branchen ausgebildet. Hier ist eine
realistische Differenzierung zwischen Studiengangen
doch sehr zu empfehlen, weil netto eben die wenigsten
dieser Studentinnen in den relevanten Branchen stu-
dieren, geschweige denn, nach Schule, Studium oder
Ausbildung dort anfangen zu arbeiten.

Umso wichtiger sind eine geschlechtersensible Be-
rufsorientierung, entsprechende Mentoring-Program-
me und eine vernunftige Betreuung junger Frauen in
technischen Studiengangen. Dabei darf man die The-
men Berufsorientierung und attraktive Arbeitszeit-
modelle fiir junge Familien und Frauen keinesfalls
getrennt betrachten. Unsere Gesellschaft hat hier ein
Mammutprojekt vor sich, das man auf keinen Fall
unterschatzen darf.

(Beifall bei der CDU)

Erst wenn diese drangenden Grundbedingungen er-
fullt sind, die genauso relevant fur unsere Anfrage
zu den Frauenquoten sind, kann man ohne grofBe Kri-
tik solche GroBen Anfragen debattieren und Erfol-
ge feiern. Dies ist heute leider nicht der Fall.

Der Senat kann leider in der Antwort auf die Gro-
Be Anfrage keine MaBnahmen hinsichtlich der an-
gekundigten Fachkraftestrategie benennen, aber ich
hoffe, dass man darin einiges von dem wiederfinden
wird, was ich angefiihrt habe, und er sich nicht mehr
allzu lange mit der Prufung von MafBinahmen beschaf-
tigt. Die CDU-Fraktion wird auf jeden Fall weiter
nachhaken und nicht zuletzt bei der Debatte zu un-
serer GroBen Anfrage weiter nachhaken, da wir dann
auch tatsachlich in einen Bereich kommen, der di-
rekt vom Senat beeinflusst wird. Am Ziel sind wir aus
den benannten Grinden —und verzeihen Sie mir die
Analogie zur Fuiballweltmeisterschaft! — durch das
hinhaltende Tiki-Taka oder, auf gut Deutsch gesagt,
das Dumpeln der rot-grinen Regierungskoalition noch
lange nicht. — Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasidentin Schon: Als nachster Redner hat
das Wort der Abgeordnete Willmann, Fraktion Bund-
nis 90/Die Griinen.

Abg. Willmann (Biindnis 90/Die Griinen)*): Frau
Prasidentin, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Die GroBe Anfrage , Wie schafft und sichert Wirt-
schaftsforderung Frauenarbeitsplatze?* zeigt zuerst
einmal ganz deutlich — das muss man auch sehen —,
dass wir hier eigentlich in zwei Bereichen arbeiten.

Wir befinden uns bei der Wirtschaftsforderung in
erster Linie im Landesinvestitionsprogramm, das in
das GRW-Programm eingebettet ist. Dies ist ein Pro-
gramm, das erst einmal Unternehmen anspricht, die
Arbeitsplatze schaffen wollen. Das ist grundsatzlich
ein, wieich finde, ganz neutraler Ansatz. Dazu kom-
men in der Wirtschaftsférderung — wer da genauer
hinschaut, wird es sehen — andere zusatzliche ein-
zelbetriebliche Forderprogramme. Betrachtet man
diese, haben wir dort ein ahnliches Ergebnis wie beim
Landesinvestitionsprogramm. Gemeint mit diesen gan-
zen Programmen, meine sehr geehrten Damen und
Herren, sind aber die Unternehmen in Bremen und
auch die dartuber hinaus.

Unternehmen in Deutschland haben das Thema
Gleichstellung, wie ich finde, zu lange vernachlas-
sigt und tun dies immer noch. Gleichstellung ist nicht
nur eine Frage der Gerechtigkeit, sie ist auch eine
Frage wirtschaftlicher Vernunft und mitbestimmend
fur die Zukunftsfahigkeit der Wirtschaft.

(Beifall beim Btindnis 90/Die Griinen)

Offene und durchlassige Unternehmenskulturen
sind innovativer und in einer modernen Gesellschaft
glaubwurdiger als verkrustete Wirtschafts- und Mono-
kulturen, und sie sind besser auf unternehmerische
Herausforderungen vorbereitet. Unternehmen wer-
den in Zukunft noch mehr als heute nicht nur inno-
vative Herausforderungen und Technologie-Know-
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how benotigen, sondern auch ihren wirtschaftlichen
Erfolg ganz wesentlich aus der Kombination verschie-
dener Weltsichten, unterschiedlicher Perspektiven und
vielfaltiger Fahigkeiten erzielen mussen.

Verschiedene Studien weisen darauf hin, dass Un-
ternehmen, die mit gemischten Teams, wie es so schon
heiBt, arbeiten, erfolgreicher, dauerhafter und team-
fahiger sind. Damit wird die Gleichstellung der Ge-
schlechter ein entscheidender Faktor und eine wich-
tige Ressource fir ein nachhaltiges Wirtschaftswachs-
tum darstellen, das ist die Ansicht der Fraktion der
Griinen.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Meine Damen und Herren, es ist deshalb an der
Zeit, den fachlichen, organisatorischen und kreati-
ven Potenzialen beider Geschlechter gleichberech-
tigte Chancen im Wirtschaftsprozess zu schaffen, zu-
dem wird der demografische Wandel unsere Wirt-
schaft in den nachsten Jahren vor weitere groBe He-
rausforderungen stellen und das nicht nur in den
MINT-Bereichen.

Die Erwerbstatigkeit von Frauen im Allgemeinen
ist in den vergangenen Jahren gestiegen, sie arbei-
ten aber immer noch zu haufig nur in Teilzeit- und
Minijobs. Nur 55 Prozent der erwerbstatigen Frau-
en arbeiten aktuell in Vollzeit. Damit erreicht Deutsch-
land nur den vorletzten Platz in der EU, das ist ein
bitterer Platz, der sicherlich nicht schon ist.

Die Arbeitszeiten von Miittern sind in den letzten
Jahren sogar noch gesunken, wenn man sich das an-
schaut, hier kommen unterschiedliche Ursachen zu-
sammen: die immer noch geschlechtsspezifische Be-
rufswahl und das Ansehen von frauendominierten Be-
rufen, die mangelnden Kinderbetreuungsmaoglichkei-
ten, innerfamiliare Arbeitsteilung, geschlechtsspezi-
fische Rollenzuschreibungen, aber auch finanzielle
Fehlanreize wie das Ehegattensplitting, das aus un-
serer Sicht abgeschafft werden muss.

Warum so ausfuhrlich? Wenn die Wirtschaftsforde-
rung starker zur Schaffung von Frauenarbeitsplatzen
aufgefordert wird, geht es fur meine Begriffe darum,
das sogenannte Unternehmensbranding in den Be-
ratungen zu verandern, darauf hinzuweisen — mei-
ne Kollegin hat das schon gesagt —, eine andere Spra-
che in Stellenanzeigen zu finden und andere Ziele
zu definieren, damit Frauen nicht schon beim Lesen
einer Ausschreibung sagen, ach, dasist sowieso nichts
fur mich, da wird nur nach Teamfahigkeit gefragt, da
geht es nicht darum, Teams zu bilden. Ich glaube, da-
ran muss man arbeiten.

Ich habe in dieser Woche eine Pressemitteilung
einer Wirtschaftsforderungsgesellschaft dieses Lan-
des bekommen, in der es darum geht, im September
einen Workshop zum Thema Unternehmensbranding
zu veranstalten. Als ich das gelesen habe, habe ich
den Geschaftsfiithrer angerufen und ihn gefragt, ob das
denn sein Ernst sei, ob er schon einmal von Gleich-

stellungsgesetzen gehort habe oder auch davon, dass
es darum geht, Frauen wie Manner anzusprechen und
Unternehmen darauf hinzuweisen, dass ihre Zukunft
darin besteht, Frauen starker an Unternehmen zu
binden. All dies findet in diesem geplanten Workshop
nicht statt. Das Ende des Gesprachs war, dass der
Workshop uberarbeitet wird, und die Ausrede, dass
man ihn von einem Drittanbieter dazugekauft habe,
habe ich an dieser Stelle nicht gelten lassen.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Insofern bedanke ich mich fiir die Gro3e Anfrage!
Die Unternehmen sind hier diejenigen, die noch weiter
sensibilisiert werden miussen, und ich hoffe, wir kom-
men ohne ein privates Gleichstellungsgesetz aus.

Letzter Satz: Fur den 6ffentlichen Dienst gibt es ein
Gleichstellungsgesetz, das funktioniert gut, da binich
auch sehr zufrieden mit der Leistung des Senats, fur
die private Wirtschaft konnen wir das ja noch einmal
nachholen. — Vielen Dank!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Vizeprasidentin Schén: Als nachste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Bernhard, Fraktion
DIE LINKE.

Abg. Frau Bernhard (DIE LINKE) *): Sehr geehrte
Frau Prasidentin, meine Damen und Herren! Bei al-
ler Liebe, aber hier geht es nicht um die Unterneh-
men und wie sie damit umgehen, sondern auch um
unsere Wirtschaftsforderung, und da sind wir in der
Lage, Kriterien zu formulieren.

(Beifall bei der LINKEN)

Es ist doch einfach Unsinn zu sagen, der GRW-An-
satz ware neutral. Er hat eine ganz spezifische Aus-
richtung, und die hat ganz spezifische Konsequen-
zen. Da geht es tatsachlich darum, einmal zu reflek-
tieren, wie wir Wirtschaftsforderung definieren und
wie wir Uberhaupt den Begriff Wirtschaftspolitik se-
hen. Warum grenzen wir denn Gesundheit, Pflege,
Bildung, Erziehung und Soziales aus? Das ist nach
wie vor vollig getrennt von dem, was wir uns unter
Wirtschaft vorstellen. Diese Art von Segregation im
Denken kann ich nicht nachvollziehen, und ich hal-
te sie auch nicht fir nachhaltig und auch in keiner
Weise fir zukunftsfahig fir diese Wirtschaftsforde-
rung hier im Lande Bremen.

(Beifall bei der LINKEN)

Deswegen kann ich nicht einsehen, warum wir das
weiter manifestieren. Das Problem ist, das ist mir
durchaus klar, dass es nicht so einfach ist, da einen
Schritt voranzukommen. Wenn ich mir aber im Res-
sort Wirtschaft, Arbeit und Hafen diese Herangehens-
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weise anschaue, dann ist die, wie ich finde, nach wie
vor davon gepragt, rickwartsgewandt zu denken, sie
ist von einer Retrohaltung gepragt, und das grenzt
die Frauen und die Potenziale fur das Land Bremen
aus.

Es geht darum zu sagen, dass wir die Kriterien fir
unsere Wirtschaftsforderung dndern und damit Ein-
fluss nehmen und nicht darauf warten, dass die Un-
ternehmen ihre Texte irgendwie ein bisschen gen-
dergerechter formulieren. Das kann es ja wohl nicht
sein! Wir miussen tatsachlich Strategien entwickelt,
die relativ klar machen, wo Bremen steht, und wir
miussen dies auch von den Unternehmen fordern, nur
dann wird sich da in irgendeiner Weise auch etwas
andern. Wenn wir das nicht tun, konnen wir lange
darauf warten. — Vielen Dank!

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Schén: Als nachste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Boschen, SPD-
Fraktion.

Abg. FrauBoschen (SPD)*): Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Auch ich will ganz deutlich sa-
gen, es geht naturlich um die Unternehmen, aber wir
konnen es nicht den Unternehmen allein tiberlassen,
zumindest nicht an den Stellen, an denen die Unter-
nehmen geférdert werden wollen.

Wenn offentliches Geld eingesetzt wird, dann mius-
sen auch offentliche Interessen mit diesem Geld rea-
lisiert werden. Wir haben verbunden mit einer For-
derung vor einigen Jahren bei der Ausbildung fol-
gendes Prinzip umgesetzt: Dort, wo offentliches Geld
flieBt, sind wir der Meinung, mussen sich die Unter-
nehmen auch entsprechend an der Ausbildung be-
teiligen. Ich bin durchaus der Meinung — genau wie
meine Vorrednerin —, dass, wenn offentliches Geld
flieBt, wir in diesem Fall auch unsere Forderung nach
Gleichstellung beziehungsweise nach Forderung von
Frauenarbeitsplatzen verknupfen mussen.

Auch mich haben in der Antwort des Senats zwar
die verschiedenen MafBnahmen gefreut, die aufge-
fiihrt sind, und ich will sie auch tiberhaupt nicht
schlechtreden. Ich glaube, dass es in Bremen durchaus
ein Bewusstsein fur das Thema gibt und sich mit die-
sem Thema auch auseinandergesetzt wird, aber das
Ergebnis, das habe ich bereits in meinem ersten Bei-
trag gesagt, ist absolut unzulanglich.

Noch haben wir nicht den Erfolg, den wir uns
wunschen. Das hangt mit Strukturen zusammen, das
haben wir alle an dieser Stelle ausgefihrt. Auch da,
finde ich, muss man diese Strukturen sehr genau tiber-
denken und uberlegen, ob es nicht zielfihrend ist,
genau die Zielsetzung solch eines Landesinvestitions-
programms auch zu verandern, denn wenn das Er-
gebnis ist, dass dabei iiberwiegend Manner gefor-
dert werden, dann ist das eben nicht im Sinne des

Gender-Mainstreamings und steht dem, was wir an
anderer Stelle beschlossen haben, entgegen.

Daher nehme ich diese GroB3e Anfrage jetzt auf,
um daraus weitergehende Initiativen abzuleiten. Ich
wiurde mich freuen, wenn wir da vielleicht auch in-
terfraktionell zu einer Einigung kommen, denn un-
term Strich, meine Damen und Herren, muss doch
dabei herauskommen, dass die Forderung mit 6ffent-
lichem Geld geschlechtergerecht stattfindet. — Dan-
ke schon!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Vizeprasidentin Schon: Als nachster Redner hat das
Wort Herr Staatsrat Professor Stauch.

Staatsrat Professor Stauch: Frau Prasidentin, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Dies hier ist eine
nicht ganz einfache Debatte. Das beruht, glaube ich,
auch darauf, dass man die verschiedenen Forderpro-
gramme getrennt diskutiert. Ich glaube, das ist nicht
richtig, man muss von dem Ziel ausgehen. Uber das
Ziel sind wir uns vollig einig. Das Ziel ist, dass wir
eine deutliche Frauenférderung betreiben, das wurde
hier gesagt, das wesentliche Fachkraftepotenzial sind
die Frauen.

(Abg. Dr. Guldner [Bindnis90/Die
Grunen]: Das stimmt!)

Das ist das groBte vorhandene Potenzial, um die zu-
kunftigen Fachkraftebedarfe zu decken. Das ist ein
vollig richtiger Ansatz, den wir verfolgen miussen. Jetzt
muss man im Grunde schauen, welche Forderpro-
gramme wir haben, mit denen wir dieses Ziel vernunf-
tig und am besten verfolgen koénnen, das kann man
nicht isoliert tun.

Wir haben auf der einen Seite das Forderprogramm
Europaischen Sozialfond, ESF, in dem die Frauenfor-
derung ein ganz zentraler Bereich ist. Auch im Be-
reich der Landesmittel, die wir einsetzen, ist Frau-
enforderung ein zentraler Bereich, den wir zu ver-
folgen haben. Ich kann fur den Bereich des ESF sa-
gen, von den bisher 11 700 geforderten Beschaftig-
ten sind 5 500 Frauen, der Anteil der Mittel liegt bei
50,13 Prozent.

Wenn ich mir das Instrument Existenzgrindungs-
forderung anschaue — ein anderes Instrument, das hier
angesprochen wurde —, haben wir dort in den ver-
gangenen Jahren einen Frauenanteil zwischen 44 und
47 Prozent. Auch da wiirde ich im Ganzen sagen, dass
das ein ordentliches Ergebnis ist.

Jetzt reden wir Uiber die Investitionsforderung. Es
ist richtig, die Grundlage bei der Investitionsforde-
rung ist natiirlich der GRW-Ansatz. Wenn man den
GRW-Ansatz hat, dann hat man den Bezug auf be-
stimmte Branchen, die in der Positivliste genannt wor-
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den sind, und nur ausnahmsweise werden auch an-
dere Bereiche einbezogen. Das ist dem Instrument
geschuldet, das ist der Ansatz, deshalb haben wir da
einen Anteil von 25 Prozent Frauenforderung. Na-
turlich kann man versuchen, darauf einzuwirken, und
das tun wir auch.

Wenn man sich jetzt das Instrument der Bonusfor-
derung anschaut —auch in anderen Bereichen haben
wir Bonus- und Malusansatze, dann sind das Ansat-
ze, die schon uiber das Vorhandende hinausgehen.
Wir versuchen, darauf einzuwirken, denn ich finde,
dass die Bundesregelung im Grunde noch zu wenig
bewegt. Wir kénnen dartiiber nachdenken, zum Bei-
spiel die Boni anzuheben, das konnte man machen.
Man konnte versuchen, diesen Fordereffekt zu ver-
starken und damit mehr zu bewegen, also den An-
teil zu erhohen. Das Grundproblem liegt aber darin,
glaube ich, dass man auch die Strukturen andern
muss. In den Industrien, in den angesprochenen Be-
reichen muss man die Strukturen verandern, und man
muss auch die Qualifikationen der Frauen, die auf
den Arbeitsmarkt treten, verandern, das ist ein zen-
traler Punkt.

Ich glaube, auch beim Qualifikationsansatz, da bin
ich wieder im Bereich des ESF, kommt es entschei-
dend darauf an, dass wir erst einmal die Vorausset-
zungen dafir schaffen, auch im Bereich der Investi-
tionsforderung einen hoheren Frauenanteil zu errei-
chen. Das ist nicht das Hauptproblem der Investiti-
onsforderung selbst, sondern der Voraussetzungen.
Darauf miissen wir einwirken, und dazu miissen wir
diese Mittel einsetzen.

Ich finde es vernunftig, dass man noch einmal da-
riber nachdenkt, aber man sollte die Forderbedin-
gungen nicht so eng fassen, dass hinterher keine In-
vestitionsforderung mehr stattfindet oder die Zahl der
geforderten Arbeitsplatze drastisch zurtiickgeht. Damit
wurden wir die Wirtschaft in Bremen im Ganzen scha-
digen, das ware ein ganz falsches Ergebnis.

Wir mussen schauen, wie wir auf die Vorausset-
zungen einwirken konnen, damit der Frauenanteil
steigt. Das ist kein einfaches Vorhaben. Ich glaube
auch, dass wir in der Wirtschaftsdeputation noch ein-
mal genau die Forderkriterien und die Férderprogram-
me anschauen und sagen sollten, in dem Ziel sind
wir uns einig. Wir mussen aber mit Augenmaf schau-
en, wie wir dieses Ziel auch auf vernunftige Weise
erreichen konnen. Die isolierte Betrachtung ergibt
noch kein automatisches Bild, um zu sagen, das ist
ein untragbares Ergebnis. Es geht um die Vorausset-
zungen, die wir verandern mussen. — Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Vizeprasidentin Schoén: Weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor.

Die Aussprache ist geschlossen.

Die Burgerschaft (Landtag) nimmt von der Antwort
des Senats, Drucksache18/1409, auf die GrofBe An-
frage der Fraktion der SPD Kenntnis.

Wir treten jetzt in die Mittagspause bis 14.30 Uhr
ein.

Ich unterbreche die Sitzung.

(Unterbrechung der Sitzung 13.03 Uhr)

%

Vizeprasident Ravens eroffnet die Sitzung wieder um
14.30 Uhr.

Vizeprasident Ravens: Die unterbrochene Sitzung
der Burgerschaft (Landtag) ist wieder eroffnet.

Bevor wir die Tagesordnung fortsetzen, mochte ich
Thnen mitteilen, dass nachtraglich interfraktionell ver-
einbart wurde, bei Tagesordnungspunkt 43, es han-
delt sich um das Gesetz zur Anderung des Bremischen
Reisekostengesetzes und anderer Vorschriften, auf
eine Aussprache zu verzichten.

Wir fahren in der Tagesordnung fort.

Schutz von Prostituierten nachhaltig verbessern!

Antrag der Fraktion der CDU
vom 11. Juni 2014
(Neufassung der Drucksache 18/1341
vom 28. Marz 2014)
(Drucksache 18/1431)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Senator Mau-
rer.

Die Beratung ist eroffnet.

Als erste Rednerin erhélt das Wort die Abgeord-
nete Frau Hasler, CDU-Fraktion.

Abg. Frau Hasler (CDU)*): Sehr geehrter Herr Pra-
sident, sehr geehrte Damen und Herren! Lassen Sie
mich mit einem Zitat von Alice Schwarzer aus die-
sem Jahr beginnen: ,Nie war die Mehrheit der Pro-
stituierten in Deutschland so isoliert und in der Ille-
galitat wie heute!” Genau diese Aussage bringt die
Intention unseres heutigen Antrags auf den Punkt.
Nach der Reformierung des Prostitutionsgesetzes im
Jahr 2002 hat eine fatale Entwicklung in unserem Land
hinsichtlich der Lage und Situation von Prostituier-
ten stattgefunden. Nicht umsonst hat das Thema die
Biirgerschaft wahrend der letzten Jahre des Ofteren
beschaftigt sowie expliziten Eingang in die Koaliti-
onsverhandlungen und in den Koalitionsvertrag der
Bundesregierung gefunden.

Deutschland als europaische Drehscheibe des Frau-
enhandels! Deutschland als Paradies fiir auslandische
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Sextouristen! Deutschland als Vorholle fur viele
Prostituierte! Dies ist nur eine kleine Anzahl von
Schlagsatzen, die die aktuelle Debatte um die Neu-
regelung des Prostitutionsgesetzes begleiten. Genau
aus dieser traurigen und kaum ertraglichen Wahrheit
resultiert der zum Teil erneute Versuch, Sie davon zu
uberzeugen, so schnell wie moglich die inakzeptab-
len Missstande im Prostitutionswesen zu beseitigen
und vor allem den vielen unfreiwilligen, zum Teil sogar
minderjahrigen Zwangsprostituierten effektiv zu hel-
fen. Unser Antrag besteht mittlerweile aus zwei Kom-
ponenten, nachdem im Bundesrat bereits im vergan-
genen Monat ein wichtiger Antrag des Saarlands zur
Reformierung des Prostitutionsgesetzes, zu dessen Zu-
stimmung wir aufgerufen haben, behandelt worden
ist.

Primarer Ausgangspunkt fur unseren Antrag An-
fang des Jahres war die Einfiihrung einer Kondom-
pflicht fiir Prostituierte und umfassenderer Kontroll-
moglichkeiten von Prostitutionsstatten durch die Po-
lizeiim Saarland. Mittlerweile bestehen somit in meh-
reren Bundeslandern eine Kondompflicht sowie um-
fassende Regelungen zum Betreten der Wohnungen
durch die Polizei.

Aus einer Kleinen Anfrage der LINKEN aus dem
Jahr 2011 geht hervor, dass sich der Senat bisher zu-
mindest nicht negativ zu einer solchen Pflicht geau-
Bert hat. Vielmehr betonen Sie als Regierungskoali-
tion in einem Dringlichkeitsantrag aus dem Jahr 2013
die Relevanz des standigen Vorhandenseins von Ver-
hiuitungsmitteln in Prostitutionsstatten als Mindestan-
forderung an diese Betriebe. Auch auf Bundesebe-
ne sind sich SPD und CDU/CSU einig, dass wir drin-
gend starkere gesetzliche Kontrollmoglichkeiten von
Prostitutionsstatten benotigen, um den unertraglichen
Frauenhandel effektiver bekampfen zu kénnen.

(Beifall bei der CDU)

Ich glaube, ich muss Ihnen an dieser Stelle nicht
sagen, welche Gefahren der Risikoberuf Prostituti-
on vor allem fiir die Gesundheit der Menschen mit
sich bringt, und meines Erachtens gibt es auf der Welt
kein sinnvolles nachvollziehbares Argument fiir den
Verzicht auf dieses vor lebensbedrohlichen Krank-
heiten und ungewollten Schwangerschaften schiit-
zende Verhutungsmittel, das eine eventuell hohere
Bezahlung seitens der Freier oder eine groBere Aus-
lastung rechtfertigen konnte.

Die Situation der Prostituierten hat sich massiv
verschlechtert und ist heutzutage tiberwiegend von
Zwangsprostitution, vor allem aus Osteuropa, sexu-
eller Ausbeutung und Erniedrigung von Menschen
gekennzeichnet. Allein aus dem gesunden Menschen-
verstand und der Kenntnis heraus, welche meine
Fachkolleginnen und Fachkollegen hier mit Sicher-
heit haben, uiiber die heutige Realitat der Prostituti-
on, die eben nicht mehr durch freiwillige, selbstbe-

stimmte Prostitution ausgeubt wird, kann es kein sinn-
volles Argument gegen eine Kondompflicht geben.

Gleiches gilt fur den, ich glaube, inzwischen drit-
ten Versuch der CDU-Fraktion seit dem Jahr 2010,
die Kontrollmoglichkeiten von Bordellen und vor allem
von Modellwohnungen, die sich iiberwiegend be-
wusst der Kontrolle des Staates entziehen wollen, ent-
scheidend zu verbessern. Dabei fordern wir mit neuer
Motivation aufgrund der Koalitionsvorhaben auf Bun-
desebene auch seitens der SPD erneut, das Betreten
der Wohnung durch die Polizei zur Abwehr dringender
Gefahren zu ermoglichen, wenn die Wohnung der
Prostitution dient.

Wenn einem die Gesundheit der Prostituierten und
deren Unversehrtheit, Menschenwiirde, Selbstbestim-
mung sowie Unabhangigkeit und die Freiwilligkeit
bei der Ausubung dieser Tatigkeit am Herzen liegen,
kann man auch gegen diese Kontrollméglichkeiten
— das mochte ich explizit betonen — angesichts der
traurigen Realitat kein sinnvolles Argument mehr fin-
den, geschweige denn, hier von einem Generalver-
dacht sprechen, wie es schon des Ofteren hier in den
Debatten geschehen ist. Dieses Argument des Ge-
neralverdachts wird angesichts der unertraglichen
Missstande und der massiven Zwangslagen des tiber-
wiegenden Teils der Frauen zur Farce.

Ja, dieser Antrag soll der Deregulierung der Pros-
titution Einhalt gebieten, dieser Antrag erh6ht mit Si-
cherheit auch zum gewissen Teil die Fremdbestim-
mung uber die Prostitution, und ich kann sehr gut
nachvollziehen, wenn Prostituierte, die selbstbestimmt
und freiwillig arbeiten, sich durch diesen Antrag an-
gegriffen fuhlen, doch wir missen diese Reaktion
angesichts der inakzeptablen und grausamen Aus-
beutungsverhaltnisse des iberwiegenden Anteils der
Prostituierten leider in Kauf nehmen, und ich wiinsch-
te, es ware nicht so.

Nattirlich ist der Antrag nur ein erster kleiner Schritt
in die richtige Richtung, und ich erhoffe mir von der
Neuregelung des Prostitutionsgesetzes auf Bundes-
ebene die Einfiihrung von entscheidenden MafBinah-
men zur Bekampfung des Frauenhandels, der Zwangs-
prostitution und der sexuellen Ausbeutung von Frau-
en, wozu vor allem auch verbesserte Regelungen zum
Aufenthaltsrecht auslandischer Prostituierten geho-
ren. Trotzdem dirfen wir nicht mehr so tun, als ob
diese unertraglichen Missstande im Prostitutionswe-
sen —

(Glocke)

ich komme jetzt zum Schluss! — nicht existieren und
es nur eine Welt von freiwilliger und selbstbestimmter
Prostitution gibt.

Wir haben die politische Verantwortung, hier men-
schenwtrdige Rahmenbedingungen zu schaffen und
die Prostituierten so weit wie moglich in ihrer Selbst-
bestimmung und rechtlichen Position gegentber
Freiern und Bordellbetreibern zu starken. Deshalb
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bitte ich Sie von ganzem Herzen, diesem Antrag zu-
zustimmen! — Herzlichen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Ravens: Als nachste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Hoch, Fraktion Bund-
nis 90/Die Griinen.

Abg. Frau Hoch (Bindnis 90/Die Grunen) *): Herr
Prasident, meine Damen und Herren! Beginnen wir
zuerst mit den Ubereinstimmungen! Erstens, wir
haben eine Ubereinstimmung darin, dass Menschen-
handel und Zwangsprostitution Straftaten sind und
wir alles dagegen tun mussen, diese zu verhindern.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen und
bei der SPD)

Zweitens, und darin sind wir uns auch einig, muss
es eine Weiterentwicklung des Prostitutionsgesetzes
geben.

Ich mochte jetzt aber einmal Ihre Aussage ,so
schnell wie moglich” ein wenig relativieren, Frau
Hasler. Als das Prostitutionsgesetz im Jahr 2002 in
Kraft getreten ist, war der vorrangige Gedanke, die
Prostitution aus der Sittenwidrigkeit zu befreien. Es
wurde auch immer so gesagt, dass das der erste Schritt
ist. Deshalb war uns allen damals klar, dass eigent-
lich weitere Schritte hatten folgen mussen. Diese
konnten wir aber nicht in das Gesetz aufnehmen, sonst
héatte der Bundesrat zustimmen mussen. Wir hatten
Ihre Stimmen nicht bekommen, und dann hatte es
kein Prostitutionsgesetz gegeben.

Deshalb haben wir damals darin eine Evaluation
mit aufgenommen, die im Jahr 2007 erfolgt ist. In dem
Bericht sind gentigend Mafnahmen aufgezahlt wor-
den, die umgesetzt werden miissen, um Bordelle und
Prostitutionsstatten besser zu kontrollieren. Es war
damals eigentlich schon alles vorbereitet, aber es ist
bis dahin nichts passiert.

Wir haben dann auf Landesebene an einem Pros-
titutionsgesetz gearbeitet, das wissen Sie, diese Ar-
beit mussten wir einstellen. Jetzt kommt es ganz be-
schamend, kurz vor der Bundestagswahl im letzten
Jahrist ein schlechtes Gesetz auf den Weg gebracht
worden, das von der Fachoffentlichkeit als ungent-
gend bezeichnet und zerrissen worden ist und das
den Prosituierten wirklich nicht hilft!

(Beifall beim Blindnis 90/Die Griinen, bei der

SPD und beider LINKEN-Abg. Kasten -

diek [CDU]:Erzahlen Sie das dem Weih-

nachtsmann!-Abg. F e ck er [Bundnis 90/

Die Griinen]: Der wiirde das wahrscheinlich
verstehen!)

Jetzt noch einmal zum Menschenhandel! Ich mochte
Thre Wortbeitrage hier vorn horen, aber nicht von dort

hinten! Ich habe Thnen das gerade erzahlt! Auf die-
se unsachlichen Beitrage gehe ich nicht ein!

(Abg. Strohmann [CDU]J: Sie haben
es erst ermoglicht!)

Zuruck zum Punkt der Zwangsprostitution! Es ist im
letzten Jahr auch dazu etwas vorgelegt worden. Die
Bundesrepublik hatte schon im Jahr 2011 eine Richt-
linie der EU umgesetzt haben miussen, um den Op-
fern von Zwangsprostitution und Menschenhandel
zu helfen, aber es ist nichts passiert!

Esist nichts passiert, und das Schlimme daran war,
dass in der Debatte noch gesagt worden ist, fur die
Opfer konne nichts getan werden, weil es zu kurz-
fristig gewesen ist. Das war wirklich ein Schlag ins
Gesicht dieser Frauen.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen, bei
der SPD und bei der LINKEN)

Jetzt in Ihrem Antrag den Koalitionsvertrag so her-
vorzuheben und zu sagen, wir machen jetzt etwas,
was Sie eigentlich schon seit Langem hatten tun mis-
sen, als hatten Sie gerade den Gral gefunden, das finde
ich ein bisschen beschamend.

(Beifall beim Blindnis 90/Die Griinen, bei
der SPD und bei der LINKEN)

Wenn Sie sich bei dem Thema jetzt aus dem Sessel
bewegen, dann bin ich zufrieden, und ich schaue, was
vorgelegt wird, wunderbar!

(Abg. Strohmann [CDU]J: Der Brand-
stifter ruft nach der Feuerwehr!)

Jetzt komme ich zu den Punkten, die Sie in Ihrem
Antrag vorschlagen, es sind ja nur noch zwei Punk-
te. Der eine Punkt ist die Kondompflicht, die ja auch
bundesweit diskutiert wird und nichts Neues ist. Es
lauft gerade eine aktuelle Abfrage unter den Bun-
deslandern, wie sie dazu stehen. Ich kann Ihnen nur
sagen, wir Grunen sind nach reiflicher Debatte da-
gegen, und ich werde Ihnen auch erklaren, warum:
Wenn man eine solche Pflicht daraus macht, dann
muss man deren Einhaltung auch kontrollieren, das
ist klar, und wenn Sie mir sagen, wie Sie das machen
wollen, dann ware ich sehr interessiert daran. Ich habe
vom Saarland erfahren, dort ist noch nicht klar, wie
das kontrolliert werden soll, und besonders bescha-
mend finde ich, dass in Bayern Freier in Bordelle ge-
schickt werden, die Sex ohne Kondom verlangen und
die Frauen dann bestraft werden. Das finde ich nicht
richtig, und das ist auch nicht unsere Zielsetzung.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen, bei
der SPD und bei der LINKEN)
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Sie begrinden die Kondompflicht dann mit sexu-
ell ibertragbaren Infektionen und Krankheiten. Wenn
Sie sich die Berichte der letzten Jahre der Gesund-
heitsamter beider Stadte anschauen, dann sehen Sie,
dass es in dem Bereich keine signifikante Steigerung
gegeben hat. Auch in der Antwort auf eine Kleine
Anfrage, die gerade vor zwei Tagen von der Bundes-
regierung veroffentlicht wurde, steht, dass die Zahl
der Infektionen bei den Prostituierten nicht signifi-
kant Giber der der allgemeinen Bevolkerung liegt. Aus
diesem Grund ist dies also nicht der richtige Weg.

Zu den Zahlen der ungewollten Schwangerschaften
im Land Bremen finden Sie Aussagen in den Berichten
der Gesundheitsamter, auch dazu, warum es sie gibt.

(Glocke)

Ich komme gleich zum Schluss. Diese Frauen, die oft
ungewollt schwanger werden, werden es meistens
von ihren Zuhaltern, die sich das Recht herausneh-
men, immer und ungeschiitzt sexuellen Verkehr ohne
Kondom zu haben. Das wird so aufgeschrieben und
seit Langem von denjenigen so erzahlt, die im Ge-
sundheitsamt tatig sind.

Wie gesagt, alle Bundeslander haben jetzt zuge-
liefert. Legen Sie die Eckpunkte fir eine Weiterent-
wicklung des Prostitutionsgesetzes vor und — das ist
uns besonders wichtig — sorgen Sie dafur, dass es ein
Bleiberecht fiir die Opfer von Menschenhandel und
Zwangsprostitution gibt, die aussagen wollen, damit
sie endlich auch einen sicheren Weg haben, hier blei-
ben zu konnen, wenn ihnen schon so etwas wider-
fahrt! — Vielen Dank!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen, bei
der SPD und bei der LINKEN)

Vizeprasident Ravens: Als Nachste rufe ich auf Frau
Kollegin Bernhard, Fraktion DIE LINKE.

Abg. Frau Bernhard (DIE LINKE)*): Herr Prasident,
sehr geehrte Damen und Herren! Zu Beginn eine
Feststellung, gerade wenn man hier Alice Schwar-
zer zitiert, finde ich das wichtig: Niemand hat defi-
nitiv belastbare Zahlen zu den Anteilen, wie viel frei-
willige Prostitution und wie viel Zwangsprostitution
stattfindet, und vor allem auch nicht dazu, was sich
im Feld dazwischen befindet, niemand!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Wir kommen tiberhaupt keinen Schritt weiter, wenn
hier immer ein Bild bemitiiht wird, als wiisste es Alice
Schwarzer, wenn sie sagt, uberwiegend ware es so
herum, und die anderen sagen, iiberwiegend ware
es so herum.

Es gibt im Antrag der CDU einiges, was man so
nicht stehen lassen kann. Es ist namlich richtig, dass

die Zahl der Sexarbeiterinnen in Bremen, die ein Ge-
werbe angemeldet haben, nach wie vor relativ niedrig
ist, das stimmt. Das heilit aber nicht automatisch, dass
alle, die keines angemeldet haben, im nicht freiwil-
ligen Bereich arbeiten. Das bedeutet auch keineswegs,
dass nur ein verschwindend geringer Anteil der Sex-
arbeiterinnen vom Gesetz aus dem Jahr 2002 profi-
tieren wurde. Das Prostitutionsgesetz — das finde ich
schon wichtig, auch meine Vorrednerin hat darauf
hingewiesen — hat ein anderes Kapitel aufgeschla-
gen. In der Folge und hinsichtlich der Umsetzung —
dartuber kann man naturlich streiten —ist es reform-
bedurftig, und ich glaube nicht, dass wir in dem Punkt
einen Dissens haben,

(Beifall bei der LINKEN, bei der SPD und
beim Biindnis 90/Die Grinen)

aber gerade, dass wir gesagt haben, diese Sittenwid-
rigkeit ist vorbei, war ein Fortschritt.

Nun mussen wir uns einmal ansehen, was wir jetzt
am besten machen, welil ja eine ganze Zeit vergan-
genist. Auch der Bundesrat hat sich in seiner Sitzung
im April hinter diese Position gestellt zu sagen, wie
es denn mit dieser grundsatzlichen Weichenstellung
aussieht. Es heifit: ,Der Bundesrat begriit den mit
dem Prostitutionsgesetz im Strafrecht eingeleiteten
Paradigmenwechsel vom Schutz vor der Prostitution
zum Schutz in der Prostitution. Dieser entspricht der
strafrechtlichen Systematik, die den Schutz der sex-
uellen Selbstbestimmung in den Mittelpunkt stellt.”
Diesen grundlegenden Standard wollen wir nicht auf-
weichen, zumindest die SPD hat sich in der Groien
Koalition im Ubrigen von einer Heraufsetzung der Al-
tersgrenze distanziert und erklart, dass es den Be-
troffenen nichts nitzt. Ich finde, das ist durchaus er-
wdahnenswert und eine richtige Haltung.

Die tiberfallige Klarung ist, wie wir mit den Pros-
titutionsstatten orientiert an den Fragen zur Erlaub-
nispflicht, der Kontrolle und Rechtssicherheit umge-
hen. Die Einfiihrung einer generellen Erlaubnispflicht
ist umstritten, weil zum Teil eben auch die Befiirch-
tung besteht, dass eine solche Regelung vor Ort ex-
trem restriktiv ausgelegt wird. Diese Befiirchtung muss
man auch ernst nehmen. Ebenso muss man die Be-
furchtung ernst nehmen, dass es, womoglich durch
die Polizei, jederzeit Kontrollen ohne Anlass gibt.

Ich finde, wir konnen uns auf gar keinen Fall auf
den Standpunkt stellen, dass nicht kontrolliert wer-
den soll, das sehe ich auch so.

(Beifall bei der LINKEN und bei der SPD)

Wir mussen uns aber tiberlegen, wer es wo vor wel-
chem Hintergrund macht und wie die Kriterien aus-
sehen, und deshalb ist das nichts, was man tiberstiir-
zen sollte.

Die Einfuhrung einer Kondompflicht zielt ja genau
darauf ab, beliebige Anlasse fur Kontrollen zu schaf-
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fen. Hier wurde vo6llig zu Recht angesprochen, wie
es denn kontrolliert werden soll, ob es Lockfreier
geben soll, wer dann Schuld hat und wer letztendlich
die Strafe bekommt und so weiter. Das heif}t also, diese
Uberlegung ist nicht zu Ende gedacht und deswe-
gen zu Recht umstritten.

(Beifall bei der LINKEN, bei der SPD und
beim Biindnis 90/Die Griinen)

Mich argert es auch, dass in dem Antrag der CDU
die eigentlichen Probleme ja tiberhaupt nicht vorkom-
men, und das sind die notwendigen Anderungen im
Aufenthaltsrecht.

(Abg.Frau H d sl er [CDU]: Das habeich
gesagt!)

Aber warum kommt es dann nicht vor? Es wird prak-
tisch nie als prioritar eingestuft. Der Bundesrat, und
das finde ich gut, spricht sich an der Stelle klar dafur
aus, den Frauen ein Aufenthaltsrecht einzuraumen,
und zwar unabhangig davon, ob sie als Zeuge aus-
sagen wollen oder nicht, dazu gehoéren auch die Nach-
zugsrechte fir Kinder, es hangt ja eine ganze Men-
ge daran, Arbeitserlaubnis und so weiter. Wir haben
uns ja nicht umsonst schon sehr intensiv mit dieser
ganzen Problematik auseinandergesetzt, und das sind
Arten von MaBnahmen, die dringend notwendig sind.

Eine restriktive Migrationspolitik ist der entschei-
dende Nahrboden fur die Ausbeutung in der Prosti-
tution, und das ist nicht nur in der Bundesrepublik
so. Wer hier gegen die Ausbeutung vorgehen will,
der muss sich auch fiir solche Mafinahmen einsetzen
und nicht dauernd die Sanktions- und Kontrollebe-
ne betonen.

Auch die gesamte Palette von Ausstiegsmoglich-
keiten ist doch wichtig, Frauen missen ja Alternati-
ven haben. Sie mussen doch irgendwohin gehen und
sagen konnen, wenn ich eine Wahlfreiheit habe, mich
zu ernahren, dann wiirde ich das fiir mein Leben eben
anders gestalten, aber dafiir muss es diese Angebo-
te geben, und das bedeutet Aufenthalts- und Arbeits-
erlaubnis, Qualifizierung, Arbeitsplatze und entspre-
chend existenzsichernde Bezahlung.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Damit muissen wir uns auseinandersetzen, und da
kannich hier auf der gesamten Linie leider nur fest-
stellen: Fehlanzeige! Die Starkung eines gesicherten
Zugangs zu Gesundheitsdienstleistungen zum Bei-
spiel ware auch eine schone Forderung. Auch nicht
vorhanden!

(Abg. Hinners [CDU] meldet sich zu
einer Zwischenfrage. — Glocke)

So kommen wir aber hier nicht weiter, und deswe-
gen beende ich jetzt meinen ersten Beitrag. — Vielen
Dank!

(Beifall bei der LINKEN und bei der SPD)

Vizeprasident Ravens: Als Nachste hat das Wort
Frau Kollegin Boschen, Fraktion der SPD.

(Abg. Schildt [SPD]: Daswar schon der

zweite Versuch von dem Kollegen! — Abg.

Hinners [CDU]: Wir werden hier diskri-
miniert!)

Abg. Frau Boschen (SPD)*): Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Die Argumente sind ja von mei-
nen Vorrednerinnen ausgetauscht worden. Frau Has-
ler, ich war doch sehr tiberrascht tiber Ihre Aussa-
gen, die Sie hier jetzt unabhangig vom Antrag noch
einmal getatigt haben. Wenn Sie sagen, heute wtr-
de der Prostitution nicht mehr so freiwillig nachge-
gangen, dann frage ich mich, was das fur Erkennt-
nisse sind, die Sie dort haben, wie es frither war und
wie es heute ist. Wenn Sie sagen, dass heute uber-
wiegend Zwangsprostitution auf der Tagesordnung
steht, dann kann ich wie meine Vorrednerin nur sa-
gen, wir haben ein riesiges Dunkelfeld, wir wissen,
dass es das gibt, wir alle verurteilen das, aber Zah-
len haben wir leider nicht.

Wir haben mit einigen Mitgliedern des Gleichstel-
lungsausschusses eine Reise nach Stockholm unter-
nommen, wir haben uns auch mit der Situation dort
vor Ort auseinandergesetzt, und nach meinem Emp-
finden - entschuldigen Sie, wenn ich das so sage —
ist Ihr Antrag auBBerordentlich rickwartsgewandt.

(Beifall bei der SPD, beim Biindnis 90/Die
Grunen und bei der LINKEN)

Ich hatte eher erwartet, dass Sie vielleicht das auf-
greifen, was mittlerweile in Schweden und in Frank-
reich umgesetzt wird und wortiiber andere Lander
nachdenken, namlich den Kauf sexueller Dienstleis-
tungen unter Strafe zu stellen. Ich personlich sage
Thnen ganz ehrlich, ich habe durchaus das eine oder
andere Mal gedacht, ja, ich konnte mir das vorstel-
len, ich weil} aber — ich werde schon angeschaut —,
dass das in meiner Fraktion erst einmal noch nicht
mehrheitsfahig ist, ich weil nicht, wie das in Threr
Fraktion aussieht.

(Abg. Frau Ahrens [CDU]: Auch nicht
im Rest des Hauses!)

Das alles habe ich verstanden, ich brauche auch nur
auf meine Fraktion zu schauen.

Wir sind uns doch alle darin einig, dass die Bedin-
gungen, unter denen Prostitution stattfindet, in ganz
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vielen Fallen menschenunwirdig sind und wir alles
tun sollten, das zu verandern.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Grinen — Abg. Frau Neumeyer
[CDU]: Das ist ein Ruckschritt!)

Wie der Weg dahin ist, glaube ich, haben wir mit
unserem eigenen Gesetzesantrag, den wir im letz-
ten Jahr eingebracht haben, sehr deutlich gemacht.
Es gilt, die Bedingungen, unter denen Prostitution
stattfindet, zu verandern. Es gilt, Zugange zu schaf-
fen, die eine Kontrolle dieser Bedingungen ermdog-
lichen, denn es kann doch nicht sein, dass solch ein
Bereich nicht kontrolliert wird. Dafur bedarf es kei-
ner Anderung des Polizeigesetzes, denn in den Fél-
len, in denen der Verdacht auf Menschenhandel, auf
Zwangsprostitution besteht, gibt es sehr wohl Mog-
lichkeiten, dann auch in die Wohnung oder in die Lo-
kalitat einzutreten.

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Eine Kondompflicht, bei der dann gegebenenfalls
sogar die Frauen unter Strafe gestellt werden, wenn
sie das Kondom nicht benutzen, ist fur mich vollig ab-
surd.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Frau Hoch hat es gesagt: Wie wollen Sie das kontrol-
lieren? Wollen wir hier jetzt tatsachlich wieder die
Prostituierten kriminalisieren? Das ware wirklich ein
deutlicher Schritt zurtick. Im Vergleich zu dem, das
sage ich ganz ehrlich, sollte man schauen, ob man
nicht den Erwerb sexueller Dienstleistungen unter
Strafe stellt. Ich wisste gern Ihre Meinung daruber.

Wir haben in Schweden auch gesehen, man ent-
scheidet nicht einfach, das oder jenes ist verboten,
ohne dass dies eine Vielzahl Anderungen nach sich
zieht. Selbstverstandlich geht damit eine relativ starke
Kontrolldichte und — das ist hier jetzt von allen mei-
nen Vorrednerinnen gesagt worden —unser Anspruch
an vernunftige Versorgung derjenigen einher, die in
dieser Situation sind, sowohl der einheimischen Pros-
tituierten als auch derer, die jetzt aus anderen Lan-
dern hierher kommen und als Zeuginnen eben des-
halb nicht auftreten konnen, weil ihre Situation der-
artig unsicher ist und sie unter Druck stehen. Hier
muss entsprechend dafiir Sorge getragen werden, dass
die Zeuginnen auch uber das Strafverfahren hinaus
ein Aufenthaltsrecht bekommen, der Zuzug ihrer Kin-
der ermoglicht wird, sie Unterstitzungen wie Dolmet-
scherdienstleistungen — das sowieso! —, aber auch
finanzielle und psychische Unterstitzung erhalten,
damit wir diejenigen dingfest machen konnen, die in
diesem ganzen Zusammenhang zur Verantwortung
gezogen werden mussen.

Daher, Frau Hasler, kann ich nur sagen, ewig gruf3t
das Murmeltier, wir werden dem Antrag, das Poli-
zeigesetz zu verandern, in keiner Weise nachkom-
men. Die Kondompflicht halte ich, ehrlich gesagt, auch
fiir eine hohle Hupe.

(Heiterkeit)

Ich bin aber guten Mutes, dass mit den Veranderun-
gen, die durch die GroB3e Koalition — das ist hier auch
schon gesagt worden — auf den Weg gebracht wer-
den, endlich auch eine Verbesserung in dem Bereich
stattfinden kann. — Danke!

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Grinen)

Vizeprasident Ravens: Als nachste Rednerin hat das
Wort die Abgeordnete Frau Hasler, CDU-Fraktion.

Abg. Frau Hasler (CDU)*): Sehr geehrter Herr Pra-
sident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich glaube,
an genauso eine hohle Hupe erinnert Ihre Argumen-
tation, Frau Boschen, und die von Frau Hoch.

(Beifall bei der CDU)

Ich muss sagen, dass ich sehr enttauscht bin, wie
schwach hier zum Teil argumentiert und Dinge ge-
sagt wurden, denen ich uiberhaupt nicht widerspro-
chen habe, dieich sogar in meiner Rede erwahnt habe.
Es tut mir sehr leid, dass Sie mir nicht richtig zuge-
hort haben. Sie konnen das im Plenarprotokoll dann
am besten noch einmal nachlesen.

(Beifall bei der CDU)

Ich finde es auch ganz furchterlich, wie Sie die Ver-
héaltnisse und die Situation gerade von all den Frau-
en, die eben von sexueller Ausbeutung und all die-
sen schrecklichen Dingen betroffen sind, hier relati-
vieren.

(Abg.Frau B 6 s c h e n [SPD]: Das hatnie-
mand getan! Dann haben Sie nicht zugehort,
Frau Hasler!)

Doch, das haben Sie massiv getan! Sie relativieren
hier ohne Ende, Sie weisen auf das Dunkelfeld hin,
aber sehen nicht wirklich ein, wie brenzlig die Ver-
haltnisse hier mittlerweile sind, und das haben Sie
in der Debatte zu IThrem Dringlichkeitsantrag im Jahr
2013 auch selbst gesagt. Ich finde das wirklich sehr
schrecklich und kann das absolut nicht nachvollzie-
hen.

(Beifall bei der CDU)

Ich muss Ihnen auch sagen, dass ich tiberhaupt nicht
die Intention hatte, hier den ersten schwarz-gelben
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Entwurf der letzten Bundesregierung zu rechtferti-
gen. Deswegen habe ich gar nicht verstanden, wa-
rum Sie sich so aufregen, Frau Hoch, ich habe die-
sen Entwurf iberhaupt nicht angesprochen. Ich halte
ihn auch nicht fir die beste Losung oder den besten
Entwurf.

Ich bin froh, dass dieses Verfahren jetzt noch einmal
aufgenommen wird und die aktuelle Bundesregie-
rung jetzt dazu etwas ausarbeitet. Ich habe eine sehr
hohe Erwartung daran und bin auch zuversichtlich,
dass gute Losungen gefunden werden. Der Schritt,
den das Saarland gemacht hat, war wirklich ein ers-
ter ganz wichtiger Schritt in die richtige Richtung.

Noch einmal zur Kontrolle: Nattirlich ist es schwie-
rig, das umzusetzen und zu kontrollieren. Hatten wir
hier ein vernunftiges Ordnungsamt und Ordnungs-
beamte, die vielleicht ein bisschen besser ausgestattet
waren, ware das vielleicht nicht so ein Problem, aber
das ist hier politisch auch nicht gewollt.

Die Vereine, die hier in Bremen arbeiten, zum Bei-
spiel Nitribitt, und die Streetworker werden von Th-
nen uberhaupt nicht einbezogen. Die Streetworker
verteilen sowieso schon Kondome in den Bordellen.
Sie sind da so pessimistisch, dass man einfach merkt,
Sie verstecken sich hinter hrem Nichtwollen und ge-
ben dem keine Chance. Das finde ich sehr traurig.

Ich finde es auch traurig, damit zu argumentieren,
dass die Infektionen nicht gestiegen sind und man
deswegen keine Komdompflicht braucht. Ich muss
Thnen ganz ehrlich sagen, ich finde, jede Erkrankung
ist eine zu viel,

(Beifall bei der CDU)

und ich ware tUiber jede Diagnose froh, die keine Er-
krankung feststellen wiirde. Daher muss ich sagen,
ich bin wirklich enttauscht, und ich denke, dass nicht
ich heute ruickwartsgewandt argumentiert habe, son-
dern Sie. Ich hoffe, Sie nehmen sich an der SPD auf
Bundesebene ein Beispiel. — Ich bedanke mich!

(Beifall bei der CDU — Abg. Frau N eu -
meyer [CDU]J: Da hat sie vollkommen
recht!)

Vizeprasident Ravens: Als nachster Redner hat das
Wort Herr Senator Maurer.

Senator Maurer: Herr Prasident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich begrif3e es, dass alle
Fraktionen dieses Hauses inzwischen erkannt haben,
hier besteht ein Handlungsbedarf. Das Thema Zwangs-
prostitution und Menschenhandel ist ein Thema, das
die Bundesrepublik stark beschaftigt.

Wenn ich mich nicht falsch erinnere, ist der Werde-
gang dieser Debatte sehr skurril. Wir haben dieses
Thema mindestens seit sechs, sieben Jahren auf der
Agenda. Ich kann mich daran erinnern, ich bin im

Jahr 2009, ich glaube, bei der ersten Innenminister-
konferenz damit angetreten, mit dem Ergebnis, dass
mich alle etwas beldachelt haben. Nach drei Konfe-
renzen waren wir vorangekommen. Ich muss auch
zum Schutz der CDU-Fraktion sagen, damals bestand
gemeinsamer Konsens daruber, jawohl, wir mussen
handeln, die Verhaltnisse, so wie sie sind, konnen wir
nicht weiter hinnehmen. Es war dann die alte Bun-
desregierung mit dieser legendaren Bundesjustizmi-
nisterin, die kategorisch gesagt hat: Nein, das ma-
chen wir nicht!

Wir haben vor diesem Hintergrund in Bremen
uberlegt, was wir tun konnen, weil wir nicht sicher
sein konnten, was nach der Bundestagswahl ge-
schieht. Deswegen haben wir uns an die Arbeit ge-
macht, eine bremische Initiative, einen eigenen Ge-
setzentwurf zu entwickeln. Das Ergebnis der Bundes-
tagswahl hat dann dazu gefiihrt, dass wir in den Ko-
alitionsvereinbarungen Wert darauf gelegt haben,
dass dieses Thema aufgegriffen und positiv beant-
wortet wird.

Wir haben zwischenzeitlich durch eine Initiative
der meisten Lander im Bundesrat eine sehr eindeu-
tige Beschlussempfehlung eingebracht und angenom-
men. Jetzt liegt der Ball im Bereich der Bundesregie-
rung, und unsere Erwartungen sind hoch, dass die-
ses Problem bundesweit angegangen wird.

Deswegen, liebe Kolleginnen und Kollegen der
CDU, hat es mich schon etwas uiberrascht, wir haben
jetzt erstmals die Chance, dieses Thema bundesweit
adaquat zu bearbeiten, und jetzt kommen Sie mit einer
Initiative, tiber Anderungen im Polizeigesetz das Be-
tretungsrecht isoliert einzufuihren, ohne dass tiber-
haupt der Rahmen klar ist. Wir miissen doch jetzt ein-
mal abwarten, was der Deutsche Bundestag in den
nachsten Monaten beschlieBen wird, und dann kon-
nen wir moglicherweise immer noch feststellen, dass
wir einen Erganzungsbedarf haben. Das setzt aber
auch voraus, dass wir gesetzlich noch in der Lage sind,
weiter gehende Dinge auf Landesebene zu regeln.
Jetzt aber auf die Schnelle zwei Themen herauszu-
greifen, die in sich hochproblematisch sind! Es geht
gar nicht um das Thema Betretungsrechte. Esist vollig
klar, wenn man kontrollieren will, muss man die Ob-
jekte auch betreten, aber es ist schon ein gravieren-
der Unterschied, ob ich ein Bordell kontrolliere oder
ob ich die Vorstellung habe, die ich nicht teile, dass
man auch Privatwohnungen kontrollieren kann.

Die Frage der Kondompflicht ist, das muss ich in
aller Deutlichkeit sagen, ein Nebenthema, tiber das
man diskutieren kann. Ich teile aber eher die Einschat-
zung derjenigen, die sagen, so etwas kann man uber-
haupt nicht kontrollieren, und Dinge, wovon man se-
henden Auges weil, sie bringen in der Praxis nichts,
sollte man auch nicht fordern.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Deswegen ist meine Bitte, diesen Antrag zum Anlass
zunehmen, im Bund darauf hinzuwirken, dass wir ei-

(D)
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(A) nen Partner haben, der in der GroBen Koalition be-
reitist, das alles aufzugreifen, was die Burgerschaft
langst beschlossen hat. Wir haben zahlreiche Debatten
gefihrt, und wenn es uns gelingt, nur 60 Prozent der
Dinge im Bund umzusetzen, die wir hier gefordert
haben, sind wir deutlich weiter.

(Beifall bei der SPD)

Ich habe keinen Zweifel daran, dass ich daftir auch
kunftig, wie bisher, die Unterstitzung der grinen
Fraktion bekommen werde, aber ich habe auch die
Hoffnung, dass Sie auf Bundesebene Ihre Moglich-
keiten ausnutzen, den Koalitionspartner dazu zu be-
wegen, weiter zu gehen, und wenn das entschieden
ist, binich gern bereit, iber bremische Anderungen
zu diskutieren. — Danke sehr!

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Vizeprasident Ravens: Weitere Wortmeldungen lie-
gen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem Antrag der Fraktion der CDU mit der

Drucksachen-Nummer 18/1431, Neufassung der Druck-

(B)  sache 18/1341, seine Zustimmung geben mochte, den
bitte ich um das Handzeichen!

(Dafir CDU und BIW)
Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, Biindnis 90/Die Griinen
und DIE LINKE)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.

Kampf gegen Ubergewicht und Fettleibigkeit
bei Kindern und Jugendlichen aufnehmen

Antrag der Fraktion der CDU
vom 15. Januar 2013
(Drucksache 18/725)

(Abg. Tsch 6 pe [SPD]: Missen Dicke raus?)

Das miussen Sie entscheiden, Sie sind ——. Nicht Sie
personlich, Herr Tschope, Entschuldigung!

(Heiterkeit)

Wir verbinden hiermit:

Kampf gegen Ubergewicht und Fettleibigkeit
bei Kindern und Jugendlichen aufinehmen

Bericht der staatlichen Deputation fiir Gesundheit
vom 23. April 2014
(Drucksache 18/1363)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Staatsrat Hartl.

Meine Damen und Herren, der Antrag der Frak-
tion der CDU , Kampf gegen Ubergewicht und Fett-
leibigkeit bei Kindern und Jugendlichen aufnehmen*
vom 15. Januar 2013, Drucksache 18/725, ist von der
Burgerschaft (Landtag) in ihrer 38. Sitzung am 14.
Marz 2013 zur Beratung und Berichterstattung an die
staatliche Deputation fiir Gesundheit tiberwiesen wor-
den. Diese Deputation legt mit der Drucksachen-
Nummer 18/1363 ihren Bericht dazu vor.

Die gemeinsame Beratung ist eréffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Bensch, Fraktion der CDU.

Abg. Bensch (CDU)*): Herr Prasident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Der Prasident hat den
Hintergrund eben zu Recht genannt. Es gab vor tiber
einem Jahr einen Antrag der CDU-Fraktion zu die-
sem Thema und dann eine Uberweisung an die De-
putation. Ich habe es damals schon gesagt, das ist eine
Beerdigung erster Klasse, und ich kann Ihnen ganz
deutlich sagen, es war ein jammerlicher Vorgang, wie
man damit umgegangen ist.

Ich mochte IThnen an dieser Stelle nicht vorenthal-
ten, dass ich Anfang des Jahres an den Gesundheits-
senator schreiben und ihn daran erinnern musste, sich
darum zu kiimmern, weil sich bis dahin keiner da-
rum gekummert und es weder einen Bericht noch eine
Diskussion in der Deputation gegeben hatte. Das zeigt,
dass das Gesundheitsressort dieses Thema von An-
fang an nicht mit der notwendigen Ernsthaftigkeit an-
gegangen ist, und das kann und will die CDU nicht
gutheiBen.

(Beifall bei der CDU)

Es niitzt dann auch nichts, wenn man einen netten
Brief bekommt, die Glaubwirdigkeit mag ein jeder
selbst beurteilen. Ich halte es fur absolut schabig, so
mit Parlamentariern umzugehen, die hier Antrage im
Hohen Haus verabschieden und diese dann an das
Gesundheitsressort zur Bearbeitung geben.

Nun aber zur Sache! In dem Bericht der Deputa-
tion fiir Gesundheit stehen ein paar gute Dinge. In
Bremen wird schon viel getan, was Pravention und
Begleitung angeht, und es wird auch viel getan, was
die Therapie angeht. Unserer Meinung nach fehlt aber
ein ganzheitliches Konzept, deswegen steht auch in
unserer Uberschrift |, Kampf aufnehmen*”, weil es nur
mit ein paar pflichtgeméBen Ubungen nicht getan ist.
Wer selbst groBie Kinder hat, die sich in Bewerbungs-
situationen befinden — anonymisierte Bewerbungs-
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verfahren hin oder her, wir sprechen hier nicht von
einem leichten Ubergewicht, sondern Fettleibigkeit,
Adipositas, das ist schon etwas ganz anderes! —, der
weil}, wie schwer es Kinder und Jugendliche haben,
die vor einer Lebensentscheidung stehen, wie zum
Beispiel vor einer Bewerbung, und deswegen ist es
unsere Pflicht, alles dafiir zu tun, dass fiir diese Men-
schen, die Betroffenen Chancengleichheit hergestellt
wird, und das heilit, man muss den Kampf gegen
Fettleibigkeit im frithen Kindesalter aufnehmen.

(Beifall bei der CDU)

Deswegen halten wir auch an unserem Antrag fest.

Wir wollen ein ganzheitliches, ein richtig groBes
Schwerpunktgebiet hierzu machen, Sie wollen das
angeblich nicht. Sie werden nachher eine Beschluss-
empfehlung horen, dass der Antrag der CDU abge-
lehnt wird, und dort heilit es dann vonseiten der De-
putation, die Empfehlungen des Antrags der Frakti-
on der CDU seien durch bestehende Aktionen bereits
umgesetzt oder die Aktionen, die vorgeschlagenen
MaBnahmen der CDU erschienen nicht umsetzbar.

Wer dieses Thema wirklich zu einem politischen
Schwerpunktthema macht, der wiirde es an sich rei-
Ben, der wiirde sagen, jawohl, ein ganzheitliches Kon-
zept muss her. Rot-Grin will das nicht, die CDU will
das, das ist eine klare Abgrenzung. Ich bitte Sie also
noch einmal darum, unserem umfassenderen Antrag
zuzustimmen und der Beschlussempfehlung nachher
nicht zu folgen. — Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Ravens: Als nachster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Tuncel, Fraktion DIE LINKE.

Abg. Tuncel (DIE LINKE)*): Sehr geehrter Herr
Prasident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Jede dritte
Person zwischen 15 und 17 Jahren in Bremen ist
ubergewichtig, da mussen die Alarmglocken lauten.
Essstorungen sind unter Jugendlichen weit verbrei-
tet, das ist ein echtes Problem. Magersucht, Bulimie
und die sogenannte Adipositas, also Fettsucht, sind
Krankheitsbilder. Es ist wichtig zu betonen, dass es
da nicht um Zugellosigkeit geht, sondern um ernst
zu nehmende Erkrankungen.

Ich mochte aber auch betonen, dass nicht jedes
Ubergewicht gleich Krankheit bedeutet. In der Ge-
sellschaft herrschen starke Normvorstellungen, die
von der Werbeindustrie gefordert werden. Menschen,
deren auBlere Form wie auch immer von den Schon-
heitsidealen abweicht, erleben haufig Diskriminie-
rung. Gerade Jugendliche, das hat auch mein Vor-
redner gesagt, setzt das stark unter Druck. Aus un-
serer Sicht brauchen wir daher mehr Toleranz gegen-
uber Andersartigkeit.

(Beifall bei der LINKEN und bei der SPD)

Ob junge Menschen sich dagegen entscheiden, Ge-
schlechtertypen zu entsprechen, ob sie dick oder dunn,
hell oder dunkel sind, das alles sollte keine Rolle spie-
len.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir haben hier schon oft iber die zunehmenden
Aufgaben des Bildungssystems gesprochen, die To-
leranz zu fordern ist eine davon. Im Bericht der Ge-
sundheitsdeputation wird dieser Bereich komplett
ausgeklammert. Es geht dort nur um den medizini-
schen Bereich, aber wir hatten uns gewtinscht, dass
dort auch etwas zur Forderung der Toleranz steht.
Naturlich ist aber auch der praventionsmedizinische
Bereich wichtig, besonders wenn Essstorungen krank-
haft werden und soziale Benachteiligungen zemen-
tieren.

Essstorungen gehen teilweise einher mit psychi-
schen Problemen, oft kann man sie aber auch auf ein
Umfeld zuruckfiuhren, in dem gesunde Erndhrung
Mangelware ist. An diesem Punkt kommen wir zur
sozialen Frage. In armen Stadtteilen ist die Kinder-
gesundheit deutlich schlechter, das betrifft besonders
Kinder aus sozial benachteiligten Familien, Kinder
aus armen Familien oder Kinder mit Migrationshin-
tergrund. Die Lebenserwartung in den benachteiligten
Bremer Stadtteilen liegt bis zu acht Jahren unter der
in anderen Stadtteilen. Der Anteil ubergewichtiger
Kinder ist nach dem Armutsbericht vom Jahr 2009
in benachteiligten Stadtteilen mit 13,6 Prozent fast
doppelt so hoch wie in privilegierten Gegenden Bre-
mens, Tendenz steigend. In privilegierten Stadttei-
len hingegen sinkt die Zahl ibergewichtiger Kinder,
und das hat der Senat in seinem Armuts- und Reich-
tumsbericht auch festgestellt. Gesundheit ist also auch
eine Geldfrage.

(Abg. Strohmann [CDU]: Nein!)

Wohlhabenderen Bremer Familien gelingt es offen-
bar besser, Ubergewicht anzugehen. Umso mehr
miussen gerade benachteiligte Familien dabei unter-
stiitzt werden, die Gesundheit ihrer Kinder zu fordern.

(Beifall bei der LINKEN)

Im Armuts- und Reichtumsbericht wird daher auch
vorgeschlagen, gesundheitsfordernde MaBnahmen
lebenswelt- und alltagsnah durchzuftihren. Diese
MabBnahmen sollten nach Ansicht des Senats bereits
in der Kindheit ansetzen und dezentral und sozial-
raumorientiert angelegt sein, also unter Einbeziehung
von Kitas und Schulen.

In Bezug auf die Sozialraumvernetzung sind die
Antworten der Gesundheitsdeputation mager. Im
Hinblick auf die Fokussierung auf Lebenswerte wird
auf ein Praventionsgesetz des Bundes verwiesen, das
irgendwann kommen soll. In der letzten Legislatur-
periode ist dieses Vorhaben am Bundesrat geschei-
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tert. Ob es dieses Mal besser funktioniert, bleibt ab-
zuwarten. Wenn mehre Mittel fur Krankheitspraven-
tion zur Verfugung gestellt wirden, ware das ja schon
einmal gut. Damit die Sozialraumvernetzung dann
aber auch funktioniert, miissen eben auch in Kitas,
Schulen und im Gesundheitssystem Zeitkontingen-
te zur Verfugung stehen. Dann wird der Senat ge-
fragt sein.

Der Antrag der CDU enthalt zwar gute Vorschla-
ge, zielt aber einseitig auf Fettleibigkeit ab und ver-
nachlassigt gesellschaftliche Diskriminierungsmus-
ter. Daher werden wir uns enthalten. Auch den Be-
richt der Gesundheitsdeputation konnen wir so nicht
unterstiitzen, auch dazu werden wir uns enthalten.
— Vielen Dank fiir die Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Ravens: Als ndachste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Dr. Kappert-Gonther,
Fraktion Buindnis 90/Die Grinen.

Abg. Frau Dr. Kappert-Gonther (Biindnis 90/Die
Griinen)*): Herr Prasident, meine Damen und Herren!
Wir haben es gehort, Kinder werden immer dicker,
Erwachsene im Ubrigen auch. Kinder werden schon
immer frither immer dicker. Das Robert Koch-Insti-
tut hat ermittelt, dass inzwischen 15 von 100 Kindern
stark tibergewichtig sind. Herr Tuncel hat darauf hin-
gewiesen, Kinder aus sozial schwacheren Familien
und Migrationsfamilien sind deutlich haufiger betrof-
fen.

Medizinisch ist klar, dass starkes Ubergewicht die
Gesundheit gefahrdet, ein bisschen rundlich zu sein
schadet zum Gluck nicht. Die korperliche Gesund-
heitleidet, schon Kinder bekommen heute die soge-
nannte Altersdiabetes, die friher nur in hohem Al-
ter vorgekommen ist, also die Zuckerkrankheit, die
durch Ubergewicht ausgelést wird. Gelenkprobleme
und vieles mehr gab es bei Kindern in diesem Aus-
mab friher nicht. Dicke Kinder werden haufig dicke
Erwachsene, die besonders anfallig sind fir andere
Erkrankungen wie Bluthochdruck und so weiter.

Ubergewicht gefdhrdet aber nicht nur die kérper-
liche, sondern auch die seelische Gesundheit. Das liegt
vor allem daran, dass ubergewichtige Kinder haufig
gehanselt werden, sich dann sozial isoliert fithlen, zu-
riuckziehen und zum Trost essen, das ist ein Teufels-
kreis.

Herr Tuncel hat schon darauf hingewiesen, dass
auch gesellschaftliche Normen hochst problematisch
sind, und ich denke, ich darf fiir uns alle sprechen,
wenn ich sage, Schlankheitswahn, der immer wei-
ter zunimmt, und jede Diskriminierung lehnen wir
ab, selbstverstandlich auch Diskriminierung wegen
eines aulieres Kriteriums wie Fettleibigkeit.

(Beifall)

Mein Kollege Herr Saffe hat mir einen wunderscho-
nen Aufkleber mitgebracht: Freiheit fur die Vielfalt!
Den Aufkleber fand ich auch fur diese Debatte sehr
schon. Danke dafiir!

Das Thema ist hoch relevant, wir haben es auch
in der Sitzung der Gesundheitsdeputation so disku-
tiert. Es war in keiner Weise so, Herr Bensch, wie Sie
den Anschein haben erwecken wollen, dass es kei-
ne Einigkeit darin gab, dass es ein relevantes The-
ma ist. Die Frage, die wir uns gestellt haben, war nur,
wie wir dieses Problem angehen und ob es sinnvoll
ist, wie von der CDU gefordert, weitere Konzepte zu
fordern in einem Bundesland, in dem es bereits vie-
le sehr gute Angebote fiir ibergewichtige Kinder gibt,
wie Sie auch dem Bericht der Deputation entnehmen
konnen.

Alle bremischen Kliniken haben Adipositaspro-
gramme, alle Kinderklinken haben Adipositaspro-
gramme, der Berufsverband der Kinder- und Jugend-
arzte engagiert sich gemeinsam mit zahlreichen Sport-
vereinen fur mehr Bewegung fur Kinder und Jugend-
liche. Es gibt den Verein fur essgestorte Kinder, es
gibt immer mehr Bewegungskitas. Ein Dank auch an
unsere Sozialsenatorin! Es gibt ganz tolle neue Pro-
jekte, in denen Kita-Angehorige gemeinsam mit Klein-
gartnern Gemuse sden, ernten und essen, das sind
auch Praventionsprogramme gegen Ubergewicht.

(Beifall beim Btindnis 90/Die Griinen)

Warum nur werden Kinder dann immer dicker?
Trotz allen Engagements und aller Programme wer-
den Kinder, Jugendliche und Erwachsene immer
dicker, und das obwohl wir doch wissen, was hilft:
Bewegung, gute Ernahrung, Kreativitat und Lebens-
freude! Wenn ich einmal auf Erfahrungswissen zu-
ruckgreifen darf, seitdem ich in der Politik bin, wun-
dere ich mich, wie eng so manches Kleid werden kann.

(Abg. Frau Neumeyer [CDU]: So viel
Frust?)

Vielleicht geht es nur mir so. Das liegt an den Klei-
dern, sie gehen immer ein.

Klar ist, Ubergewicht liegt am Lebensstil. Kinder,
die mit dem Auto zur Kita und zur Schule gebracht
werden, verlernen, sich zu bewegen. Kinder, die zu
FuB gehen oder mit dem Fahrrad fahren, lernen, sich
gemeinsam zu bewegen und den Raum fir sich zu
nehmen. Solche Projekte finden wir gut.

(Beifall beim Btindnis 90/Die Griinen)

Investitionen in Fahrradwege, liebe CDU, ist Gesund-
heitspravention.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Grunen und
bei der SPD)
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Bewegung in den Alltag einbauen ist Pravention,
das ist Ubergewichtspravention zum Selbermachen.
Kulturelle Bildung, Kreativitat, Kindern zu zeigen, dass
sie Besseres mit ihrem Leben anfangen konnen, als
fernzusehen, fordert das Schlanksein, ebenso gutes
und gesundes Essen in Kitas und Schulen. Ich erin-
nere mich daran, wie das hier in der Debatte so ein
bisschen lacherlich gemacht wurde, als wir Grunen
mit dem Vorschlag kamen, in der Hinsicht aktiver zu
werden. Es ist nachgewiesenermaBen Ubergewichts-
pravention! Auch an der Stelle ein Lob an KiTa Bre-
men! Die Bertelsmann Stiftung hat es neulich in ei-
ner Studie bestatigt, Kinder in den Bremer Kitas be-
kommen das beste und gestindeste Essen bundes-
weit. Das ist doch schon einmal ein Anfang.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Ein Gedanke noch! Im ,The Lancet”, dem fiithren-
den internationalen medizinischen Fachblatt, fand ich
kurzlich folgende Aussage, ich zitiere: , Transnatio-
nale Firmen sind die Haupttreiber fur Epidemien nicht
ubertragbarer Krankheiten. Sie profitieren vom stei-
genden Konsum von Tabak, Alkohol und ungesun-
den Lebensmitteln.” Diese Forscher fordern hohere
Steuern auf ungesunde Produkte und Werbe- und
Sponsoringverbote. Wohlgemerkt: Das sind keine For-
derungen von uns Grunen, die immer schmallippig
angeblich auf der Suche danach sind, hier irgend-
wie die Lebensfreude zu reduzieren, sondern das sind
die Forderungen von angesehenen medizinischen
Forschern weltweit.

(Abg.Frau Neum ey er [CDU]: Sie kon-
nen sich dem aber anschlieBen! — Glocke)

Ich komme zum Schluss, Herr Prasident! Lassen
Sie uns weiter diskutieren, auch gern uber diese Vor-
schlage, wenn Sie mogen, aber auch daruber, wie wir
es unseren Kindern ermoglichen konnen, Gesundes
zu essen, sich gern und viel zu bewegen, gut und
sicher Fahrrad zu fahren! Weitere Konzepte in alten
Strukturen helfen uns nicht weiter. — Vielen Dank!

Vizeprasident Ravens: Als nachste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Rosenkotter, Frakti-
on der SPD.

Abg. Frau Rosenkotter (SPD): Sehr geehrter Herr
Prasident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Die heu-
tige Debatte gibt uns die Gelegenheit, einmal das
Thema Fettleibigkeit und Ubergewicht bei Kindern
und Jugendlichen in den Mittelpunkt zu riicken. Ich
brauche die empirischen Daten, die die Vorredne-
rinnen und Vorredner hier vorgetragen haben und
die auch sehr gut in dem Bericht zusammengestellt
sind, nicht noch einmal zu referieren. Gleichwohl ist
es naturlich alarmierend, wenn schon rund ein Drit-
tel der Kinder und Jugendlichen ubergewichtig ist.

Das sollte uns schon zum Nachdenken anregen, und
ich denke, das tut es auch.

Wir haben eine ganze Reihe Angebote in unseren
Kinder- und Jugendeinrichtungen, die sich mit die-
sem Thema auseinandersetzen. Ubergewicht — und
die Kollegin Frau Dr. Kappert-Gonther hat es gesagt
—kann naturlich zum einen krankhafte Ursachen ha-
ben, aber Ubergewicht ist natiirlich auch ein Stiick,
ich sage einmal, erlernt, anerzogen oder erworben.
Eines wissen wir naturlich auch, es wird immer schwie-
riger, Ubergewicht aus dem Kindes- und Jugendal-
terim hohen Erwachsenenalter wieder loszuwerden.
Dass daraus nattirlich auch die eine oder andere Er-
krankung resultiert, wissen wir, glaube ich, alle sehr
genau. Deswegen bedeutet es eben auch, dass wir
von Anfang an das Thema Ernahrung und Bewegung
in unseren Einrichtungen in den Mittelpunkt stellen,
aber dabei nicht immer nur die Kinder und Jugend-
lichen im Blick haben, sondern moglichst auch die
Eltern mit einbeziehen.

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Sie sind es letztendlich, die dabei eine ganz entschei-
dende und wichtige Rolle spielen.

Nun stellt sich naturlich die Frage, brauchen wir,
so wie es die CDU vorgeschlagen hat, ein ganzheit-
liches Konzept. Ich sage fir Bremen und Bremerha-
ven, nein, wir brauchen Angebote. Da winsche ich
mir, dass die Vielfalt und die Vielzahl der Angebote,
die es hier von ganz unterschiedlichen Einrichtun-
gen und Tragern gibt — da spielt naturlich der Bereich
von Kita und Grundschulen in der Zusammenarbeit
mit Sportvereinen eine ganz groBe Rolle —, weiter
unterstiitzt, begleitet und dort, wo es notwendig ist,
auch weiterentwickelt wird. Wir benotigen diese Viel-
falt und Vielzahl ortsteilnah, weil ich glaube, gera-
de das niedrigschwellige Angebot, das wir hier ma-
chen, erreicht Kinder und Jugendliche am ehesten
und gibt ihnen eine Mdglichkeit, sich dort hineinzu-
begeben und die Kinder und Jugendlichen in ihren
Lebenswelten auch abzuholen.

Ich mochte zwei Punkte ansprechen, die aus mei-
ner Sicht in dieser gesamten Debatte gar nicht vor-
gekommen oder etwas zu kurz gekommen sind, das
betrifft die Rolle der Lebensmittelindustrie und den
Bereich der Werbung. Das ist zugebenermalien ein
etwas anderes Thema, aber es gehort einfach dazu.
Wenn wir tiber gute und richtige Ernahrung sprechen,
dann mussen wir einfach auch uiber Werbung und das
Angebotreden, das unseren Kindern und Jugendli-
chen tagtaglich offeriert wird, und nicht nur ihnen.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Ganz nebenbei gesagt, ich winsche mir nattrlich —
um dort einen ganz aktuellen Bezug herzustellen —,
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dass wir die nachsten paar Wochen nicht nur dazu
nutzen, uns vor dem Fernseher uber die FuBlballer-
gebnisse zu freuen, sondern dazu anregen, dass wir
und vor allem auch Kinder und Jugendliche den Weg
in Vereine, in Bewegungsangebote, in offene Ange-
bote von Bewegung und guter Ernahrung finden. Viel-
leicht kann der FuBball dazu beitragen.

Ganz kurz und knapp: Wir lehnen den Antrag der
CDU ab. Wir verbinden den guten und umfassenden
Bericht der Deputation fiir Gesundheit und die Zu-
stimmung dazu zum einen mit einem Dank, aberich
mochte hier zum anderen noch einen besonderen Ap-
pell an alle richten: Das Thema Pravention spielt zur-
zeit ja auch auf der politischen Biihne des Bundes eine
Rolle — Praventionsgesetz —, das haben wir auch hier
in diesem Bericht lesen konnen, auch dort gehéren
naturlich die Themen Ernahrung, Bewegung und
Ubergewichtigkeit hinein. Ich méchte aber einen be-
sonderen Fokus auf die Kinder und Jugendlichen le-
gen, die aus einer ganz speziellen Situation heraus
Beeintrachtigungen haben —hier sind es insbesondere
Kinder und Jugendliche mit einer geistigen Beein-
trachtigung —, denn dort haben wir verstarkt mit dem
Thema Ubergewichtigkeit zu tun. Das ist meine groBe
Bitte, uns dem noch einmal besonders zuzuwenden!
— Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Vizeprasident Ravens: Als nachster Redner erhalt
das Wort Herr Staatsrat Hartl.

Staatsrat Hartl: Herr Prasident, meine Damen und
Herren! Viele Fakten, die zu diesem Thema zu sa-
gen sind, wurden hier genannt, ich erspare es Ihnen
und mir, dies noch einmal zu wiederholen, die Zah-
len sind erschreckend, wenn mehr als 30 Prozent der
Jugendlichen an Ubergewicht und Fettleibigkeit lei-
den. Ich mochte aber einem Eindruck hier entschie-
den widersprechen, den Herr Bensch hervorzurufen
versucht hat, namlich tiber den Hinweis, dem Senat,
insbesondere auch dem Gesundheitsressort, mangele
es an Emnsthaftigkeit beim Aufgreifen dieses Problems.

(Zuruf: Nein!)

Das war die klare Ansage, und sie ist so auch nicht
im Ansatz richtig.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Ich glaube, der Bericht der Deputation macht sehr
deutlich, mit welcher Angebotsvielfalt der Senat in
Bremen, aber nicht nur der Senat, sondern auch an-
dere Akteure, die an diesem Problem sinnvollerweise
beteiligt werden miissen, dieses Thema aufgreifen,
um Entwicklungen zu einem sehr frithen Zeitpunkt
zu begegnen. Das bedeutet, dass diesem Problem im

Wesentlichen mit einem primarpraventiven Ansatz
begegnet werden muss, und das machen wir. Das
machen wir in Kitas, darauf ist schon hingewiesen
worden, darauf reagieren wir in Schulen mit Schul-
erndhrungsprogrammen, die abgestimmt sind — dort
gibt es Beratungsstellen, die genau dies zum Thema
machen —, darauf reagieren aber auch Krankenkas-
sen und Kostentrager, die Angebote in die Selbsthilfe
geben, die selbst niedrigschwellige Angebote fir
Schulungen machen, und ich glaube, das ist der rich-
tige Weg.

Ein neues Konzept, das versucht, diese Vielzahl
niedrigschwelliger Angebote zu verbinden, fithrt zu
nichts Weiterem, es biindelt auch keine Aktivitaten,
fur die es jedenfalls auf staatlicher Seite auch gar keine
Kompetenzen gibt, das passiert im Wesentlichen auf-
seiten der Kostentrager, aber auch aufseiten ande-
rer Interessierter wie bei Sportvereinen, die hier eine
ganz wichtige Rolle haben. Das, was wir auf kom-
munaler und staatlicher Seite abdecken kénnen, sind
im Wesentlichen therapeutische Angebote in den Kli-
niken. Was dort geleistet wurde, ist sowohl im Be-
richt ausgefuhrt als auch hier dargestellt worden. Ich
glaube, es erubrigt sich, noch einmal darauf einzu-
gehen, dass wir dort gut aufgestellt sind und das tun,
was wir tun kénnen.

Im Ubrigen muss man den Fokus darauf lenken,
dass es ein gesellschaftliches Problem ist — es ist kein
medizinisches Problem, Herr Tuncel, es ist viel um-
fassender —, und wir mussen uns genau an die ge-
sellschaftlichen Gruppen richten kénnen, in denen
das Problem vorherrschend auftritt. Das schaffen wir
nur mit niedrigschwelligen Angeboten. Der Senat wird
seine Bemuhungen jedenfalls fortsetzen, an diesem
Ansatz festzuhalten. — Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Grunen)

Vizeprasident Ravens: Weitere Wortmeldungen lie-
gen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung.
Wer dem Antrag der Fraktion der CDU mit der

Drucksachen-Nummer 18/725 seine Zustimmung ge-
ben mochte, den bitte ich um das Handzeichen!
(Daftir CDU und BIW)
Ich bitte um die Gegenprobe!
(Dagegen SPD und Biindnis 90/Die Griinen)
Stimmenthaltungen?

(DIE LINKE)

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.
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Im Ubrigen nimmt die Biirgerschaft (Landtag) von
dem Bericht der staatlichen Deputation fur Gesund-
heit, Drucksache 18/1363, Kenntnis.

Umsetzung der Empiehlungen des NSU-
Untersuchungsausschusses in Bremen

GroBle Anfrage der Fraktion DIE LINKE
vom 3. April 2014
(Drucksache 18/1348)

Dazu

Mitteilung des Senats vom 27. Mai 2014
(Drucksache 18/1410)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Senator Mau-
rer.

Herr Senator, mochten Sie die Antwort mtindlich
wiederholen? — Das ist nicht der Fall.

Ich frage, ob wir in eine Aussprache eintreten wol-
len. — Das ist der Fall.

Die Aussprache ist eroffnet.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Frau Vogt, Fraktion DIE LINKE.

Abg. Frau Vogt (DIE LINKE) *): Herr Prasident, liebe
Kolleginnen und Kollegen! Wir diskutieren hier heute
uber die Konsequenzen aus dem systematischen
Staatsversagen im Fall des NSU. Der NSU konnte,
obwohl diverse V-Leute in seinem Umfeld agierten,
sieben Jahre lang unbehelligt morden. Mindestens
neun Menschen mit Migrationshintergrund und eine
Polizistin wurden, das ist bekannt, Opfer des NSU,
und dazu kommen noch diverse Banktberfalle. Der-
zeitlauft in Munchen der Prozess gegen Beate Zscha-
pe und weitere Unterstutzer.

Es gab und gibt verschiedene Untersuchungsaus-
schiisse in den Landesparlamenten, und es gab den
Untersuchungsausschuss im Bundestag. Gegen den
Widerstand der Grinen wurden vor Kurzem auch
noch neue parlamentarische Untersuchungsausschtis-
se in Hessen und in NRW eingerichtet. Baden-Wurt-
temberg, wo es einen ziemlich tiblen Sumpf aus Ku-
Klux-Klan und Sicherheitsbehorden gab und immer-
hin eine Staatsbedienstete ermordet wurde, muss nun
folgen. Wir hoffen, dass sich die kritische Zivilgesell-
schaft hier noch durchsetzt.

(Beifall bei der LINKEN)

Obwohl die gerichtliche und parlamentarische Auf-
arbeitung noch lange nicht abgeschlossen ist, gibt es
schon Mindestforderungen im Bereich Geheimdienst,
Polizei und Justiz. Der Bundestag hat im September
des Jahres 2013 einstimmig — das betone ich hier noch
einmal, einstimmig! — ein Bundel von Mafinahmen
gefordert. Weil bis heute bundesweit kaum Schritte

zur Umsetzung dieser MaBnahmen sichtbar sind, sah
sich der Bundestag im Februar des Jahres 2014 —also
vor vier Monaten — gezwungen, diesen Beschluss noch
einmal einstimmig zu bekraftigen. Liebe Kolleginnen
und Kollegen, das kommt relativ selten vor, und dieser
Vorgang zeigt, dass es gewisse Widerstande aus den
Behorden gegen die Reformvorhaben gibt.

Mit der vorliegenden Antwort des Senats auf un-
sere Grofe Anfrage gibt es zum ersten Mal eine schrift-
liche Wasserstandsmeldung uber das, was Bremen
im Zusammenhang mit dem NSU und den eigenen
Sicherheitsbehorden verandert und reformiert hat. Die
Antwort ist dankenswerterweise einigermalen aus-
fihrlich. Der Senat fiihrt aus, dass alle wesentlichen
Forderungen des Untersuchungsausschusses des Bun-
destages von den zustandigen Stellen in Bremen be-
reits umgesetzt worden waren. Liebe Kolleginnen und
Kollegen, an dem Punkt sind wir allerdings anderer
Meinung als der Senat. Ich mochte mich in der ersten
Runde auf zwei Punkte beschranken, die der Bun-
destag gefordert hat und die eben noch nicht umge-
setzt worden sind.

Es wird Sie nicht tiberraschen, als wir hier die No-
vellierung des Verfassungsschutzgesetzes diskutiert
haben, habe ich mich auf die Forderungen des Un-
tersuchungsausschusses bezogen und gefordert, dass
sie in die Gesetzesnovelle einfliefen, das ist leider
abgelehnt worden. Erstens, der Bundestag hat ge-
fordert, die parlamentarische Kontrolle der Geheim-
dienste zu starken. Es wurde ganz eindeutig gesagt,
dass eine systematische und strukturelle Kontrolle
notwendig ist. Daftr, so empfahl der Untersuchungs-
ausschuss, und der Bundestag schloss sich einstim-
mig an, ist eine professionelle Personal- und Sach-
ausstattung dieser Gremien notig. Das haben wir hier
im September gefordert und auch in der Deputation
fur Inneres noch einmal begrundet.

Esist aber leider so, dass die Burgerschaft in Bre-
men wieder entschieden hat, den Abgeordneten, die
Mitglieder der Parlamentarischen Kontrollkommis-
sion sind, nicht zu erlauben, Mitarbeiterinnen oder
Mitarbeiter mitzunehmen oder in die Diskussionen
einzubeziehen. Das finden wir nach wie vor schade,
weil wir nach wie vor der Auffassung sind, dass es
nicht méglich ist, vor allem fiir Mitglieder einer Ein-
zelfraktion und zum Beispiel auch fur mich mit ei-
nem Gaststatuts, dort wirksam zu kontrollieren, wenn
ich keine Moglichkeit habe, das hinterher oder auch
wahrenddessen mit jemandem zu eruieren. Man hatte
sich ja daruber Gedanken machen konnen, ob und
in welcher Art und Weise die Mitarbeiter verpflich-
tet werden, das ist vollkommen selbstverstandlich.

Wir finden es nach wie vor sehr bedauerlich, dass
hier im Herbst letzten Jahres die Gelegenheit nicht
ergriffen worden ist, dem Untersuchungsausschuss
des Bundestags zu folgen. Wir haben einige Fragen
zum Verfassungsschutz gestellt, und was lesen wir?
Diese Fragen unterliegen nattrlich der Geheimhal-
tung, die Richtlinie ist Verschlusssache. Wir lesen wei-
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terhin, dieser Punkt wird in einem streng geheimen
Kontrollgremium, das ist es nun einmal, beraten, und
uber das Ergebnis darf im Nachhinein niemand spre-
chen. Das sind im Grunde die wesentlichen Antworten
auf die GroBe Anfrage, die den Geheimdienst, also
das Landesamt fur Verfassungsschutz, betreffen.

Wir sagen dort nach wie vor: Ja, die Novellierung
hat zu Anderungen gefiihrt, aber nein, die Kontrolle
dartber hatten wir gern ein wenig o6ffentlicher ge-
habt. Es hat nattiirlich die Beratungen in den Kontroll-
gremien uber Dienstanweisungen und Veranderun-
gen gegeben, aber ich finde, dass man diese auch
in einem anderen Rahmen hatte ausfihrlicher dis-
kutieren konnen, auch hierzu haben wir in der De-
putation fur Inneres im Herbst Vorschlage gemacht.
Wir haben gesagt, es ware auch moglich, eine ver-
trauliche Sitzung der Deputation fur Inneres dazu ein-
zuberufen. Es sind ja Verschlusssachen, die zwar jetzt
nichtirgendetwas offenlegen wiirden, aber die doch
das Arbeiten des Verfassungsschutzes betreffen. Ich
bin dennoch der Meinung, Parlamentarier haben die
Verpilichtung — und ihnen hatte diese Moglichkeit
eingeraumt werden mussen —, das genauer zu kon-
trollieren.

Vergangene Woche tagte die Innenministerkonfe-
renz in Bonn. Dort wurde unter Tagesordnungspunkt
20 auch die Neuausrichtung des Verfassungsschut-
zes beraten. Es ware auch fur uns hier im Hause si-
cher interessant gewesen, was dort konkret bespro-
chen wurde. Leider ist die dazugehorige Vorlage wie-
der eine Verschluss- und eine Geheimsache. Die
Behorden haben sie als Beschlusssache nur fur den
Dienstgebrauch eingestuft —

(Glocke)

ich komme gleich zum Schluss! —, das Papier ist des-
wegen entweder nicht zuganglich, oder wir wiirden
uns strafbar machen, wenn wir es hatten und im Par-
lament daraus zitierten.

Esist nach wie vor einer unserer Hauptkritikpunkte,
dass der Geheimdienst nach wie vor an einer wirk-
samen parlamentarischen Kontrolle vorbeiarbeitet.
Das ist unser wichtigster Kritikpunkt, und das ist eine
Forderung des Untersuchungsausschusses, die leider
nicht in Bremen umgesetzt worden ist. — Ich danke
Thnen!

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Ravens: Als nachster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Senkal, SPD-Fraktion.

Abg. Senkal (SPD)*): Herr Prasident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Vor zehn Jahren ziin-
deten Mitglieder des Nationalsozialistischen Unter-
grunds, kurz NSU, mitten in Ko6ln eine Nagelbombe.
An diesem Tag wurden 22 arglose Menschen verletzt.
Mitten am Tag veranderte sich ohne Vorahnung das

Leben von 22 Menschen und deren Angehorigen, ins-
besondere der Schwerverletzten. Der Sprengkorper
war mit unzahligen Nageln gespickt, um moglichst
viele Menschen zu verletzen oder sogar zu toten.

Dieses Ereignis vor nunmehr einer Dekade scho-
ckierte insbesondere in Koln, aber auch deutschland-
weit, und doch wurden die Ereignisse schnell unter
milieutypische Auseinandersetzung abgehakt und in
der Sackgasse der Ermittlungen belassen. Ermittelnde
Behorden und der Bundesinnenminister schlossen lan-
ge Zeit einen rechtsextremen Hintergrund der Tat aus.

Bei dem beschriebenen Anschlag handelte es sich
nicht um die erste und traurigerweise auch nicht um
die letzte Tat der Gruppe um das NSU-Trio. Der ers-
te bekannt gewordene Mord ereignete sich bereits
am 9. September 2000, der letzte im April des Jah-
res 2006. Die Opfer dieser Morde durch den NSU-
Terror waren acht tirkischstammige und ein griechi-
scher Kleinunternehmer.

Ein Zusammenhang mit zielfihrendem Ermittlungs-
ansatz wurde viel zu lang nicht hergestellt. Die Fra-
gen danach, wie blind Deutschland und seine Ermitt-
lungsbehorden auf dem rechten Auge sind, wurden
zu Recht laut.

Angesichts dieses Jahrestages erfolgen Beileids-
bekundungen und viele Erklarungen tiber das Ent-
setzen und die alles tiberschattende Frage danach,
wie all das iberhaupt wieder und noch dazu, wie man
heute weil3, in Serie passieren konnte. So aullerte sich
zuletzt auch Heiko Maas bei einer Podiumsdiskus-
sion anlasslich der Birlikte-Veranstaltung zum Ge-
denken an den Nagelbombenanschlag in Kéln. Er
sagte dort: ,Ich schame mich daftr, dass der deut-
sche Staat es iiber so viele Jahre nicht geschafft hat,
dafiir zu sorgen, dass unbescholtene Burgerinnen und
Burger besser geschuitzt wurden.” Dem kann ich mich
uneingeschrankt anschliefen!

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Grinen)

Dennoch genugt das alleinige Feststellen hier nicht.
Die Worte des Bedauerns sind wichtige Worte, ins-
besondere auch fur die tiber Jahre gescholtenen Hin-
terbliebenen, damit immer wieder aufgerissene Wun-
den nun langsam heilen kénnen. Wichtig sind aber
auch die Taten, die darauf folgen, und die Konsequen-
zen, die zu ziehen waren und sind.

In der Antwort auf die GroBe Anfrage der Frakti-
on DIE LINKE zur Umsetzung der Empfehlung des
NSU-Untersuchungsausschusses in Bremen kann man
genau nachlesen, was im Lande Bremen bereits pas-
siert ist und erfolgreich umgesetzt wurde. Die um-
fassende Umstrukturierung bis hin zu einem neuen
Verfassungsschutzgesetz haben wir als Parlamentarier
begleitet. Die Forderungen des Untersuchungsaus-
schusses des Bundestags an die Verfassungsschutz-
amter wurden in das neue Gesetz eingearbeitet und
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befinden sich seit dem Inkrafttreten zum 1. Januar
2014 in der aktiven Umsetzung. Gleiches gilt auch
fur die Forderungen, die fiir die Arbeit der Polizei for-
muliert wurden. Die Zusammenarbeit zwischen dem
Landesamt fiir Verfassungsschutz und der Polizei
wurde aulerdem neu aufgestellt und Kompetenzen
eindeutig abgegrenzt.

Die neu gewonnene besondere Sensibilitat fur
Taten, die rechtsextrem motiviert sind, ist hoher denn
je. Die typischen Neonazi-Gruppierungen in Sprin-
gerstiefeln und Bomberjacken sind nicht mehr der
Regelfall. Rechtsextreme sind schon lang nicht mehr
so einfach auszumachen, genau das offnetihnen aber
Tur und Tor und verlangt dem Verfassungsschutz ab,
in alle Richtungen zu blicken und auf keinem der bei-
den Augen blind zu sein.

(Beifall bei der SPD)

Der Antwort kann man auch entnehmen, dass auf
dem Gebiet der Aufklarung und Pravention gute Ar-
beit geleistet wird. Wichtig finde ich besonders, die
begleiteten Aufstiegsmoglichkeiten fiir Mitglieder von
eben diesen Gruppen mit rechtsextremem Gedan-
kengut, denn so leicht es auch ist, in diese Gruppen
hineinzugeraten, so schwierig ist oftmals der Ausstieg.
Pravention, Ausstiegsmoglichkeiten und entschlos-
senes Vorgehen gegen bestehende fremdenfeindli-
che Zusammenschlisse sind die wichtigen Eckpfei-
ler, die ich von den Ermittlungsbehorden, insbeson-
dere dem Landesamt fur Verfassungsschutz, und den
entsprechenden Senatsressorts als Ganzes erwarte.

Ich muss noch einmal sagen, dass ich tiber die Ent-
wicklung der letzten Jahre in diesem Bereich in Bre-
men sehr erfreut bin. Gleichzeitig finde ich es aber
auch wichtig, sich nun nicht auf dem Erreichten aus-
zuruhen, sondern in dieser Richtung weiterzuarbei-
ten. Das eigene Handeln regelmaBig zu hinterfragen
und immer den Blick darauf gerichtet zu halten, wie
man bestimmte Ablaufe gerade in der Ermittlungs-
arbeit, denn dort sind die Pannen vorwiegend gesche-
hen, stetig verbessern kann, ist wichtig. — Vielen Dank
fiir Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasident Ravens: Als nachste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Neddermann, Frak-
tion Bundnis 90/Die Griinen.

Abg. Frau Neddermann (Bundnis 90/Die Grunen):
Sehr geehrter Herr Prasident, meine Damen und
Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen! Nach dem
Bekanntwerden der schockierenden Mordserie des
Nationalsozialistischen Untergrunds im November
2011 wurde offenbar, dass es dieser rechtsterroristi-
schen Gruppierung tiber einen Zeitraum von fast 14
Jahren gelungen war, von den Sicherheitsbehorden
des Bundes und der Lander unentdeckt schwerste

Straftaten zu begehen. Es ist klar, die deutschen Si-
cherheitsbehorden haben hier versagt, es mussen da-
raus Konsequenzen gezogen werden, und es bedarf
einiger Reformen und struktureller Korrekturen.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Der NSU-Untersuchungsausschuss des Bundesta-
ges hat daher fur den Bund und die Lander Empfeh-
lungen ausgesprochen. Wir diskutieren heute dartiber,
wie Bremen diese Empfehlungen umsetzt. Ein zen-
trales Thema in dieser Debatte sind naturlich die Ver-
fassungsschutzbehorden, deren Arbeit im Zusammen-
hang mit dem NSU zu intransparent war und die teils
mit gewaltbereiten Neonazis zusammengearbeitet
haben. Es wird gefordert, die Verfassungsschutzor-
gane transparenter und offener aufzustellen, klare Vor-
gaben fur den Einsatz von V-Leuten zu schaffen und
die parlamentarische Kontrolle der Verfassungsschutz-
behorden effektiver zu gestalten.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Als Konsequenz aus dem Versagen der bundesdeut-
schen Sicherheitsorgane und insbesondere der Ver-
fassungsschutzbehorden haben wir das Bremische
Verfassungsschutzgesetz novelliert, das seit diesem
Jahr in Kraft getreten ist. Der Verfassungsschutz wurde
neu aufgestellt, sodass mehr Offentlichkeit und Trans-
parenz gewahrleistet wird. Durch gesetzliche Vorga-
ben und Dienstvorschriften wurden Regeln im Um-
gang mit V-Leuten geschaffen und die parlamenta-
rische Kontrolle ausgeweitet.

Der Verfassungsschutz unterliegt mit der Parlamen-
tarischen Kontrollkommission, PKK, und der G-10-
Kommission einer parlamentarischen und demokra-
tischen Kontrolle. Es kann jederzeit eine zusatzliche
Sitzung der PKK einberufen werden. Die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter der Behorde sind gegentuiber
den Mitgliedern der PKK auskunftspflichtig, und die
Mitglieder der PKK haben das Recht der Aktenein-
sicht. Die Rechte der PKK sind also sehr ausfiihrlich.

Das neue Verfassungsschutzgesetz legt ganz kla-
re, verbindliche und gesetzliche Regeln fir den Einsatz
von V-Leuten fest und auch dafiir, was sie tun und
was sie nicht tun diirfen, wer sie sein kénnen und wie
das Fuhren von V-Mannern vonstattengehen soll. Das
Landesamt fur Verfassungsschutz wurde aulerdem
als Abteilung in die Innenbehorde integriert. Man sieht,
Bremen ist eines der Bundeslander, das genau die-
se Empfehlungen des NSU-Untersuchungsausschus-
ses in Bezug auf den Verfassungsschutz schon um-
setzt.

Zusatzlich wird fur die Polizei gefordert, dass in-
terkulturelle Kompetenz ein fester Bestandteil der Po-
lizeiausbildung wird. Auch das ist in Bremen im Aus-
und Fortbildungskonzept der Hochschule fiir Offent-
liche Verwaltung schon langer im Lehrplan veran-
kert, genauso sind der Rechtsextremismus, der Rechts-
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terrorismus und der NSU Gegenstande des Studiums.
Wir erwarten, dass die Polizei dementsprechend sen-
sibel agiert, denn es kann nicht sein, wie es im NSU-
Komplex der Fall war, dass die Opfer erst einmal als
potenzielle Tater gesehen werden, weil sie Auslan-
der sind.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Aus den Empfehlungen gehen auBBerdem noch zwei
weitere wichtige Themenfelder hervor. Der erste
Punkt ist der Umgang mit den sogenannten , Hate
Crimes”, den Straftaten, die sich gegen bestimmte
gesellschaftliche Gruppen richten. Das Versagen der
Sicherheitsbehorden im Zusammenhang mit dem
NSU hat auf dramatische Weise offenbart, dass die Be-
kampfung von Hasskriminalitat in Deutschland ver-
bessert werden muss. Auch die zahlreichen Falle von
Hassverbrechen, die von offentlichen Stellen nicht
als solche erkannt und verfolgt werden, verdeutlichen
hier den Reformbedarf.

Bei polizeilichen Ermittlungen nach Gewalttaten
gegen potenzielle Opfer rassistischer Gewalt muss
Rassismus als mogliches Tatmotiv eingehend geprift
und dieses nachvollziehbar dokumentiert werden. Die
Kriterien fiir die Erfassung politisch rechter Straf- und
Gewalttaten miissen uiberarbeitet werden.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Grinen)

Ich denke, dass es bezuiglich der Hassverbrechen noch
einen deutlichen Nachholbedarf in der Justiz und auch
bei der Polizei gibt.

Der zweite wichtige Punkt ist die kontinuierliche
Forderung von Projekten, die sich gegen Rechtsex-
tremismus und Rassismus einsetzen. Zivilgesellschaft-
liche Projekte wie die Beratungsstellen fir Opfer
rechter Gewalt und mobile Beratungsstellen sollen
verlasslich und kontinuierlich vom Bund geférdert und
die Mittel fiir Demokratieférderung angehoben wer-
den. Das kann man auch dem umfangreichen gri-
nen Sondervotum zum Abschlussbericht des NSU-
Untersuchungsausschusses entnehmen.

Uber den Fiinften Bericht iiber die Auseinander-
setzung zu Rassismus und Rechtsextremismus im
Lande Bremenhaben wir schon in der Burgerschaft
debattiert. Aus diesem Bericht und auch aus der Ant-
wort des Senats zu dieser Anfrage geht hervor, wie
viel gegen Rechtsextremismus und Rassismus und
auch gegen Fremdenfeindlichkeit getan wird und wie
viele gute Projekte wir hier in Bremen haben. Ich den-
ke, Bremen ist da wirklich sehr gut aufgestellt. Ge-
nau diese Initiativen brauchen jedoch Zuverlassig-
keit und eine ausreichende finanzielle Ausstattung
und das nicht nur in Bremen. Aus diesem Grund for-
dern wir, diese Initiativen finanziell deutlich besser
auszustatten und ihnen durch reformierte Forderstruk-
turen eine dauerhafte, kontinuierliche und ausrei-
chend finanzierte Arbeit zu ermoglichen mit einem

Bundesprogramm von 50 Millionen Euro. Da wir damit
rechnen, dass die GroBe Koalition im Bund dieser For-
derung nicht nachkommen wird, arbeiten wir gera-
de in Bremen in der rot-griinen Koalition an einem
Antrag, wie wir diese Forderung langfristig absichern
konnen.

(Beifall beim Bundnis 90/Die Griinen)

Wir kénnen also festhalten, wir sind auf einem guten
Weg. Viele Empfehlungen des parlamentarischen Un-
tersuchungsausschusses werden schon in Bremen
praktiziert, und wir haben hier ein starkes zivilge-
sellschaftliches Engagement gegen Rassismus und
Fremdenfeindlichkeit. Insgesamt jedoch muss vor
allem bundesweit noch einiges geschehen, damit wir
unserem Ziel einer offenen und toleranten Gesellschaft
naherkommen. — Vielen Dank!

(Beifall beim Btindnis 90/Die Griinen)

Vizeprasident Ravens: Als nachster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Hinners, CDU-Fraktion.

Abg. Hinners (CDU)*): Herr Prasident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Die Verbrechen des
NSU gegen hier lebende Zuwanderer haben dem An-
sehen Deutschlands in der Welt schweren Schaden
zugefugt.

(Beifall)

Fur die CDU-Fraktion und auch fir mich person-
lich als ehemaligen Kriminalbeamten ist vollig un-
verstandlich, dass die Rechtsterroristen des NSU min-
destens zehn Morde und weitere schwere Verbrechen
begehen konnten, ohne dass die durchaus vorhan-
denen Hinweise —in Bayern waren es beispielsweise
ganz konkrete Hinweise auf rechtsextreme Motive
—ausreichend verfolgt wurden, und das bei ganz ver-
schiedenen Polizeibehorden. Hier ist mehrfach Kri-
tik am Verfassungsschutz geubt worden, das ist si-
cherlich auch richtig, aber zunachst geht mein Vor-
wurf in Richtung der verschiedenen Landeskriminal-
amter, die diese Mordtaten aufzuklaren hatten und
uberwiegend in die vollig falsche Richtung ermittelt
haben.

Meine Damen und Herren, wir wissen aus den
Ergebnissen der verschiedenen Untersuchungsaus-
schusse, dass es fir dieses Versagen viele Griunde
gegeben hat. Ich hatte eben schon darauf hingewie-
sen, dass Polizei und Verfassungsschutzbehorden das
zu verantworten haben.

Einer der entscheidenden Grunde ist jedoch fur
mich, dass der Informationsaustausch zwischen den
beteiligten Behorden, sowohl seitens der Polizei und
innerhalb der Polizeibehorden als auch seitens des
Verfassungsschutzes und auch hier wiederum inner-
halb der Verfassungsschutzbehorden, vollig desolat
war. Ich hatte es eingangs schon gesagt, dieser In-
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formationsaustausch hat dazu gefuhrt, dass durchaus
vorhandene Hinweise auf rechtsterroristische Akti-
vitdten in keiner Weise das erforderliche Ausmal an
Bedeutung bekommen haben, aber auch — und das
ist die Kritik, die in den Untersuchungsausschissen
zutage getreten ist — die durchgefiuhrten Fallanaly-
sen nicht das Mal an Professionalitat hatten, wie es
fur eine sachgerechte Ermittlungsarbeit bei solchen
schweren Verbrechen erforderlich gewesen ware. Der
kriminalistische Grundsatz der groitmoglichen Un-
voreingenommenheit wurde offensichtlich straflich
vernachlassigt. Insoweit begrift die CDU-Fraktion,
das sageich hier ausdrucklich, die Gro3e Anfrage der
LINKEN.

Aus der Antwort des Senats ergeben sich viele
Selbstverstandlichkeiten, auf die jedoch, und das zei-
gen die Ergebnisse der Untersuchungsausschiisse,
immer wieder hingewiesen werden muss. Dies ge-
schieht nach Angaben des Senats verstarkt in der Aus-
und Fortbildung von Polizeivollzugsbeamten — Frau
Kollegin Neddermann hat eben schon darauf hinge-
wiesen — und insbesondere, und das ist aus meiner
Sicht ein ganz wichtiger Aspekt, bei der Reflexion po-
lizeilichen Handelns. Im Ubrigen gehért bei der Re-
flexion polizeilichen Handelns naturlich der Verfas-
sungsschutz fur mich genauso dazu, das muss, glaube
ich, nicht ausdriicklich erwahnt werden. Dazu gehort
auch, dass ungeklarte schwere Verbrechen in der
neuen AG Fallanalyse wiederkehrend behandelt und
untersucht werden.

Meine Damen und Herren, das ist auch deswegen
von grofer Bedeutung, weil sich durch die Moglich-
keiten der kriminaltechnischen Untersuchungen stetig
Verbesserungen ergeben und damit Ergebnisse er-
moglicht werden, die vorher nicht erzielt werden konn-
ten, beispielsweise im Bereich der DNA-Untersuchungs-
moglichkeiten. Nach meiner Einschatzung sollten al-
lerdings damit jeweils neue Teams beauftragt wer-
den —auch hier lag in der Vergangenheit ein Fehler
im Bereich der Aufklarung der NSU-Morde —, um die
Fallanalyse wirklich neu, unbeeinflusst beginnen zu
konnen.

Meine Damen und Herren, wenn wir iiber die Not-
wendigkeit des besseren Informationsaustausches
reden, und ich halte das in diesem Zusammenhang
fur extrem wichtig, mussen wir auch konsequenter-
weise Uber den Datenschutz reden, denn alles an-
dere entsprache dem Motto: Wasch mich, aber mach
mich nicht nass! Genau hier ist es schwierig, wie wir
aus vielen Diskussionen allein hier im Haus wissen,
denn einerseits legen wir alle groBen Wert auf den
Schutz der Daten und die Einhaltung von Loschfris-
ten und andererseits — anhand des Beispiels, das wir
heute diskutieren — auf die Aufklarung schwerer Ver-
brechen, wie sie der NSU begangen hat. Meine Da-
men und Herren, aus Sicht der CDU-Fraktion ist des-
wegen eine fur alle Beteiligten verbindliche europa-
ische Datenschutzregelung von grofier Bedeutung.

Der Senat weist in seinen Antworten darauf hin,
dass die Kommunikation mit Opfern und Hinterblie-
benen ganz wichtig ist und dies in die Ausbildung
von Polizeivollzugsbeamten auch verstarkt tibernom-
men werden soll, an der Stelle sind die Polizeibeamten
namlich nicht als Vollzugsbeamte, sondern eher als
Psychologen und Sozialarbeiter gefordert. Das ist nun
nicht unbedingt das, was sie von Hause aus mitbringen
miussen —mussen schon! —, aber nicht unbedingt mit-
bringen.

(Glocke)

Ich komme bald zum Schluss!

Meine Damen und Herren, auch Richter und Staats-
anwalte sollten aber nach den Ergebnissen des NSU-
Untersuchungsausschusses mehr uber das Thema
Rechtsextremismus und -terrorismus erfahren —auch
darauf hat Frau Neddermann hingewiesen —und des-
halb an den entsprechenden Fortbildungsveranstal-
tungen teilnehmen koénnen.

Fir die CDU-Fraktion kann ich abschlieBend fest-
stellen, dass wir uns sehr fiir einen besseren Infor-
mationsaustausch zwischen den Polizeibehoérden un-
tereinander, aber nattirlich auch zu den Verfassungs-
schutzbehorden einsetzen. Wir erwarten vom Senat,
dass er diesbezuglich alles unternimmt, um dem ge-
recht zu werden. Wir haben ein neues Verfassungs-
schutzgesetz, auf das schon hingewiesen worden ist,
dort wurde schon vieles verbessert.

Wir begrulen auch sehr, dass die Analysefahigkei-
ten der Polizei- und Verfassungsschutzbehorden
deutlich verbessert werden sollen. Meine Damen und
Herren, dies darf aber nicht nur auf die schweren Ver-
brechen aus dem rechtsterroristischen Bereich be-
schrankt werden, sondern muss auf alle anderen ter-
roristischen Aktivitaten sowie die organisierte schwere
Kriminalitat ibertragen werden. Das ist natiirlich dann
auch ein Erfordernis der Personal- und Sachausstat-
tung, denn nicht nur in Sonntagsreden oder im Wahl-
kampf darf man uber dieses Verfahren reden, son-
dern es mussen auch tatsachlich Dinge umgesetzt wer-
den. — Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Ravens: Die nachste Rednerin ist die
Abgeordnete Frau Vogt, Fraktion DIE LINKE.

Abg. Frau Vogt (DIE LINKE) *): Herr Prasident, liebe
Kolleginnen und Kollegen! Der Kollege Dr. Guldner
hat mich eben darauf hingewiesen, dass auch in
Nordrhein-Westfalen inzwischen die Griinen einem
Untersuchungsausschuss zustimmen — wir haben das
eben hier noch einmal bilateral geklart —, das ist auch
so!

(Abg. Dr. Guldn er [Bundnis 90/Die
Griinen]: Damit hier keine Missverstandnisse
entstehen!)
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Das war bis Mai nicht so. Die CDU fordert wie mitt-
lerweile auch die SPD dort einen Untersuchungsaus-
schuss. Das mochte ich dann an dieser Stelle auch
nochrichtigstellen. Meine Informationen waren noch
vom Mai, da war es noch nicht so.

Ich will aber noch einmal auf zwei Punkte einge-
hen, bei denen ich immer noch Handlungsbedarf sehe,
ohne erneut auf den Verfassungsschutz einzugehen.
Wie gesagt, meine Kritik an der parlamentarischen
Kontrolle ist Thnen nicht neu. Ich will noch einmal zur
Polizei kommen, und zwar zu der interkulturellen
Kompetenz der Polizei. Ich glaube, in der Ausbildung
ist viel passiert, da stimme ich meinen Vorrednerinnen
und Vorrednern zu. Ich glaube, sie hat sich ganz stark
geandert. Es gibt aber eine Baustelle, und die mochte
ich hier einmal benennen, das ist die Neuanstellung
von Auszubildenden bei der Polizei Bremen.

Esist nach Gesprachen, die ich mit der Polizei und
mit der Gewerkschaft der Polizei gefiihrt habe, ein-
fach nicht so, dass in den letzten Jahren die gewunsch-
te Erhohung der Anwarter mit Migrationshintergrund
erfolgreich umgesetzt werden konnte. Um es einmal
ganz klar zu sagen, vor zehn Jahren lag die Zahl der
Neueinstellungen von Anwartern mit Migrationshin-
tergrund deutlich hoher. Das ist fiir uns eine Sache,
wo ich denke, da mussen wir sehr genau hinschau-
en. Vielleicht ware die Deputation fiir Inneres der
richtige Rahmen, denn das Personalkonzept fir den
offentlichen Dienst sieht eigentlich vor, dass Menschen
mit Migrationshintergrund verstarkt auch in den Po-
lizeidienst eingestellt werden sollen. Das ist auch eine
ganz klare Forderung und Konsequenz, die sich aus
dem Untersuchungsausschuss des Bundestags erge-
ben hat.

Diese interkulturelle Offnung sollten wir uns noch
einmal verstarkt auf die Fahne schreiben, denn wir
haben einmal nachgefragt, wie sich die Zahl der Po-
lizeiauszubildenden mit Migrationshintergrund ent-
wickelt hat. Die Antwort des Senats war, bislang leider,
dass die Zahl nicht bekannt sei, weil keine validen
Zahlen vorhanden seien. Freundlich ausgedruckt, ich
finde das etwas durftig, weil es eine klare Definition
fiir den Begriff Migrationshintergrund gibt, und darauf
kann man sich einigen.

Wir denken, dass Menschen mit Migrationshinter-
grund im offentlichen Dienst geférdert werden miis-
sen. Dann muss nattrlich auch uberpruft werden kon-
nen, ob die eingesetzten Forderinstrumente tiberhaupt
funktionieren. Ich glaube, gerade bei der Neueinstel-
lung von Polizeianwartern stellen sich nattrlich fol-
gende Fragen: Wie erreichen sie die Einstellungshur-
den, wie Uberspringen sie die Einstellungshtirden, und
wenn, wie kann man nachbessern, und wie kann man
Menschen mit Migrationshintergrund diese Hurden
zuganglicher machen oder es ihnen einfacher ma-
chen, dass sie diese Hiirden Uberspringen konnen?
Ich glaube, hier sollten wir dringend einmal evalu-
ieren, damit wir zu geeigneteren Instrumenten kom-
men.

Ein anderer Punkt, den Frau Neddermann eben
auch erwahnt hat, sind die praventiven Ansatze und
die Forderprojekte gegen Rassismus und Neonazis-
mus. Es istleider so —und das hat Frau Neddermann
eben zu Recht schon erwahnt —, dass diese Projekte,
die wir auch in Bremen haben, zum Beispiel im
Lidice-Haus, ganz stark davon abhangen, ob im Bun-
destag Haushaltsmittel beschlossen worden ist.

Das Bundesfamilienministerium verwaltet diese
Gelder. Die Dauer der Projektforderung ist leider auf
wenige Jahre befristet, und die Projekttrager, auch
das Lidice-Haus, klagen immer wieder uber die feh-
lende Verlasslichkeit. Der Senat schreibt an dieser
Stelle selbst, dass es teilweise zu vorsorglichen Kun-
digungen von Mitarbeitern kommt, weil die Bundes-
regierung diese Forderung nicht rechtzeitig absichert.
Ich denke, da sind wir uns auch einig, das geht gar
nicht. Hier muss dringend nachgebessert werden. Vor
Kurzem waren wir mit einer Fraktionsklausur im
Lidice-Haus. Es wurde uns gesagt, wir haben eigent-
lich nur noch einen Haushalt bis 2015 und kénnen
dartiber hinaus nicht planen. Ich glaube, wir sind uns
hier einig, dass das unverantwortlich ist und etwas
geandert werden muss.

Ansonsten, denke ich, einen Punkt konnten wir
auch noch einmal an anderer Stelle besprechen. Es
wurde auch noch einmal darum gebeten, schwere
Straftaten, die in der Vergangenheit liegen, noch ein-
mal auf einen rechtsextremistischen Hintergrund zu
uberprufen. Ich weil}, dass diese Diskussion in der
Deputation fir Inneres vor Kurzem stattgefunden hat.
Es stellt sich naturlich die Frage, wie man schwere
Straftaten definiert. Muss es da immer um To6tungs-
delikte gehen?

Mir sind aus den Neunzigerjahren einige Bremer
Falle in Erinnerung: Es gab Anschldage, die nicht als
rechtsextremistisch erfasst worden sind, weil sie dem
Taterprofil nicht zuzuordnen waren, sie hatten aber
einen ganz klaren rassistischen Hintergrund. Vielleicht
sollten wir uns diese Straftaten auch noch einmal ge-
nauer ansehen. Ich glaube namlich, dass die Uber-
arbeitung, wie Straftaten gewertet werden, auch wenn
sie einen rechtsextremistischen Hintergrund haben,
bundesweit noch einmal dringend auf den Prifstand
muss. Dazu ist es nattirlich auch wichtig, noch einmal
vor der eigenen Haustir zu schauen.

Ansonsten, finde ich, missen wir diese Diskussi-
on einfach fortsetzen, weil die Gefahr, dass sich so
etwas wiederholt, fiir mich noch lange nicht vom Tisch
ist. Auch wenn ich anerkennen muss, dass der Ver-
fassungsschutz mit Sicherheit hier ganz anders arbeitet
alsin Thiringen, denke ich, sollten wir bei jedem Fall
wachsam bleiben.

Ich werde die Frage einer wirksameren parlamen-
tarischen Kontrolle mit Sicherheit immer wieder an
passender Stelle zur Diskussion stellen. — Ich danke
Thnen!

(Beifall bei der LINKEN)

(D)
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Vizeprasident Ravens: Das Wort erhalt Herr Senator
Maurer.

Senator Maurer: Herr Prasident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Sie haben uns 43 Fragen
gestellt, die wir beantwortet haben. Ich hatte von An-
fang an den Verdacht, dass diese Fragen nicht nur
in Bremen gestellt werden, sondern, wie sie formu-
liert sind, auch in anderen Landtagen, sei es drum!
Insofern ist diese Debatte auch ein bisschen an den
Haaren herbeigezogen.

Wir haben in diesem Hause eine sehr ausfiihrliche
Debatte im letzten Jahr gefuihrt. Wir haben abgewar-
tet, bis im September die Ergebnisse des Untersu-
chungsausschusses vorlagen, und wir haben dann
innerhalb von zwei Wochen all dies, was uns aus Berlin
an Anregungen mitgegeben wurde, in die Novelle
des Bremischen Verfassungsschutzgesetzes eingear-
beitet. Die Novelle haben wir in einem Zeitraum von
uber sechs, sieben Monaten gemeinsam mit den Frak-
tionen diskutiert, in der Parlamentarischen Kontroll-
kommission und mit allen, die interessiert waren, in
der Deputation, und am Ende dieses Prozesses hat
die Bremische Burgerschaft diesem Gesetzentwurf
die Zustimmung erteilt. Das Gesetz ist dannam 1. Ja-
nuar 2014 in Kraft getreten.

Ich muss mit einem gewissen Stolz sagen, wir waren
die Ersten, die dies in der Bundesrepublik geleistet
haben. Ich glaube, dass unser Gesetz in der Tat ein
Vorbild auch fur alle anderen ist. Insofern ist das eine
GroBe Anfrage, die man vielleicht in Baden-Wurttem-
berg oder in einem anderen Landtag stellen mag, fur
Bremen passt sie nicht ganz.

Wenn man sich die Punkte anschaut, die Sie kriti-
sieren, dann sind es drei Aspekte, die wir alle im Visier
haben. Wir haben die Frage der parlamentarischen
Kontrolle geregelt und umfassend diskutiert. Es gab
eine breite Mehrheit in diesem Hause, diese Rechte
so auszugestalten, wie wir sie heute haben.

Mit dieser Regelung ist verbunden, dass DIE
LINKE als kleinste Fraktion weiterhin einen Gaststatus
hat. Das war der Wille der Bremischen Burgerschaft.
Es steht der Burgerschaft immer anheim, dies zu an-
dern, aber ich bitte, das erst einmal zur Kenntnis zu
nehmen. Ich glaube nicht, dass der Gaststatus irgend-
wie eine Auswirkung auf die Qualitat der parlamen-
tarischen Beratungen hat und Sie deshalb weniger
erfahren als andere. Ich glaube auch nicht, dass ein
Mitarbeiter Ihnen helfen wird. Wenn wir dariiber be-
richten, was in Syrien passiert ist, wollen Sie dann
einen Mitarbeiter nach Syrien schicken, um das zu
uberprufen? Ich glaube, dass die Mitglieder der Par-
lamentarischen Kontrollkommission in der Lage sind,
das Mitgeteilte in eigener Verantwortung zu bewerten
und zu analysieren.

(Beifall bei der SPD — Glocke)

Vizeprasident Ravens: Herr Senator, sind Sie be-
reit, eine Zwischenfrage der Abgeordneten Frau Vogt
anzunehmen?

Senator Maurer: Ja, gern!
Vizeprasident Ravens: Bitte, Frau Vogt!

Abg. Frau Vogt (DIE LINKE): Der springende Punkt
ist doch aber, der NSU-Untersuchungsausschuss im
Bundestag hat die Schlussfolgerung gezogen, dass
die parlamentarische Kontrolle nicht wirksam ist, ge-
rade weil sie der kompletten Geheimhaltung unter-
liegt. Er hat genau deshalb eine bessere Sach- und
Personalausstattung, unter anderem auch die Mitwir-
kung der Mitarbeiter der Mitglieder der Parlamen-
tarischen Kontrollkommission, vorgeschlagen. Genau
das ist hier nicht umgesetzt worden. Die Mitarbeiter
der Fraktionen sind immer noch nichtin die Lage ver-
setzt, an den Sitzungen teilnehmen zu konnen. Meine
Frage ist: Warum ist das im Herbst nicht umgesetzt
worden, obwohl es die klare Aussage des NSU-Un-
tersuchungsausschusses zur Wirksamkeit gegeben hat?

Senator Méurer: Weil hier Apfel mit Birnen ver-
glichen werden! Wir haben eine vollig andere Situ-
ation in Bremen als zum Beispiel in einem grofen
Flachenland, in dem eine zentrale Kommission beim
Landtag in Nordrhein-Westfalen oder in Hannover
in einer Vielzahl von Dingen informiert wird, zu de-
nen moglicherweise die einzelnen Parlamentarier kei-
nen Zugang haben. In Bremen ist es aber doch so,
dass, wenn unser Leiter des Verfassungsschutzam-
tes berichtet, die anwesenden Parlamentarier sofort
fragen, ob das die und die Person gewesen sei. Das
heifit, hier ist die Kenntnis von den Dingen so unmit-
telbar und so direkt, dass wir keine Mitarbeit von
anderen Mitgliedern brauchen.

Dann komme ich noch einmal zuriick zum Thema
Kontrolle, das ist im Grunde genommen kein Thema.

Dann gibt es das Nebenthema, wie es mit dem Mi-
grationshintergrund unserer Polizeibeamtinnen und
-beamten aussieht. Ja, in der Tat, wir wiinschen uns
mehr Beamtinnen und Beamte, die einen Migrations-
hintergrund haben. Ich sage auch, ich winsche mir
mehr Bremer und Bremerhavener in dieser Polizei,
es ist aber faktisch so, dass wir, glaube ich, nur 15
Prozent der Bewerbungen aus Bremen erhalten, und
insofern kann man dafiir werben, aber es ist nicht so,
dass wir nicht alles versuchen, um gerade Absolventen
mit Migrationshintergrund fir die Polizei zu gewin-
nen,

(Abg. Dr. Guldn er [Bundnis 90/Die
Griinen]: Esistja auch nicht so, dass es keine
gabe!)

aber es gibt auch durchaus eine ganze Anzahl.
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Sie sagen, wir mussten das irgendwie registrieren.
Diejenigen, die wir ausgewahlt haben, sehen das vol-
lig anders, sie mochten nicht in ihrer Personalakte
den Hinweis ,mit Migrationshintergrund” stehen ha-
ben, sondern sie verstehen sich als Bremer Biirger,
und sie wollen nicht mit dieser Etikettierung herum-
laufen, deswegen miussen wir dies bertcksichtigen.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Dann zu dem, Herr Hinners, was Sie angesprochen
haben, da laufen Sie bei mir offene Ttiren ein. Ich muss
aber sagen, wir haben ja nicht erstim September 2013
mit der Reform des bremischen Verfassungsschutzes
angefangen, sondern Sie kennen die Vorgeschich-
te, Sie kennen die Skandale der Vergangenheit, die
dazu gefuhrt haben, dass vieles von dem, was heute
gefordert wird und in den Landern teilweise noch nicht
umgesetzt wurde, in Bremen bereits seit den Jahren
2008/2009 Alltag ist.

Ich sehe ja auch, wie sich in diesem Hause die Mei-
nungsbildung verdndert. Ich glaube, dass vor funf bis
sechs Jahren die Zahl der Kritiker bestimmt bei 80
oder 90 Prozent gelegen hat. Das hat sich inzwischen,
weil sich das Verfassungsschutzsamt geoffnet hat,
aufgrund der hohen Transparenz und der Koopera-
tion, die auch hier an den Tag gelegt wurde, grund-
legend verandert. Ich empfehle allen, auch einmal
einen Blick in den neuesten Bericht zu werfen, da hat
sich vieles verandert, wir haben vieles herausgenom-
men.

Herr Hinners, wahrscheinlich werden Sie heute
kritisieren, dass ich auf dem linken Auge blind bin,
aber auch wenn man das jedes Jahr wiederholt, bleibt
es grober Unsinn. Wir haben in der Tat alles heraus-
geworfen, was in den friheren Jahren zum Objekt
wurde: Eine marxistische Gruppe, eine trotzkistische
Internationale, in der sich zehn emeritierte Hochschul-
lehrer eingefunden haben, das ist alles heraus, das
haben wir auf einer Seite zusammengefasst.

Wir haben unmissverstandlich gesagt, bei uns sind
im linken Bereich die Autonomen die Problemgrup-
pe. Ich habe aber auch immer gesagt, wir mussen un-
terscheiden, Gewalt gegen Sachen ist das eine, das
haben wir in Bremen, wir haben auch Brande von
Kraftfahrzeugen, wir haben Farbanschlage, das ist
alles unbestritten und wird verfolgt. Wir haben aber
nicht dieses Maf} an Gewalt gegen Personen. Dass
Bremer Tater naturlich auch in Hamburg dabei sind,
wird auch niemand von uns bestreiten, aber ich fin-
de, es ist notwendig zu differenzieren und nicht zu
sagen, Autonome sind in Bremen so wie in anderen
Stadten.

Mein Fazit ist, ich habe zumindest in den meisten
Punkten die Zustimmung von drei Fraktionen, und
mehr kann ich, glaube ich, heute auch nicht errei-
chen. — Danke sehr!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Vizeprasident Ravens: Weitere Wortmeldungen lie-
gen nicht vor.

Die Aussprache ist geschlossen.

Die Burgerschaft (Landtag) nimmt von der Antwort
des Senats, Drucksache 18/1410, auf die GroBe An-
frage der Fraktion DIE LINKE Kenntnis.

Straftaten zum Nachteil dlterer Menschen

Grofe Anfrage der Fraktion der CDU
vom 28. Marz 2014
(Drucksache 18/1342)

Dazu

Mitteilung des Senats vom 29. April 2014
(Drucksache 18/1367%)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Senator Mau-
rer.

GemabB Paragraf 29 unserer Geschaftsordnung hat
der Senat die Moglichkeit, die Antwort, Drucksache
18/1367, auf die Grole Anfrage in der Burgerschaft
mundlich zu wiederholen.

Ich gehe davon aus, Herr Senator Maurer, dass Sie
die Antwort auf die GroBe Anfrage der Fraktion der
CDU nicht miindlich wiederholen mochten.

Auf die Antwort des Senats auf Grofle Anfragen
folgt eine Aussprache, wenn dies Mitglieder der Bur-
gerschaft in Fraktionsstdarke verlangen.

Ich frage, ob in eine Aussprache eingetreten wer-
den soll. — Das ist der Fall.

Die Aussprache ist eroffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Hinners, CDU-Fraktion.

Abg. Hinners (CDU)*): Herr Prasident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Die CDU-Fraktion hat
im August 2013 einen Antrag zum wirksameren
Schutz alterer Menschen vor Kriminalitat in die Br-
gerschaft eingebracht. Darin haben wir ein ressort-
ubergreifendes Handlungskonzept und den Einsatz
von pensionierten Polizeivollzugsbeamten in der Pra-
ventionsarbeit hier in Bremen gefordert. Dieser An-
trag wurde hier zum Bedauern der CDU-Fraktion lei-
der von der rot-grinen Mehrheit abgelehnt.

Meine Damen und Herren, fast taglich konnen wir
in den Bremer Tageszeitungen lesen, dass insbeson-
dere altere Menschen gezielt Opfer von Trickdieb-
stahlen, Trickbetrigereien, Einbrichen und sogar
schweren Raubtuberfallen werden. Als Beispiel nenne
ich daftir nur den , Weser-Kurier” vom 14. Juni, in dem
uber zwei Falle aus Horn-Lehe und Oberneuland be-
richtet worden ist, in denen Tater in Hauser einge-
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drungen sind, um die dort Anwesenden zu schlagen,
zu bedrohen und nach Wertsachen auszufragen, um
diese dann zu rauben. Ich finde, ein schlimmeres De-
likt kann einem dalteren Menschen in seinem eige-
nen Haus nicht passieren. Dabei wird die Hilflosig-
keit der Opfer teilweise gnadenlos ausgenutzt, mit
der Folge, dass diese alteren Menschen fur den Rest
ihres Lebens jegliches Vertrauen verlieren und nicht
selten schwer traumatisiert sind.

Fir die CDU-Fraktion besteht bei der Bekampfung
der Straftaten gegen altere Menschen weiterhin drin-
gender Handlungsbedarf.

(Beifall bei der CDU)

Wir haben deshalb an den Senat zu diesem Thema
eine GroBle Anfrage gerichtet. Aus der Antwort des
Senats geht hervor, dass sich die Anzahl dieser Straf-
taten — und nun horen Sie genau zu! —im Land Bre-
men von damals, im Jahr 2008, 324 Taten bis zum Jahr
2013, also innerhalb von fiinf Jahren, auf 858 Taten
mehr als verdoppelt hat. Das sind immerhin 534 Falle
mehr. Das heifit, im letzten Jahr wurden im Land Bre-
men 858 altere Menschen gezielt Opfer von Strafta-
ten. Neben den dabei erlittenen materiellen Schaden
sind die psychischen Schaden —ich hatte eben schon
darauf hingewiesen —in der Regel viel gravierender.

Als Grunde fur diese erhebliche Steigerung nennt
der Senat die demografische Entwicklung — das ist
sicherlich richtig, weil es immer mehr altere Menschen
geben wird, wie wir wissen —und das Ausnutzen der
Wehr- und Schutzlosigkeit der dlteren Menschen, auch
das ist sicherlich richtig. Nattrlich wird auch die Gut-
glaubigkeit und die Unsicherheit dieser Opfer eine
Rolle spielen, aber das perfide Vorgehen dieser Ta-
ter richtet sich insbesondere auch danach, dass ein
nennenswerter Widerstand von diesen alteren Men-
schen nicht erwartet wird, und aulerdem vermuten
die Tater, dass diese Menschen eben auch haufig tiber
hohere Geldbetrage und andere Wertsachen verfu-
gen.

Meine Damen und Herren, zu den Tatverdachti-
genist der Antwort des Senats Folgendes zu entneh-
men: ,Die Aufklarungsquote bewegt sich” — leider
nur, muss man sagen — ,pro Jahr zwischen 21 und
26 Prozent.” Das heiB}t also, nur jede vierte bis fiinf-
te Tat wird iberhaupt aufgeklart. Damit kann auch
nur in diesen Fallen der Tater zur Rechenschaft ge-
zogen werden.

In Bremerhaven, meine Damen und Herren, ist die
Aufklarungsquote leider deutlich schlechter. Von 35
Fallen im Jahre 2013 wurde in Bremerhaven ein ein-
ziger aufgeklart.

Bei den ermittelten Tatverdachtigen handelt es sich
héaufig um gewerbsmaBig und bandenmalig vorge-
hende osteuropdische Tatergruppen, die in der Re-
gel uberregional tatig werden, so der Senat. Die Tater
handeln demnach nicht spontan, sondern forschen

in der Regel ihre Opfer systematisch aus. Eine be-
gehrte Vorgehensweise der Tater ist, Telefonbuicher
dahingehend auszuwerten, ob Vornamen mit einer
entsprechenden Altersangabe vorhanden sind. Herr
Dr. Kuhn ist gerade nicht da, Herr Dr. Kuhn und ich
kamen da gut in Frage! Sie versuchen daruber hi-
naus durch Vortauschen einer Notlage, einer Amts-
person oder einer personlichen Beziehung in die Woh-
nung zu gelangen, auch das ist allgemein bekannt.
Die Auswahl der Opfer geschieht nattrlich grund-
satzlich nach dem Alter. Allein von den angezeigten
Taten her sind die Opfer in 91 Prozent der Falle tiiber
70 Jahre alt, und es sind in der Regel mehr Frauen
unter den Opfern als Manner.

Aus der Antwort des Senats geht weiter hervor, dass
die PraventionsmalBnahmen in den letzten Jahren
erheblich verstarkt worden sind. Herr Senator, dafur
muss von dieser Seite sicherlich ein Lob ausgespro-
chen werden! Von uns als CDU-Fraktion wird dies-
ausdrucklich begrifit, denn nur auf diesem Weg —und
das halten wir fir einen ganz entscheidenden Fak-
tor — konnen potenzielle Opfer aufgeklart und sen-
sibilisiert werden. Deswegen hatten wir in unserem
Antrag -

(Glocke)
ich bin auf dem Weg zum Ende —,

(Abg. Rowekamp [CDU]: Und zwar
seit flinf Minuten! — Heiterkeit)

Herr Senator, auch gefordert, pensionierte Polizeibe-
amte, die sicherlich hoch motiviert an diese Aufga-
be herangehen wiirden, fiir die Praventionsmafnah-
men heranzuziehen.

Die CDU-Fraktion erwartet vom Senat, dass auch
die Aufklarungsquote von knapp unter 25 Prozent
durch verbesserten Personaleinsatz deutlich erhoht
werden kann, sodass in Zukunft nicht wieder 75 Pro-
zent der Falle nicht aufgeklart werden konnen, denn
das, Herr Senator, stellt fiir uns als CDU-Fraktion in
keinster Weise eine Abschreckung dar.

Wir werden als CDU-Fraktion hier versprechen,
dass wir das Thema auch in Zukunft, auch wenn es
der eine oder andere vielleicht nicht mehr héren kann,
weiter behandeln, weil das Wohl der alteren Men-
schen uns sehr am Herzen liegt. — Danke!

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Ravens: Als nachste Rednerin hat
das Wort Frau Kollegin Schmidtke, SPD-Fraktion.

Abg. Frau Schmidtke (SPD): Herr Prasident, liebe
Kolleginnen und Kollegen, lieber Kollege Hinners!
Weder zu den Ohren noch zur Nase noch zum Hals
kommt uns dieses Thema heraus, denn es ist ein wich-
tiges Thema.
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(Abg. Hinners [CDU]: Den Eindruck
habe ich aber nicht tiberall!)

Ob das Thema nur von der CDU eingebracht wird
oder von einer anderen Fraktion, das ist vollig egal,
es ist hier zu behandeln, und deswegen begegnete
es uns in unseren Debatten im Landtag bereits des
Ofteren. Das macht deutlich, dass wir uns insgesamt
der besonders schutzbedurftigen Situation unserer
alteren Mitburgerinnen und Mitbuirger bewusst sind,
uns sorgen und dass wir auf Abhilfe drangen. Gera-
de die auch von Herrn Hinners angesprochenen ak-
tuellen Berichte in den Medien weisen uns noch ein-
mal sehr deutlich darauf hin, dass auch gerade ak-
tuell unsere Seniorinnen und Senioren bedroht sind.
Im gleichen Umfang, wie wir uns Sorgen um unsere
Seniorinnen und Senioren machen, verurteilen und
verachten wir das Verhalten gewissenloser Kriminel-
ler, die die Hilflosigkeit und Gutglaubigkeit, auch die
Vereinsamung vieler alterer Mitmenschen missbrau-
chen, um sich selbst zu bereichern!

Der Antwort des Senats auf die Grofie Anfrage ist
zu entnehmen, dass auch unser Senat, unsere Poli-
zeinicht die Augen verschlieBen, sondern sich ernst-
haft mit dieser Problematik auseinandersetzen und
MaBnahmen und Konzepte entwickeln, um diesen
ausufernden Straftaten adaquat begegnen zu kon-
nen. Das ist kein Widerspruch zu dem, was mein Kol-
lege Hinners von der CDU eben ausgefiihrt hat, son-
dern ich stelle die andere Seite der Medaille dar, die
auch erwahnt werden muss.

Die Kooperationsstelle Kriminalpravention des Se-
nators fiir Inneres und Sport widmete sich am 19. De-
zember 2013 auf ihrer fiinften Jahrestagung dem The-
ma Straftaten zum Nachteil dlterer Menschen. Bei der
Planung und Durchfihrung der Tagung wurde Wert
darauf gelegt, auch die Seniorenorganisationen und
damit deren Kompetenz einzubinden.

Die Frage, wie potenzielle Opfer wirksam und nach-
haltig vor SAM-Straftaten, Straftaten zum Nachteil
alterer Menschen, geschitzt werden konnen, stand
im Vordergrund. Hierzu wurden unter kriminalisti-
scher Perspektive Aspekte zur Sicherheit und Gefahr-
dung im hoheren Alter dargestellt. Neben den Ar-
beitsweisen der Tater, die auch Herr Hinners eben
hier dargestellt hat, wurden auch die emotionalen und
sozialen Folgen fur die Opfer dargestellt. Mit Blick
auf die Pravention wurde eine Vielfalt von Themen
angesprochen, die Gefahren fiir Senioren bergen, un-
ter anderem waren Verbraucherschutz und das Ban-
kenwesen zwei herausragende Schwerpunkte. Die
Polizei stellte ihre zentralen und dezentralen MalB-
nahmen des Praventionszentrums sowie die vielfal-
tigen Praventionsnetzwerke zu diesem Thema vor.

Deutlich wird, dass das Thema Straftaten gegen
altere Menschen einer der Schwerpunkte unserer Bre-
mer Polizei ist. Das konnen wir alle nur begriufien.

(Beifall bei der SPD)

Dazu zahlen Vortrage, Besuche von Veranstaltungen
und Messen, aufsuchende Praventionsarbeit, Daten-
ubermittlung durch das Stadtamt, Einzelgesprache,
Aushandigung von Praventionsmedien, ortliche Ko-
operationen mit Seniorenkreisen, Vereinen, Gemein-
den.

Die Vernetzung der Polizei Bremen mit der Spar-
kasse Bremen und den Stadtwerken, swb, ist fur die
Praventionsarbeit besonders wertvoll. Zwischen der
Polizei Bremen und der Sparkasse Bremen gibt es be-
reits seit mehreren Jahren eine Kooperation, spezi-
ell im Bereich Enkeltrickbetrug. Es finden Mitarbei-
terschulungen und Mitarbeitersensibilisierungen in
diesem Bereich statt. Im Bereich der Trickdiebstahl-
pravention wird zum Beispiel falscher Stadtwerker
Informationsmaterial in Abrechnungsschreiben ver-
sendet. Mit der Turschildaktion ,Ich lasse keine Frem-
den in meine Wohnung!" — das kommt mir sehr be-
kannt vor, das habe ich frither meinen Kindern immer
gesagt, lasst keinen Fremden in die Wohnung! — hat
sich auch die swb mit Verhaltenshinweisen auch fir
altere Menschen beteiligt.

Die Ortspolizeibehorde Bremerhaven bietet eben-
falls seit mehreren Jahren zum Thema SAM-Delik-
te Vortrage und Seminare an. Die ortlichen Senioren-
einrichtungen, insbesondere der Seniorenbeirat der
Stadt Bremerhaven, und die Verbande wenden sich
bei Bedarf an die Abteilung der Kriminalpravention.
Viele Seniorengruppen nutzten bisher dieses Ange-
bot. Des Weiteren wurden Plakate, zum Beispiel in
russischer Schrift, ausgegeben, und es wurden im
Rahmen intensiver Offentlichkeitsarbeit zeitnah Warn-
hinweise in den regionalen Medien gegeben.

Fazit: Unsere Polizei ist besonders fur diese Pro-
blematik der Gewalt gegen dltere Menschen hoch
motiviert. Trotzdem, das sagte auch mein Kollege
Hinners, wird seit 2008 ein kontinuierlicher Fallzah-
lenanstieg verzeichnet. Diese permanent steigende
Tendenz ist bundesweit feststellbar, und sie ist auf-
grund der demografischen Entwicklung sicher auch
weiterhin zu erwarten. Der Anteil alterer Menschen
in der Bevolkerung steigt stetig an.

(Glocke)

Altere Menschen — danke, ich habe es gehort, ich
komme gleich zum Schluss! —, vor allem ab dem 85.
Lebensjahr, sind bevorzugte Opfer von Trickbetru-
gereien und Trickdiebstahlen. Ursache hierfur ist si-
cher, dass Tater ganz gezielt die altersbedingten Be-
eintrachtigungen und die damit verbundene Wehr-
und Schutzlosigkeit ihrer Opfer ausnutzen.

(Prasident We b er ubernimmt wieder
den Vorsitz.)

Als ein Erfolg der Aufklarungsarbeit der Polizei ist
sicher zu werten, dass die Opfer ihr Anzeigeverhal-
ten verandert haben. Sie finden, Gott sei Dank, immer
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eher den Weg zur Anzeige, und sie verschweigen nicht
mehr verschamt ihre traumatische Erfahrung, Opfer
eines ehr- und gewissenlosen Kriminellen geworden
zu sein. Ich setzte gleich in der ndachsten Runde fort.
—Danke!

(Beifall bei der SPD)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Timke.

Abg. Timke (BIW)*): Herr Prasident, meine Damen
und Herren! Deutschland hat die alteste Bevolkerung
in Europa und die zweitalteste der Welt. Im Jahr 1950
war noch jeder zehnte Bundesbiirger 65 Jahre alt und
alter, im Jahr 2009 hat sich diese Zahl auf 20 Prozent
erhoht.

Mit der wachsenden Zahl der Senioren erhoht sich
unweigerlich aber auch die Zahl der Opfer von Straf-
taten innerhalb dieser Altersgruppe, denn nicht sel-
ten nutzen skrupellose Betruger die Unsicherheit und
auch die leichte Vergesslichkeit sowie die verlang-
samte Reaktionsmoglichkeit alterer Menschen aus,
um sich widerrechtlich an den Senioren zu bereichern.
Die Betruger verfiigen oftmals tiber sehr gute Men-
schenkenntnis, Fantasie und Gesprachstaktik und
konnen sich somit auf Alter und Wesen des potenzi-
ellen Opfers einstellen. Die Tater sind meist freund-
lich, zuvorkommend und gut gekleidet. Mit ihrer psy-
chologisch geschickten Gesprachsfuhrung fallt es ih-
nen leicht, Vertrauen zu erwecken. Mit sanftem Druck
und der Taktik, den Senioren ein schlechtes Gewis-
sen einzureden, wird das Vertrauen der alteren Men-
schen schamlos ausgenutzt. Ob Enkel- oder Zettel-
trick, falsche Handwerker oder Schockanrufe, die
Trickbetriger sind sehr fantasiereich, wenn es da-
rum geht, an das Ersparte der Seniorinnen und Se-
nioren zu kommen.

In Bremen und Bremerhaven werden auch immer
mehr Menschen Opfer dieser kriminellen Machen-
schaften, wie die Antwort des Senats zum Thema
. Straftaten zum Nachteil alterer Menschen” offen-
bart. Sie ist sehr aufschlussreich und zeigt deutlich,
vor welchen Herausforderungen die Polizeien in Bre-
men und Bremerhaven bei der Bekampfung dieses
Deliktsbereichs stehen. So wurden im vergangenen
Jahr in Bremen 763 Straftaten zum Nachteil alterer
Menschen registriert, in Bremerhaven waren es 95
Delikte. Die Dunkelziffer, also die Taten, die tatsachlich
begangen wurden, aber nicht zur Anzeige kamen,
durfte aber wesentlich hoher sein, da viele Menschen
aus Scham nicht zur Polizei gehen oder den Trick-
betrug einfach nicht als strafbare Handlung erken-
nen.

Meine Damen und Herren, erschreckend ist die
deutliche Zunahme der Taten. In Bremen haben sich
die Fallzahlen in den letzten sechs Jahren verdop-
pelt, in Bremerhaven sogar verdreifacht. Nicht we-
niger besorgniserregend ist auch die geringe Aufkla-
rungsquote bei Straftaten gegen dltere Menschen, und

das besonders in der Seestadt. Wahrend im letzten
Jahr in Bremen noch 25 Prozent dieser Delikte auf-
geklart wurden, was wir BURGER INWUT aufgrund
der teilweise international agierenden Tatergruppen
fir eine zufriedenstellende Aufklarungsquote halten,
konnten in Bremerhaven nur ein Prozent aller Taten
aufgeklart werden. Das ist deutlich zu wenig, mei-
ne Damen und Herren! Wir BURGER IN WUT erwar-
ten, dass die Ortspolizeibehorde in Bremerhaven hier
ihre Bemuhungen intensiviert, um die Zahl der auf-
geklarten Falle zu erhéhen.

Positiv ist dem Senatsbericht zu entnehmen, dass
zwischen der Polizei Bremen und der Sparkasse eine
jahrelange Kooperation besteht, die das Ziel verfolgt,
Mitarbeiter des Geldinstituts zu sensibilisieren, wenn
altere Menschen zum Beispiel groBere Geldbetrage
abheben und erzahlen, dass sie diese fur eine Not-
lage eines Verwandten benotigen. Die Senatsantwort
lasst aber die Frage offen, warum die Kooperation
lediglich auf die Sparkasse begrenzt ist und nicht auf
andere Kreditinstitute ausgeweitet wird. Vielleicht
kann uns Herr Senator Maurer diese Frage ja gleich
beantworten, denn wir BURGER IN WUT sind der
Auffassung, dass man diese sinnvolle Kooperation
zwischen der Polizei und der Bank auch auf andere
Geldinstitute erweitern sollte.

Laut Senatsantwort sind die Tater oftmals in Grup-
pen strukturiert, iberaus mobil und sehr flexibel in
Deutschland unterwegs und stammen mehrheitlich
aus Litauen, Russland und Polen, was eine Strafver-
folgung der handelnden Personen zusatzlich er-
schwert. Dieses Problem werden wir hier in Bremen
nicht losen konnen, sondern es wird eine Gemein-
schaftsaufgabe der Polizeien aller Bundeslander so-
wie des Bundeskriminalamtes sein.

Wirksamer Schutz vor Straftaten ist aber nicht al-
lein Sache der Polizei, sondern geht uns alle an. Die
Polizeiin Bayern hat deshalb Seniorinnen und Seni-
oren in die Praventionsarbeit eingebunden und schult
diese dlteren Menschen in Seminaren, damit sie dann
gleichaltrige Personen im Rahmen von Vortragen und
Gesprachen uber Themen der personlichen Sicher-
heit informieren kénnen. Dieses Modell konnen wir
BURGER IN WUT uns auch fiir Bremen und Bremer-
haven vorstellen, zumal die Polizeien beider Stadte
aufgrund der angespannten Personallage gar nicht
in der Lage sind, alle Senioren und deren Organisa-
tionen im Land eigenstandig zu beraten.

Aufgrund des demografischen Wandels ist leider
zu beflrchten, dass sich die Zahl der alteren Men-
schen als Opfer von Betriigereien auch zukinftig
weiter erhohen wird, deshalb ist die verstarkte Pra-
vention in diesem Bereich wichtig. Die Bremer Poli-
zeiist sicherlich auf einem guten Weg, in Bremerhaven
mussen die Anstrengungen, und das sage ich ganz
deutlich, noch weiter intensiviert werden. Neben der
Pravention sind aber auch eine gute Ermittlungsar-
beit sowie eine konsequente Strafverfolgung uner-
lasslich, um den Tatergruppen das Handwerk zu le-
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gen. Wir mussen hier anlasslich der steigenden Fall-
zahlen auch tiber die personellen und materiellen Vo-
raussetzungen bei der Polizei nachdenken, damit die
Polizei beider Stadte auch in diesem sicherlich sehr
schwierigen Deliktsbereich weiterhin handlungsfa-
hig bleiben. — Vielen Dank!

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Erlanson, Fraktion DIE LINKE.

Abg. Erlanson (DIE LINKE) *): Herr Prasident, sehr
geehrte Damen und Herren! Beim Thema , Strafta-
ten zum Nachteil alterer Menschen" werde ich zu-
nachst einmal zumindest den Schlussworten von
Herrn Hinners etwas widersprechen. Er hat so schon
gesagt, diese alteren Menschen wirden der CDU am
Herzen liegen. Ich finde, das ist ein bisschen uibertrie-
ben. Ich glaube, alle Beitrdage, die wir heute in die-
ser Debatte gehort haben, weisen darauf hin, dass
das Wohl der alteren Menschen allen hier im Hause
am Herzen liegt.

(Beifall bei der LINKEN, bei der SPD und

beim Bundnis 90/Die Grinen—-Abg. Hin -

ners [CDU]: Kann ja nicht ubertrieben
sein!)

Das ist das eine.

Das andere ist natiirlich die Antwort des Senats,
die auch in aller Deutlichkeit zeigt, dass die Grofie
Anfrage der CDU durchaus notwendig und sinnvoll
gewesen ist. Die Vorredner und Vorrednerinnen haben
deutlich gesagt, die steigenden Fallzahlen weisen
schon darauf hin, dass es hier ein doch relativ neues
Problem gibt, das eben mit dem demografischen Wan-
del zu tun hat, wie auch schon gesagt wurde.

Ich glaube allerdings, wenn man sich die Antwort
des Senats anschaut — und ich finde, das muss auch
erwdahnt werden —, dann erkennt man, der Senat oder
die Polizei tun offensichtlich doch sehr viel, um die-
ses Problems Herr zu werden. Ich bin der Ansicht,
dass vor allen Dingen auf Punkt 8 hingewiesen wer-
den muss — Frau Schmidtke hat es in ihrem Beitrag
auch getan —, bei dem es um PraventionsmaBnahmen
geht. Man muss dazu auch sagen, dass von der Poli-
zei durchaus viel Sinnvolles unternommen wird, von
Praventionskoordinierungskreisen bis hin zu Vortra-
gen und Zusammenarbeit mit der Sparkasse und der
swb. Aus meiner Sicht sind das MafBnahmen, die sich
durchaus sehen lassen konnen und in die richtige Rich-
tung weisen.

Meiner Meinung nach gibt es einen Punkt, den man
aber vielleicht noch besonders erwahnen muss. Ein
Grund fir die Zunahme oder den Erfolg dieser Straf-
taten liegt wahrscheinlich auch in der steigenden Ver-
einsamung alterer Menschen. Man stellt einfach fest,
wenn Menschen nur noch vereinzelt in ihren Woh-
nungen und einigermalen einsam sind, dann werden
sie naturlich anfallig fiir die vermeintlich netten jun-

gen Leute, die an die Tur kommen und vorgeben, sich
um sie kimmern zu wollen. Man muss, glaube ich,
sagen, bei diesem Problem helfen sicherlich nicht nur
durchgefiihrte MaBnahmen der Pravention oder Vor-
trage durch die Polizei.

Wenn es um Pravention geht, heifit das also, dass
wir uns mit den Auswirkungen des demografischen
Faktors noch auf eine ganz andere Art und Weise aus-
einandersetzen miissen, das haben wir hier in der Biir-
gerschaft ja schon ofter diskutiert. Stichpunkte dazu
sind naturlich gentigend und ausreichende Senioren-
begegnungsstatten, ausreichende Mehrgenerationen-
wohnprojekte, vielleicht Seniorengenossenschaften
und Ahnliches. Das werden natiirlich auch Arten des
Zusammenlebens alterer Menschen sein, die sie mog-
licherweise ein Stiuck weit immunisieren.

Das hilft gegen diese Art von Tatergruppe, das hilft
sicherlich nicht gegen den Handtaschenraub auf of-
fener StraBe, aber ich glaube, gegen diese Art der
Trickbetriigerei wirde das schon etwas bringen.

Daher kann ich fiir DIE LINKE nur sagen, der de-
mografische Wandel wird uns noch sehr vielfaltig hier
in diesem Haus beschaftigen, und gerade bei alte-
ren Menschen ist eben die Form des Zusammenle-
bens ein wichtiges Thema, dem wir uns auch im Sinne
einer Pravention gegen Straftaten zum Nachteil al-
terer Menschen zuwenden sollten. — Danke!

(Beifall bei der LINKEN)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Fecker, Fraktion Biindnis 90/Die
Griinen.

Abg. Fecker (Bliindnis 90/Die Grinen)*): Sehr ge-
ehrter Herr Prasident, meine sehr geehrten Damen
und Herren! Bundesweit steigen die Zahlen der Straf-
taten zum Nachteil alterer Menschen, und dieser Ne-
gativtrend zeigt sich auch in Bremen sehr deutlich,
meine Kolleginnen und Kollegen sind ja bereits auf
die Zahlen eingegangen.

Dass die Tater die Gutglaubigkeit und das Vertrau-
en alterer Menschen schamlos ausnutzen, ist bescha-
mend. Wir Griinen halten deswegen weiterhin an un-
serer Forderung fest, dass es zu landertiibergreifen-
den Kooperationen und Konzepten kommen muss,
denn der Téterkreis — das ist hier auch schon des Of-
teren angesprochen worden — stammt aus der orga-
nisierten Kriminalitat.

(Beifall beim Btindnis 90/Die Griinen)

Es handelt sich nicht um dumme Jungenstreiche,
sondern um Gruppen, die sich aus dem Ausland oder
eben hier aus dem Inland auf den Weg machen, die
Hilflosigkeit, die Vereinsamung der Menschen aus-
nutzen und wie Heuschrecken von der einen in die
andere Stadt ziehen, um dort ihr Geschaft zu machen.
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Lassen Sie mich an dieser Stelle sagen, um eine
Lanze auch fiir die Polizei zu brechen,: Nattrlich ist
die Aufklarungsquote im Bereich dieser Delikte keine,
die zum Jubeln Anlass gibt, aber es muss uns voll-
kommen Kklar sein, dass dieser Bereich auch zu ei-
nem der am schwersten aufzuklarenden Bereiche ge-
hort. Wir haben ja in der Vergangenheit gesehen,
wenn es der Polizei gelingt, ob in Bremen oder in an-
deren Bundelandern, die Tater zu fassen, dann sind
diese nicht fiir eine Straftat, sondern gleich fiir Hun-
derte verantwortlich. Dass es der Polizei landeriiber-
greifend gelingt, diese Erfolge zu erzielen, daran soll-
ten wir auch weiter arbeiten!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen und
bei der SPD)

Meine Damen und Herren, zur Pravention ist schon
einiges gesagt worden, aber machen wir es uns auch
nicht zu leicht, es ist ein mihsames Geschaft, weil
naturlich altere Menschen all die Eigenschaften, die
sie haben, nicht mehr andern werden. Das heiB3t, die
Unmengen von Bargeld, die sich in der Regel bei al-
teren Menschen zu Hause befinden, sind vorhanden,
die werden wir auch mit dem gréBten Praventions-
gedanken nicht mehr wegbekommen, und auch der
Umgang mit der EC-Karte und der Frage, wo ich denn
den PIN zu der EC-Karte lasse — sinnvollerweise na-
tiirlich im Portemonnaie, damit ich, wenn ich das Geld
ziehe, gleich alles beisammen habe —, ist nur sehr
schwer zu verandern.

Am Ende liegt es auch an unserer Gesellschaft, wie
wir mit dlteren Menschen umgehen. Warum lasst man
denn den Menschen von den Stadtwerken oder den-
jenigen, der sich mit der billigen Kopie eines Polizei-
ausweises Einlass verschafft, oder aber den Enkel,
den man uber Jahre oder gar Jahrzehnte nicht ge-
sehen hat, in sein Haus, in seine Wohnung hinein?
Weil man einsam ist, weil man froh dartiber ist, dass
esjemanden gibt, der sich um einen kiimmern mochte,
mit dem man vielleicht einmal ein bisschen reden
kann! Am Ende wird diese Einsamkeit ausgenutzt.
Esist fiir mich nicht nur ein Thema der staatlichen Ins-
titutionen, fur Pravention zu sorgen, sondern auch ein
klarer Hinweis an uns als Gesellschaft, hier selbst aktiv
zu werden und den dlteren Menschen in unserer Ge-
sellschaft zu helfen und sie auch zu bestarken, indem
wir uns um sie kiimmern.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen und
bei der SPD)

Wir sind dann beim nachsten Punkt, namlich beim
Dunkelfeld, das uns heute schon in mehreren Debat-
ten begleitet hat und das man ja immer so oder anders
auslegen kann. Esist doch vollkommen klar, am Ende
muss man auch den Mut haben, diesen Vorgang zur
Anzeige zu bringen. Wie oft gibt es da eine Scham
zu sagen, um Gottes Willen, jetzt habe ich schon wie-

der einen Fehler gemacht, ich mache ihn vielleicht
nicht mehr, ich bringe das nicht zur Anzeige und ver-
heimliche es. Auch dies miissen wir den dlteren Men-
schen klar und deutlich machen, indem wir namlich
altere Menschen, denen das passiert ist, nicht in die
Ecke des dummen Jungen stellen, sondern ihnen klar
machen, dass dieser Vorgang ganz vielen Menschen
passiert und sie damit nicht allein sind, denn die emo-
tionalen und die sozialen Folgen dieser Straftaten sind
verheerend.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Machen wir uns auch nichts vor, es gibt immer wie-
der neue Tricks, und das macht die Praventionsar-
beit auch ein bisschen schwierig. Angefangen hat es
einmal mit den Stadtwerken, dem swb-Ausweis, dem
Polizeiausweis. Der Antwort des Senats konnen Sie
den Trick mit dem Glas Wasser entnehmen, also der
Klassiker: Mir ist tibel, haben Sie ein Glas Wasser?
Schon binichin der Tiir! Am Ende werden Menschen
dafur bestraft, dass sie das tun, wozu wir in diesem
Haus haufiger aufrufen, namlich Courage und Un-
terstutzung der Mitmenschen, und das macht es dann
auch in der Praventionsarbeit irgendwann schwie-
rig.

Herr Hinners, Sie sehen einen dringenden Hand-
lungsbedarf, den sehen wir auch. Wir sehen, dass wir
dieses Kapitel nicht einfach beiseitelassen diirfen und
dieser Bereich der Polizeiarbeit und der Praventions-
arbeit ein wichtiger ist. Anders als Sie kommen wir
aber am Ende dieser Debatte zu der Erkenntnis, dass
wir schon ein gut funktionierendes Netzwerk in Bre-
men — ich glaube, das ist auch nicht bestritten wor-
den —und eine engagierte und kompetente Polizei ha-
ben. Wir gehen stark davon aus, dass die Entwick-
lung dieser Straftaten auch in unser aller Sinn einge-
dammt werden kann, da habe ich hier ein grof3es Ein-
vernehmen festgestellt. — Herzlichen Dank!

(Beifall beim Bundnis 90/Die Grunen und
bei der SPD)

Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Schmidtke, Fraktion der SPD.

Abg. Frau Schmidtke (SPD)*): Herr Prasident, liebe
Kolleginnen und Kollegen! Weil ich meine Rede nicht
zu Ende gehalten habe, und ich weil3, dass Sie alles
das, was ich eben gesagt habe, noch frisch im Kopf
haben, fahre ich jetzt einfach mit meiner Rede fort.

Bei aller anerkennenswert guten Arbeit unserer
Bremer Polizei kann nicht auf aufmerksame Nach-
barn, auf fiirsorgliche Angehorige und Mitmenschen,
die bei einer Straftat nicht wegschauen, sondern hel-
fen, indem sie die Polizei rufen und sich als Zeugen
zur Verfugung stellen, verzichtet werden. Nichts hilft
einem Tater mehr als ignorante und verantwortungs-
lose Mitmenschen. Vielleicht fihrt die heutige De-

(D)
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batte auch dazu, dass wir den einen oder anderen
Mitbirger anstoen konnten und dadurch die Welt
fur unsere Eltern und GrofBeltern oder auch fir den
einen oder anderen von uns — fiir mich zum Beispiel
— ein wenig sicherer machen konnten.

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Damit hatte sich diese Debatte fiir uns schon gelohnt.

Der Polizei danke ich ausdrucklich fur ihre bisher
geleistete Arbeit! Ich weil3, dass sie nicht nachlassen
wird.

Jetzt gestatten Sie mir, einen Appell an uns Seni-
orinnen und Senioren zu richten, weil ich alt genug
bin, um das machen zu dirfen: Wir Senioren lassen
keine fremden Menschen in unsere Wohnung, und
wir glauben auch nicht an Enkel, die dringend Geld
brauchen, aber nicht beweisen konnen, dass sie Enkel
sind, oder sogar jemanden schicken! Wir Senioren ru-
fen lieber die Polizei um Hilfe, wenn wir uns unsi-
cher fiihlen! Ich denke, wenn wir Senioren dies be-
rucksichtigen, beherzigen und so praktizieren kon-
nen, ist eigentlich ein gutes Paket geschntrt aus sehr
aktiver, verantwortungsbewusster Polizei, aus verant-
wortungsbewussten Nachbarn und Familienangeho-
rigen und wachen Senioren. Eigentlich sollten jetzt
doch die Kriminellen einpacken und davonlaufen! —
Danke fur Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Grinen - Abg. Dr. Kuhn [Bind-
nis 90/Die Grunen]: Sehr gut!)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
Herr Senator Maurer.

Senator Maurer: Herr Prasident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Es gibt gewisse Dinge,
die wir nicht mehr beeinflussen konnen. Wir miussen
davon ausgehen, dass im Jahr 2030 uber 30 Prozent
der Bremer Burgerinnen und Burger tiber 60 Jahre
alt sind, ein GroBteil tiber 70 Jahre, daher tiberrascht
es nicht, dass diese Zielgruppe in den Fokus von
Straftatern geruickt ist. Wir haben diese Entwicklung
vorhergesehen, und insofern — das nehme ich nicht
nur allein von mir an — haben auch meine Vorgan-
ger schon sehr frith gesagt, wir miissen etwas im Be-
reich der Straftaten zum Nachteil alterer Menschen
tun. Das Fachkommissariat K 51 der Polizei wurde
schon im Jahr 2008 eingerichtet und verfolgt seitdem
mit groBer Intensitat diese Straftaten. Wir haben also
ein Problem, und wir mussen nach Losungen suchen.

Ich bestreite nicht, dass wir in der Tat einen deut-
lichen Anstieg haben, in den letzten sechs Jahren hat
sich die Fallzahl nahezu verdoppelt. Eine gleichlau-
tende Entwicklung kann man auch in anderen Bun-
deslandern feststellen, das macht die Sache nicht bes-

ser. Herr Hinners, man sollte aber auch immer ver-
suchen, Zahlen mit zu bewerten, die wir in die De-
batte eingebracht haben. Es ist richtig, wir haben im
Jahr 2013 insgesamt 236 Verfahren gezdhlt, und zum
Gliick waren es nicht solche Straftaten, die Sie am
Beispiel Bremen-Horn erwahnt haben. Der massive
Uberfall auf ein Rentnerehepaar ist in der Tat der Worst
Case. Wenn Sie sich die Statistik anschauen, hatten
wir von diesen Fallen in Bremen zwei im Jahr 2013.
Von diesen 736 Straftaten gehoren in diese Katego-
rie Raub zwei, die Mehrzahl fallt in den Bereich Be-
trug und Diebstahl, das sind die klassischen Delikte
zum Nachteil alterer Menschen.

Wenn man dann einmal hinschaut, sollte man auch
zwischen Vollendung und Versuch unterscheiden, das
ist eine sehr lohnenswerte Herangehensweise. Wir
wissen, dass von diesen 736 Fallen, die ich aufgelis-
tet habe, insgesamt 173 Taten in die Kategorie En-
keltrick fallen. Raten Sie einmal, wie viele Taten in
der Phase des Versuchs abgebrochen wurden! Das
sind 95 Prozent. Das heifit, in 166 Fallen sind die
Betroffenen — Nachbarn, vielleicht die Banken, die
das Geld nicht ausgezahlt haben — aufmerksam ge-
worden, und das ist fur uns eigentlich ein sehr deut-
liches Indiz dafiir, dass sich diese Praventionsarbeit
auszahlt. Ich kenne keinen Deliktsbereich, bei dem
die Vollendungsrate so niedrig ist wie im Bereich
Enkeltrick. Ich glaube, dass die Praventionsarbeit —
und nicht nur die der Polizei, sondern es sind sehr vie-
le ehrenamtliche Burger unterwegs, die in den Seni-
orenheimen Theaterstiicke auffithren, die viele an-
dere Sachen im Rahmen eines sehr breit vernetzten
Systems machen — sich auszahlt, sodass wir in der
Mehrzahl der Falle heute in der Tat darauf setzen kon-
nen, dass altere Menschen dies erkennen.

Ich sage aber auch, die Tater schlafen nicht. Wenn
Sie angerufen werden und in Threm Display die
Nummer 110 erscheint, dann kénnten Sie selbst als
Polizeibeamter moglicherweise auf die Idee kommen,
Sie wurden von der Polizei angerufen, aber wir hat-
ten auch solche Falle, wo diese Nummern manipu-
liert waren. Das zeigt also, die Entwicklung geht wei-
ter, und wir miussen uns auf diese neuen Falle ein-
stellen. Fur mich ist aber einfach wichtig, dass von
diesen 736 Taten, die wir insgesamt fur das Jahr 2013
aufgelistet haben, immerhin mehr als die Halfte nicht
vollendet wurden. Das zeigt auch, dass man durch
Praventionsarbeit einiges erreichen kann.

Ich glaube auch, dass die Zahlen real zwar gestiegen
sind, aber hinzugekommen ist — und das haben Sie
erwahnt —, dass es naturlich auch eine Verschiebung
vom Dunkel- ins Hellfeld gegeben hat und heute auch
immer mehr Menschen bereit sind, zur Polizei zu ge-
hen und den Vorfall anzuzeigen. Ihnen ist es haufig
schlichtweg peinlich, aber ihnen zu sagen, nein, bitte
gehen Sie zur Polizei, verhindern Sie damit, dass ah-
nungslose Personen Opfer werden, das ist genau die
Aufgabe.
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Ich muss sagen, wir haben es in Bremen geschafft,
dass dieses Thema auf einer sehr breiten Grundla-
ge in der Stadt — und dasselbe gilt naturlich auch fir
Bremerhaven — bearbeitet wird, ich sage aber auch,
das wird ein Schwerpunktthema der nachsten Jah-
re sein. Ich sehe nicht, dass wir iberhaupt eine Chance
haben, dies anders zu handhaben, sondern wir muissen
im Gegenteil noch mehr Arbeit, noch mehr Personal
in diese Bereiche steuern, damit wir verhindern, dass
hier Burger zum Opfer von Straftaten werden, und
Sie haben es auch angesprochen, dieses Thema miis-
sen wir uberregional angehen. Vieles, was wir erle-
ben, ist das Werk von Banden, die nicht nur in Bre-
men auftreten, sondern auch in anderen Stadten, und
da hilft nur die ibergreifende Kooperation des Bun-
des und der Lander. — Danke sehr!

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Prasident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Damit ist die Aussprache geschlossen.

Die Burgerschaft (Landtag) nimmt von der Antwort
des Senats, Drucksache 18/1367, auf die GroBie An-
frage der Fraktion der CDU Kenntnis.

Elternarbeit als zentrale Auigabe fiir Kindergarten
und Grundschule

GrofBe Anfrage der Fraktion Biindnis 90/
Die Grinen
vom 29. April 2014
(Drucksache 18/1371)

Dazu

Mitteilung des Senats vom 10. Juni 2014
(Drucksache 18/1424)

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin
Stahmann.

Gemal Paragraf 29 unserer Geschaftsordnung hat
der Senat die Moglichkeit, die Antwort auf die Gro-
Be Anfrage in der Buirgerschaft miindlich zu wieder-
holen.

Ich gehe davon aus, sehr geehrte Frau Senatorin
Stahmann, dass Sie darauf verzichten und wir gleich
in die Aussprache eintreten konnen.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Frau Dogan, Fraktion Bundnis 90/Die Grunen.

Abg. Frau Dogan (Blindnis 90/Die Grunen)*): Sehr
geehrter Herr Prasident, sehr geehrte Damen, sehr
geehrte Herren! Im Februar dieses Jahres haben wir
Grlnen einen Fachtag zum Thema ,Briicken bauen:
Kindergarten und Grundschule enger verzahnen!”
durchgefiihrt, bei dem wir mit Experten dartuiber dis-

kutiert haben, welches die entscheidenden zukunf-
tigen Aufgaben sind, um die Kinder von Anfang an
intensiv zu unterstiitzen und zu fordern.

Herr Professor Dr. Fthenakis, der von uns als Ex-
perte eingeladen war, hat auf dem Fachtag deutlich
gemacht, dass die Elternarbeit und damit der Beitrag
des Elternhauses zur schulischen Leistung der Kin-
der starker als bisher in den Fokus und in den Blick
genommen werden sollte, da dies nach der PISA-
Debatte in der offentlichen Diskussion aus dem Blick
geraten ist. Er hat dargestellt, dass sich ein Kind, das
einen wertschatzenden Umgang zwischen den Eltern
und den Fachkréaften in der Kita und in der Schule
wahrnimmt, wenn diese sich gemeinsam um sein
Wohlergehen und seine Bildung bemtuhen, sicher und
unterstiitzt fihlt.

Die Kinder profitieren durch eine partnerschaftli-
che Zusammenarbeit zwischen Eltern, Erziehern und
Lehrkraften in ihrer ganzen Personlichkeit und in ihrer
Bildungsbiogratfie.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen und
bei der SPD)

Eine intensive Beziehung zwischen diesen Soziali-
sationsinstanzen gilt in der Bildungsforschung als po-
sitiv fur die Entwicklung von Kindern. Dadurch wer-
den die Bildungschancen aller Kinder erhoht, und so-
ziale Ungleichheit kann verringert werden. Das ist
uns Grunen besonders wichtig, meine Damen und
Herren!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Wir Grunen haben diese Gro3e Anfrage eingereicht,
um uns einen Gesamtiiberblick auch in den Stadten
Bremen und Bremerhaven zu verschaffen. Aus der
Antwort auf die GroBe Anfrage geht hervor, dass der
Senat auch die Auffassung vertritt, dass die Zusam-
menarbeit mit Eltern fur eine kontinuierliche Bildung
und Betreuung von Kindern im Elementarbereich eine
zentrale Rolle spielt, eine gute Zusammenarbeit mit
den Eltern sehr wichtig ist und der Erziehungsauf-
trag fir die Kinder gemeinsam mit den Eltern gestaltet
werden sollte. Hier teile ich die Einschatzung des Se-
nats, denn eine gute Zusammenarbeit von Elternhaus,
Kindergarten und Grundschule kann Nachteile ein-
zelner Kinder aufgrund ungtunstiger sozialer Bedin-
gungen deutlich verringern und ist somit auch Ar-
mutspravention, meine Damen und Herren.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Vielen Eltern liegt sehr viel am Lern- und Schul-
erfolg ihrer Kinder, und sie mochten auch ihre Kin-
der gern unterstiitzen, scheitern aber oft daran, weil
sie entweder das Wissen nicht haben oder es selbst
nicht konnen. Eltern konnen aber durch eine gute El-
ternarbeit Bildungsprozesse viel besser verstehen und
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begleiten lernen. Sie konnen dadurch auch die kom-
plexen Bildungsprozesse besser verstehen und sich
mit ihren Fahigkeiten auch einbringen, diese erwei-
tern und dadurch auch ihre Kinder auf jeden Fall star-
ken.

Aus der Antwort des Senats geht hervor, dass es
in Bremen und Bremerhaven sehr viele MaBlnahmen,
Programme und Projekte hinsichtlich der Elternar-
beit gibt, zum Beispiel QUIMS, Qualitat in multikul-
turellen Stadtteilen und Schulen, in Huchting, Gro-
pelingen und Blumenthal, wobei besonders Eltern aus
bildungsfernen Milieus und mit Migrationshinter-
grund in den Fokus genommen werden. Die Quar-
tierbildungszentren an den Grundschulen Robinsbalje,
Fischerhuder StraBle und in Blockdiek bieten auch
niedrigschwellige Angebote fiir alle Eltern. Fir Bre-
merhaven, das geht aus der Antwort des Senats hervor,
ist hervorzuheben, dass die Willkommensbesuche, die
stadtweit durchgefiihrt werden, auf sehr positive Re-
sonanz gestoBen sind.

Meine Damen und Herren, Sie sehen, dass es sehr
viele Projekte, MaBinahmen und Programme im Land
Bremen gibt. Dennoch bin ich der Auffassung, dass
wir uns nicht zuriicklehnen diirfen, sondern diesen
Bereich starker in den Fokus riicken sollten, um den
Kindern gerade in den ersten Lebensjahren, in de-
nen die entscheidenden Weichen gestellt werden, Le-
benschancen zu eroffnen. — Vielen Dank fiir Ihre Auf-
merksamkeit!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Tuncel, Fraktion DIE LINKE.

Abg. Tuncel (DIE LINKE) *): Herr Prasident, liebe
Kolleginnen und Kollegen! Elternarbeit ist ein ganz
wesentlicher Teil der Arbeit in den Krippen, Kitas und
Schulen geworden, und zwar sowohl in fachlicher als
auch in praktischer Hinsicht. Fachliche Qualitatsstan-
dards setzen zunehmend auf die Einbeziehung der
Eltern. Die Rolle der Kinder wird systemisch betrach-
tet, das heilit, sie werden im Kontext ihres familia-
ren und sozialen Umfeldes gesehen. Padagogische
Konzepte nehmen das auf, und es werden Instrumente
entwickelt, wie Eltern in den Erziehungs- und Bil-
dungsalltag einbezogen werden konnen.

In den Kindertageseinrichtungen gibt es zum Bei-
spiel Entwicklungsgesprache mit Erzieherinnen und
Erziehern und Eltern, daftr steht auch ein Zeitkon-
tingent zur Verfuigung. Schwieriger gestaltet sich das
bei der Tagespflege. Wenn dort zusatzliche Termine
vereinbart werden, gibt es dafur keine Bezahlung.
Das bedeutet, dass Tagesmiitter und -vater die eigent-
lich notwendige Elternarbeit von ihrer Freizeit ab-
ziehen mussen. Man kann sich denken, dass das nicht
flachendeckend funktioniert. Man kann auch nicht ver-
langen, dass mittlerweile standardmaBige Aspekte der
padagogischen Arbeit unbezahlt geleistet werden.

Den Bereich der Kindertagespflege hat der Senat
mittlerweile komplett in seiner Antwort ausgeklam-
mert, danach wurde allerdings von den Griinen auch
nicht gefragt, vielleicht deshalb, weil allen Beteilig-
ten klar ist, dass die Situation dort nicht so rosig aus-
sieht. Da Sie aber immer auf die Tagespflege als Be-
treuungsform im U3-Bereich setzen, hatte ich schon
erwartet, dass darauf auch bei der Elternarbeit ein-
gegangen wird! SchlieBlich ist der Ubergang von der
Tagesmutter zur Kita auch ein potenzieller Bruch, mit
Sicherheitist er aber eine Umstellung fiir die Kinder,
da die Betreuungsform eine ganz andere ist. An dieser
Stelle eine Verzahnung und einen Informationsaus-
tausch zu erreichen, ist also ebenso wichtig wie an-
derswo.

Auch aus der praktischen Perspektive wird die El-
ternarbeit angesichts zunehmender sozialer Proble-
me immer wichtiger. Die Arbeit padagogischer Ein-
richtungen wird erschwert, wenn es in den Familien
an grundlegenden Dingen hapert, wenn sie zum Bei-
spiel keinen Antrag auf Sozialleistungen stellen kon-
nen, weil sie die Sprache nicht verstehen.

Jobcenter und Sozialzentren weigern sich regel-
mabBig, Gesprache zum Beispiel auf Englisch zu fithren
oder sogar nur einen Termin zu einem Gesprach zu
vereinbaren. In solchen Fallen springen oft die Er-
zieherinnen und Erzieher ein und helfen beim Aus-
fillen von Formularen, weil sie auch ein Interesse da-
ran haben, dass die Kinder nicht hungrig in die Kita
kommen. Ahnlich ist es mit Arztbesuchen, mit Kon-
flikten im familiaren oder nachbarschaftlichen Um-
feld oder mit Behérdengéngen und Ahnlichem. All
diese Anforderungen entstehen in der Praxis. Die Er-
zieherinnen und Erziehern sind mit diesen konfron-
tiert und erfiillen sie auch, aber leider meistens zu-
satzlich und ohne dass dies als Teil ihrer Arbeit aner-
kannt wird. Wir haben diesen Umstand gerade aus
den Gropelinger Kitas veranschaulicht bekommen.

Sie, meine lieben Kollegen von Rot-Grin, schrei-
ben zwar in Ihrem Antrag zur Finanzierung der Kin-
dertagesbetreuung, dass sie Einrichtungen in benach-
teiligten Stadtteilen hoher ausstatten wollen, das sollte
aber schon bei der Schaffung der Indexeinrichtun-
genim Jahr 2008 geschehen! Fiinf Jahre spater kommt
dort kaum noch etwas an. Die Frage ist also, wieviel
hoher diese ausgestattet werden sollen und wie ga-
rantiert wird, dass die Einrichtungsarten nicht gegen-
einander ausgespielt werden. Der Senat muss also
zusatzliches Geld in die Hand nehmen.

Im Bereich der frihen Hilfen erwartet der Senat,
dass Fordermittel des Bundes ab 2015 wegfallen wer-
den. Sollte sich dieser Wegfall bestadtigen, muss der
Senat diesen kompensieren. — Danke fur Thre Auf-
merksamkeit!

(Beifall bei der LINKEN)

Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Aytas, Fraktion der SPD.
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Abg. Frau Aytas (SPD)*): Sehr geehrter Herr Pra-
sident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Zunachst
mochte ich mich fir die Groe Anfrage und damit auch
fur die ausfiihrliche Antwort des Senats herzlich be-
danken.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Antwort des
Senats ist besonders prazise und zeigt uns, wie wichtig
Elternarbeit fiir die Entwicklung des Kindes ist. Eltern-
arbeit gehort in den Aufgabenbereich aller Institutio-
nen, die sich mit der auBerschulischen und schulischen
Betreuung von Kindern und Jugendlichen befassen.
Dazu gehoren Krippen, Kindergarten, Schulen, Horte,
Jugendgruppe, Jugendzentren und Ahnliche.

Da eine isoliert von den Eltern verlaufende insti-
tutionelle Kindererziehung wenig erfolgsverspre-
chend ist, muss das Elternhaus in die Arbeit der je-
weiligen Institution einbezogen werden. So ergibt sich
ein Dreiecksverhaltnis bestehend aus Kindern, Eltern
und den Mitarbeitern der Einrichtungen. Die Zusam-
menarbeit mit den Eltern ist zum Wohle des Kindes
unbedingt notwendig und stellt einen gemeinsamen
Lernprozess dar.

(Beifall bei der SPD)

Dabei diskutieren Eltern und Fachkrafte uiber Ziele
und Methoden in der Erziehung ihrer Kinder und ver-
suchen gemeinsam fur die Ursachen bestimmter Pro-
bleme sinnvolle Losungsmoglichkeiten zu finden.

Eltern und Fachkréfte erkennen immer wieder, dass
Erziehung nichts Statisches ist, sondern dass sich Er-
zieherinnen und Erzieher mit einer Vielzahl wech-
selnder Einfliisse und ganz konkreter Veranderun-
gen auseinandersetzen mussen. Elternarbeit macht
dementsprechend eine Vernetzung erforderlich.

In der Antwort des Senats wurde vor allem auf die
Elternarbeit in Kindergarten und Grundschulen ein-
gegangen und dabei besonders die Auswirkung auf
die Familie und Kinder sowie der padagogischen Fach-
krafte verdeutlicht. Deswegen kann ich auch ehrlich
gesagt den Redebeitrag von Herrn Tuncel gar nicht
nachvollziehen, weil dieser ja mit der Antwort des Se-
nats wenig zu tun hat.

(Beifall bei der SPD und beim Bundnis 90/
Die Griinen)

Ein reger Austausch mit den Eltern im Zusammen-
hang mit der schulvorbereitenden Sprachforderung
ist fur die Sprachentwicklung des Kindes besonders
wichtig. Mittlerweile haben es sich einige Einrich-
tungen und Institutionen zur Aufgabe gemacht, dieses
Angebot zu verbessern und auszubauen.

Ferner hat das Land Bremen im Jahr 2011 trager-
ubergreifende Grundlagen und Qualitatsstandards
fur die Arbeit mit Kindern unter 3 Jahren entwickelt
und veroffentlicht, in denen klar geregelt ist, in wel-
cher Form die Elternarbeit zu leisten und auf welche
Aspekte dabei zu achten ist.

Zu Recht weist die Antwort des Senats darauf hin,
die vielfaltigen Angebote zielgruppenorientiert zu
starken und in vorhandenen Strukturen miteinander
zu vernetzen. Ferner weist die Antwort des Senats
auch darauf hin, die tiber die Jugend- und Gesund-
heitshilfe bereits erreichte hohe Akzeptanz friuher
Hilfen bei Alleinerziehenden und Elternpaaren zu
nutzen, um praventiv beratende und begleitende und
aufsuchende Programme friher Hilfen, insbesondere
fir Schwangere, junge Miitter und Vater sowie fur El-
tern mit Kindern im Alterssegment U3 bis zum Schul-
eintritt, zu verstarken.

Die Antwort des Senats weist auch darauf hin, wie
wichtig die Arbeit der Familienhebammen hierbei ist
und dass das Konzept der Familienhebammen, Fa-
miliengesundheitspflegerinnen und -pfleger und Kin-
derkrankenpflegerinnen und -pfleger in Bremerha-
ven bereits seit Jahrzehnten ein erprobtes und erfolg-
reiches Kooperationsprojekt vorweist. Dieses Projekt
sollte unbedingt im gesamten Land Bremen ausge-
baut werden, um auch hier einheitliche Vorgehens-
weisen und Qualitatsstandards in Bremen und Bre-
merhaven herzustellen.

Unter dem Aspekt der zielgruppenorientierten Pra-
vention und Inklusion sind zudem verstarkt auch El-
tern mit gesundheitlichen Belastungen sowie Eltern
mit Migrationshintergrund gezielt anzusprechen. Die
bestehenden Elternforderprogramme wie Rucksack
und HIPPY, die Eltern mit Migrationshintergrund eng
begleiten, sind besonders niedrigschwellig ausgerich-
tet und meines Erachtens nach unverzichtbar, sie soll-
ten besonders in den Stadtteilen mit besonderen For-
derbedarf weiter ausgebaut werden.

(Beifall bei der SPD)

Wie wir wissen, ist das noch gar nicht abgesichert,
und ich finde es durchaus wichtig, solche niedrig-
schwelligen Angebote fur Eltern auch weiterhin in
Bremen und Bremerhaven zu fordern, auszubauen
und auszuprobieren, um einfach auch zu sehen, wel-
che Programme fiir die Eltern, die neu nach Deutsch-
land, nach Bremen gekommen sind, sinnvoll sind.

Ich glaube, dass unsere beiden Stadte Bremen und
Bremerhaven insgesamt gesehen auf einem guten
Weg sind und durch die angebotenen Forderprogram-
me fir Padagoginnen und Padagogen fir die Kinder
und Eltern gute Moglichkeiten geschaffen wurden,
Qualitatsstandards in die Arbeit mit Kindern so frih
wie moglich einzufiihren. Durch eine gute funktio-
nierende Elternarbeit und Vernetzung insbesondere
in den Stadteilen mit besonderem Forderbereich wird
sich die Entwicklung unserer Kinder sicherlich mehr
und mehr verbessern. — Vielen Dank fur Ihre Aufmerk-
samkeit!

(Beifall bei der SPD)

Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Ahrens, Fraktion der CDU.
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Abg. Frau Ahrens (CDU)*): Herr Prasident, mei-
ne sehr geehrten Damen und Herren! Die Grofe An-
frage gliedert sich ja eigentlich in zwei Teile. Zum
einen wird die Elternarbeit als zentrale Aufgabe fir
Kita und Schule abgefragt, wie es schon in der Uber-
schrift steht, aber es gibt einen zweiten Teil, der da-
mit eigentlich erst einmal tiberhaupt nichts zu tun hat,
namlich die Praventionsketten fiir Kinder bis zum Ein-
tritt in die Krippe und den Kindergarten, also das vor-
herige Auffangsystem. Zum ersten Teil mochte ich
jetzt etwas sagen, den zweiten werde ich dann etwas
spater darstellen.

Beide Einrichtungen, Kita und Schule, gehen davon
aus, dass eine durchgangige Bildungsbiografie un-
ter dem Aspekt des lebenslangen Lernens in der Kita
beginnt und in der Grundschule auch hoffentlich er-
folgreich fortgefuhrt wird. Dabei wird in beiden Ein-
richtungen der Blick auf das Kind und dessen indi-
viduelle Lernentwicklung gerichtet, und dabei wer-
den, wie Sie der Antwort zu Frage 8 entnehmen kon-
nen, zunehmend die Eltern als Bildungs- und Erzie-
hungspartner einbezogen. Fur die CDU-Fraktion ist
genau das entscheidend, denn fiir uns gilt weiterhin
Artikel 6 Absatz 2 Grundgesetz: , Pflege und Erzie-
hung der Kinder sind das nattrliche Recht der Eltern
und die zuvorderst ihnen obliegende Pflicht.” Die im
SGB VIII vorgeschriebenen und in den Bremer und
Bremerhavener Richtlinien zur Zusammenarbeit aus-
gefuhrten Erziehungs- und Bildungspartnerschaften
bei den Tagespflegepersonen, bei den Krippen, den
Kitas, aber eben zum Teil auch in den Schulen ste-
hen fur uns als CDU-Fraktion daher absolut im Vor-
dergrund.

(Beifall bei der CDU)

Eltern konnen sich zum einen in personlichen Ge-
sprachen tber die personliche Situation ihres Kindes
informieren und bekommen auch halbjahrlich die
Moglichkeit, mit den Erzieherinnen und Erziehern
zu sprechen, sie haben aber auch die Moglichkeit,
sich in Elternsprechergremien informieren zu lassen.
Manchmal haben sie auch Beteiligungsrechte, rela-
tiv selten haben sie tatsachlich ein echtes Mitbestim-
mungsrecht. Das Ganze bewegt sich, wenn Sie so wol-
len, in einem Spannungsfeld, das sich gleichzeitig auch
in der sozialen Spaltung unserer Stadt niederschlagt.
Mitbestimmung vermissen gerade eher die bildungs-
nahen Elternhauser, die eben sehr viel starker in den
Kindergartenalltag integriert und dartiber informiert
werden wollen.

Ich nenne einmal ein konkretes Beispiel: Wenn die
Essensversorgung am Nachmittag umgestellt wird,
die Erzieher dartber nicht informieren und die Kin-
der plotzlich hungrig nach Hause kommen, weil es
nur noch Obst gibt, sie das Mittagessen nicht moch-
ten und dann hinterher zu Hause an den Kuhlschrank
gehen, dann fallt das diesen Eltern auf, dann gibt es
Gesprache, einen Aushandlungsprozess, und es wird
entsprechend etwas verandert. Im Gegensatz dazu

gibt es in den Kindergarten in den eher soziokultu-
rell benachteiligten Quartieren, die teilweise auch
unter mangelnder personeller Ausstattung leiden und
das auch beklagen und die immer hoheren Anforde-
rungen an Beratungsgesprache mit Eltern, an Eltern-
bildungsangebote umsetzen sollen, eher das Problem,
die Mitwirkung der Eltern tatsachlich zu aktivieren,
weil diese Eltern sehr viel mehr Hilfe und Untersttit-
zung brauchen.

In diesem Zusammenhang erwahne ich noch einmal
wieder dieses 7-Punkte-Papier der Gropelinger Ki-
tas, die hier ja eine schonungslose Analyse der der-
zeitigen Situation durchgefuhrt und gesagt haben,
dass die materielle Armut in den Familien, die Uber-
schuldung, die hausliche Gewalt, die Suchterkran-
kungen, die sprachlichen Barrieren, die Uberforde-
rung der Eltern zu dauerhaften Belastungen in den
Familien fiihrt und damit zunehmend dazu, dass le-
benspraktische Unterstiitzung fiir Eltern durch den
Kindergarten geleistet werden muss. Diesen Kinder-
garten kommt eine Kompensationsfunktion zu, um
die belasteten Eltern-Kind-Beziehungen aufzufangen,
alles steht in dem 7-Punkte-Papier.

Die Kitas miissen die uiberforderten Eltern bei der
Bewaltigung ihrer Lebenssituation, bei lebensprak-
tischen Angelegenheiten teilweise auch unterstutzen,
zum Beispiel durch die Begleitung zu Banken, Arz-
ten, Beratungsstellen, beim Ausfullen von Antragen
et cetera. Das geht naturlich nur, wenn dafur auch
die entsprechende Personalausstattung vorhanden ist.

Wie ich Ihnen gestern Abend ja schon ausfuhrlich
in einer anderen Debatte dargelegt habe, rickt das
Thema Elternzusammenarbeit doch in ein sehr un-
gliickliches Licht, wenn dort plotzlich nicht mehr ein-
dreiviertel Erzieherinnen stehen, also eine Erziehe-
rin von 8.00 Uhr bis 14.00 Uhr anwesend ist und die
zweite als Erganzung fur vier Stunden hinzukommt,
sondern tatsachlich nur noch eine Erzieherin und 20
Kinder und diese unterschiedlichen multiplen Pro-
blemlagen bearbeitet werden sollen.

Gerade in den Kitas in den soziokulturell benach-
teiligten Quartieren, den sogenannten Index-Kitas,
kommen die im Koalitionsvertrag versprochenen Per-
sonalverstarkungen in Hohe von 70 Prozent inzwi-
schen nur noch zu einem Drittel an, ich habe gestern
aus dem Arbeitskreis Tenever zitiert. Hier muss nach-
gebessert werden, meine Damen und Herren, sonst
hilft es nichts, sich hier seitenweise Antworten zum
Thema Elternarbeit zu holen, wenn sie rein theore-
tischer Natur bleiben, weil die Praktiker inzwischen
ein 7-seitiges Handlungspapier aufgestellt und ge-
sagt haben, wir wirden gern, in bestimmten, genau
benannten Punkten sehen wir den Handlungsbedarf,
aber wir haben nicht die personellen Ressourcen, um
das zu machen, helft uns bitte.

Ich bin Frau Senatorin Stahmann sehr dankbar,
dass sie das aufgreifen und hochstwahrscheinlich in
die tibernachste Sitzung des Jugendhilfeausschusses
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nehmen wird, damit wir uns konkret diese Punkte,
die Herr Mohle gestern in seiner Debatte ja auch noch
einmal ausfiihrlich beleuchtet hat, vornehmen koén-
nen, denn hier sieht die CDU-Fraktion den Hand-
lungsbedarf, um die soziale Spaltung dieser Stadt tat-
sachlich aktiv zu tiberwinden.

(Beifall bei der CDU - Glocke)

Ich komme gleich zum Schluss, mochte aber noch
auf einen Punkt aufmerksam machen und noch drei
Satze zur Praventionskette fir Kinder bis zum Ein-
tritt in die Krippe und die Kita sagen. Hierzu gehort
nattirlich die Bundesinitiative , Frithe Hilfen", hierzu
gehoren aber auch — das hat meine Vorrednerin von
der SPD ausgefuhrt — gerade die Familienhebammen.
Im aktuellen Bericht des Gesundheitsamtes Bremer-
haven steht dazu:

,Die Arbeit der Familienhebammen war von ho-
her Diskontinuitat gepragt, sodass die Besucherire-
quenz der von ihnen betreuten Hochrisikofamilien”
—sie gehen nicht zu den gut situierten Familien — , stark
gesunken war." Insofern wurde die Befiirchtung in
dem entsprechenden Bericht geduBlert, dass es auf-
grund der massiven personellen Unterausstattung zu
Kindeswohlgefahrdungen kommen kann. Auch das
ist ein Punkt, an dem wir etwas andern miussen. Dies
steht hier auch in der Antwort, wenn Sie sich die genau
anschauen, sehen Sie auch da den Hinweis darauf.
Das sind die Felder, auf denen wir uns weiter bewe-
gen miussen, damit wir auch tatsachlich echte Eltern-
beteiligung, Elternmitwirkung und Elternpartnerschaft
an dieser Stelle erreichen. — Danke schon!

(Beifall bei der CDU)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Dr. Schlenker, Fraktion Bundnis 90/
Die Griinen.

Abg. Dr. Schlenker (Biundnis 90/Die Grinen)*):
Herr Prasident, meine Damen und Herren! Ich will
bei den vielen vorherigen Reden nur noch kurz et-
was sagen, damit nicht heute der Feierabend wieder
verloren geht.

Wichtig, denke ich, ist es, die Briiche noch einmal
zu benennen, denn es gibt auch Briiche von der Ge-
burt des Kindes bis zum Eintritt in die Kita. Hierfur
ist das System der frithen Hilfen gedacht. Wichtig ist
auch, und das will ich noch einmal betonen, dass bei
allem Einsatz in der frihkindlichen Bildung und in
der Kita, was dann auch durch die Forschung belegt
wird, Elternarbeit die hochste Prioritat hat,

(Beifall beim Bundnis 90/Die Grunen und
bei der SPD)

denn was nitzt es einem Kind —ich ziehe einen Bo-
gen zu der heutigen Diskussion! —, wenn es zu Hause

fehlernahrt oder zu Hause misshandelt wird? Da kann
ich in der frihkindlichen Bildung nichts tun, sondern
ich kann nur uber Elternarbeit versuchen, daran et-
was zu verandern.

Wichtig ist, denke ich — und das ist mein zweiter
Punkt —, dass wir, damit wir auch elternorientiert sind
fur die Zeit von null bis zehn Jahren, einen Rahmen-
bildungsplan bekommen, an dem sich Eltern, aber
auch Kinder spater orientieren kénnen, damit sie wis-
sen, was im Einzelnen in den einzelnen Bereichen
des Lebens wichtig ist, dass es etwas anderes ist, zum
Beispiel in der frihkindlichen Bildung zu stehen, und
das Lernen mit Zahlen und Ahnlichem wiederum et-
was anderes ist. Es ist auch ganz wichtig, dass das
an die Eltern weitergegeben werden kann, damit sie
das verstehen konnen.

Etwas Lustiges will ich noch sagen! In der Antwort
des Senats sind die Antworten fiir die einzelnen
Bereiche Bildung und Soziales in unterschiedlichen
Schriften geschrieben, und das, denke ich, ist in Zu-
kunft vielleicht vermeidbar.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen und
beider SPD - Abg.Frau Ahrens [CDU]:
Schon, dass Sie uns unterstiitzen!)

Um Kindern und ihren Eltern eine Perspektive fur
die Zukunft auBerhalb der Armut zu geben, ist es
wichtig, dass das, was meine Vorredner gesagt ha-
ben, durchgefihrt wird: Wir brauchen Familienbil-
dungszentren und frihkindliche Bildung, um dieses
Problem einigermafen in den Griff zu bekommen. —
Danke!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen und
bei der SPD)

Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das Wort
Frau Senatorin Stahmann.

Senatorin Stahmann*): Herr Prasident, sehr geehrte
Damen und Herren! Ich glaube nicht, dass unter-
schiedliche Schriftarten ein Indiz daftr sind, ob Men-
schen zusammenarbeiten oder nicht, auch wenn das
ein schones Beispiel ist.

(Widerspruch beim Buindnis 90/Die Griinen)

Herr Dr. Schlenker, ich bezweifle auch, dass sich null-
bis zehnjahrige Kinder fur einen Rahmenbildungs-
plan interessieren, ich glaube, das ist eher ein Instru-
ment fir die Padagogen und Eltern.

Unbestritten ist es so — Frau Ahrens hat darauf hin-
gewiesen —, Familie, Kindertageseinrichtungen und
Schulen sind gemeinsam fiir das Wohl von Kindern
verantwortlich, es gab hier auch keinerlei Dissens in
der Debatte. Durch Betreuung, Erziehung und Bil-
dung pragen sie die Entwicklung von Kleinkindern
und Jugendlichen in entscheidendem MaSe.
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Es gibt einen verfassungsrechtlich garantierten Er-
ziehungsvorrang der Eltern, der im Artikel 6 Absatz
2 Grundgesetz und im Paragraf 1 Absatz 2 SGB VIII
niedergeschrieben ist. Kindertageseinrichtungen ha-
ben ein nachrangiges, abgeleitetes und tUbertrage-
nes Erziehungsrecht, aber fiir die Qualitat der privaten
und der offentlichen Erziehung und Bildung ist es von
grofler Bedeutung, dass Familie, Kita und Schule zu-
sammenarbeiten und einander unterstiitzen. Gene-
rell gilt eine intensive Beziehung zwischen diesen So-
zialisationsinstanzen als positiv fur die Entwicklung
der Kinder.

Wir bezeichnen Folgendes bei uns oft als Bildungs-
und Erziehungspartnerschaft: Ziel des Sozialressorts
ist es, dass wir Kitas als Familienzentren entwickeln.
Dasist noch nicht uiberall moglich, allein raumlich sind
dem oft enge Grenzen gesetzt, deswegen werden wir
auch ein Standortkonzept vorlegen, das nicht nur dem
Platzausbau Rechnung tragt, sondern auch Raum bie-
tet fur Differenzierung und fur Elternberatungsarbeit.
An einigen Standorten ist uns das schon sehr gut ge-
lungen, aber da gibt es bei 400 Einrichtungen im Land
Bremen noch eine ganze Menge zu tun.

Die Eltern sind zundachst die wichtigsten Bezugs-
personen von Kleinkindern, deswegen ist es auch
wichtig, dass wir unsere Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter qualifizieren und die Eltern bereit sind, mit
unserem Fachpersonal zu kooperieren.

Frau Aytas und Frau Dogan haben darauf hinge-
wiesen, dass wir umfangreiche Programme haben,
um Elternarbeit zu unterstutzen. Da seien die Pro-
gramme Opstapje und HIPPY genannt, aber auch das
Projekt Rucksack, das alles sind wichtige Program-
me, mit denen wir gute Padagogik in den Kitas ent-
wickeln kénnen.

In der Antwort des Senats auf die GroB3e Anfrage
machen wir auch noch einmal deutlich, wo finanzi-
elle Herausforderungen bei der weiteren Umsetzung
liegen. Das alles wird nicht vom Himmel fallen, son-
dern es betrifft eben auch Bereich, in die man Geld
hineingeben muss. Ich glaube, dass wir davon pro-
fitieren, wenn wir die Elternarbeit auch im Zusam-
menspiel mit den Einrichtungen verstarken.

Wichtig ware mir, noch einmal zu sagen, dass es
Kindern nicht nur dort, wo Menschen in Armut le-
ben, gut geht, sondern Kinder werden auch in
Schwachhausen geschlagen, haben trinkende Eltern
in Oberneuland oder auch, ich sage einmal, in Aka-
demikerfamilien. Kindernot tritt in vielen Lebensla-
gen und auch in vielen Familien auf, oft auch ver-
deckt, das heilit, wir miissen gut ausgebildetes Per-
sonal in unseren Einrichtungen haben, wir mussen
auch dort Unterstiitzung anbieten.

Wir haben jetzt bei KiTa Bremen und auch bei den
freien Kitas Fachkrafte, die Kinderschutzfalle begleiten
und aufdecken. Auch das ist fiir mich ein ganz wich-
tiger Teil in der Elternarbeit, den wir jetzt in den letz-

ten drei Jahren, angestoen durch den Rahmenbil-
dungsplan, der sehr fortschrittlich ist und bundesweit
sehr gelobt wird, bei KiTa Bremen auf den Weg ge-
bracht haben.

(Beifall beim Bundnis 90/Die Griinen)

Als zustandige Senatorin mochte ich mich auch im
Namen von Frau Senatorin Professor Dr. Quante-
Brandt fir diese Grof3e Anfrage bedanken! Herr Dr.
Schlenker, nachstes Mal formatieren wir das alles in
Rosa und Schriftgrofe 20, vielleicht liefert das auch
noch einmal einen anderen Gesprachsanlass. — Danke
schon!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Grinen
— Heiterkeit)

Prasident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Die Aussprache ist geschlossen.

Die Burgerschaft (Landtag) nimmt von der Antwort
des Senats, Drucksache 18/1424, auf die GroBe An-
frage der Fraktion Biindnis 90/Die Grunen Kenntnis.

EU-Effizienz-Richtlinie endlich umsetzen, Effizienz-
Markt schaffen und Konkurrenzfahigkeit der Wirt-
schaft fordern

Antrag der Fraktionen Biindnis 90/Die Griinen
und der SPD
vom 29. April 2014
(Drucksache 18/1373)

Dazu

Anderungsantrag der Fraktion DIE LINKE
vom 17. Juni 2014

(Drucksache 18/1448)

Dazu als Vertreter des Senats Herr Senator Dr.
Lohse.

Die Beratung ist eroffnet.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Frau Dr. Schierenbeck, Fraktion Biindnis 90/Die
Grinen.

Abg. Frau Dr. Schierenbeck (Biindnis 90/Die Grii-
nen): Sehr geehrter Herr Prasident, meine Damen und
Herren! Wir wollen, dass die Bundesregierung die EU-
Effizienz-Richtlinie endlich umsetzt, einen Effizienz-
Markt schafft und so die Konkurrenzfahigkeit der Wirt-
schaft fordert.

Wir hatten diesen Antrag schon vor dem 5. Juni ein-
gebracht, das war die Frist, die fur die Umsetzung
der Richtlinie gesetzt war. Nun ist der 5. Juni verstri-
chen, und wir miissen leider feststellen, in Sachen
Energieeffizienz hat die Bundesregierung die ent-
scheidenden Schritte noch nicht vollzogen,
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(Beifall beim Bundnis 90/Die Grinen — Abg.
Strohmann [CDU]: Skandal!)

dabeiist die Energieeffizienz neben dem Ausbau der
erneuerbaren Energien die zweite tragende Sdule der
Energiewende.

Mit dieser Richtlinie setzt die EU ihren Mitglieds-
staaten konkrete Ziele und Vorgaben, der Energie-
verbrauch soll bis zum Jahr 2020 um 20 Prozent ge-
genuber dem Referenzjahr 1990 sinken. Kernstiick
der Richtlinie ist der Artikel 7, in dessen Rahmen Ener-
gielieferanten oder -verteiler verpflichtet werden sol-
len, jahrlich Energie in Hohe von 1,5 Prozent ihres
Energieabsatzes einzusparen. Es besteht aber auch
die Alternative fiir die Nationalstaaten, diese Einspa-
rung durch sogenannte strategische MaBnahmen zu
erreichen, zum Beispiel Energie- oder CO,-Steuern,
Finanzierungssysteme und Instrumente, steuerliche
Anreize, freiwillige Vereinbarungen, Bildung und Be-
ratung. Entscheidend hierbeiist, die Nachfrage nach
Energieeffizienz klar zu organisieren und einen Markt
zu schaffen, der diese Dienstleistungen besonders
effizient erbringt.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Europa hat den Anspruch, Vorreiter bei Klimaschutz
und Energieeffizienz zu sein. Das wird nicht gelin-
gen, wenn sich Deutschland als grofite europaische
Volkswirtschaft zurticklehnt.

Die GroBe Koalition bremst aber auch in diesem
Bereich den Klimaschutz aus, obendrein riskiert die
Regierung ein Vertragsverletzungsverfahren aus Briis-
sel wegen der Untatigkeit beim Energiesparen. Dabei
gibt es viele Griinde, die fiir die Energieeffizienz spre-
chen: Es profitieren von mehr Energieeffizienz die Un-
ternehmen, die Effizienztechniken entwickeln, das
Handwerk zum Beispiel bei der energetischen Ge-
baudesanierung und auch bei der Installation von
Effizienztechnologien in Unternehmen, die Verbrau-
cherinnen und Verbraucher sowie die Kommunen,
die unter den hohen Energiekosten leiden.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Bis zum Jahr 2020 konnten zudem laut dem Deut-
schen Institut fur Wirtschaftsforschung 150 000 neue
Jobs durch Energieeffizienz geschaffen werden. Zu-
satzlich wirden jahrlich 45 Millionen Tonnen CO,
vermieden und rund 10 Milliarden Euro Energiekosten
eingespart.

Wir wollen mit unserem Antrag erreichen, dass
dieses wichtige Thema nicht weiter verschlafen wird.
Der zweite Teil des Antrags beinhaltet zudem die For-
derung an den Bund, ein Forderprogramm fur die Lan-
der aufzulegen, damit auch EnergieeffizienzmafBnah-
men an den offentlichen Gebauden umgesetzt wer-
den konnen. Energieeffizienz ist eine Investition in
die Zukunft und sollte jetzt vorangetrieben werden.

(Beifall beim Blindnis 90/Die Griinen)

Die Vorteile von mehr Energieeffizienz liegen auf
der Hand: Erstens, Energieeffizienz reduziert die Kos-
ten des Gesamtenergiesystems mit jeder eingespar-
ten Kilowattstunde, zweitens, volkswirtschaftlich sinn-
voll werden Investitionen in Brennstoffe, in Kraftwer-
ke, und Infrastruktur reduziert und CO,-Emissionen
vermieden. Drittens, mehr Energieeffizienz bedeutet
mehr Klimaschutz, aber auch groSere Unabhangig-
keit von Energieimporten, die Versorgungsrisiken wer-
den minimiert.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Denken Sie nur an die Herkunftslander des Erdols
oder an die aktuelle Krise in der Ukraine!

Dass Energieeffizienz unsere Volkswirtschaft un-
abhangiger von Energieimporten macht, werde ich
gleich noch naher ausfuhren. Ebenso mochte ich noch
auf den Anderungsantrag der LINKEN eingehen und
das, was Bremen im Bereich der Energieeffizienz
schon leistet.

Unterstutzen Sie unseren Antrag und sorgen Sie
bei Ihren Kolleginnen und Kollegen in Berlin dafiir,
dass das Thema Energieeffizienz ernster angegan-
gen wird, davon wirden alle profitieren! — Vielen
Dank!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Gottschalk.

Abg. Gottschalk (SPD)*): Herr Prasident, meine Da-
men und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen!
In der Energiepolitik gibt es derzeit nicht nur eine
oder zwei, sondern mindestens sechs grofie Baustellen:
Es gibt den Bereich der erneuerbaren Energien und
die EEG-Reform, es gibt die Steigerung der Energie-
effizienz und die Umsetzung der EU-Richtlinie, es gibt
die Sicherung der Energieversorgung und die Ent-
wicklung eines neuen Marktdesigns, die Verteilung
des Stroms und den Ausbau der Energienetze, den Be-
reich der Energieforschung und die Notwendigkeit,
diese weiter auf die Engpasse der Energiewende aus-
zurichten, und es gibt sechstens den Bereich der Eu-
ropdisierung der Energiewende.

All diese Baustellen mussen sicherlich parallel be-
arbeitet werden, und es gibt einen guten Grund ein-
zufordern, dass dies moglich schnell geschieht. Man
muss aber auch realistisch sein, diese Baustellen kon-
nen nicht gleichzeitig mit der gleichen politischen In-
tensitat betrieben werden. Es bedarf einer zeitlichen
Schwerpunktsetzung, und diese Schwerpunktsetzung
gibt es. Es gibt derzeit die Prioritat, die EEG-Reform
umzusetzen, und hier gibt es das Ziel, dass die Um-
setzung bis August 2014 abgeschlossen ist.
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Wenn dies abgeschlossen ist, erwarten wir aller-
dings auch, dass dann die Energieeffizienz und die
Umsetzung der EU-Richtlinie Vorrang bekommen
werden, denn wenn man sich das anschaut, ist eigent-
lich allen klar — und Frau Dr. Schierenbeck hat das
noch einmal wiederholt —, dass einerseits die Einspa-
rung von Energie sowohl 6kologisch als auch 6ko-
nomisch der eindeutig wichtigste und machtigste He-
bel fiir die Energiewende ist, andererseits miissen wir
aber konstatieren, dass gerade in dem Bereich, der
die Energieeinsparung betrifft, und zwar nicht nur
relativ, sondern auch absolut, die Ergebnisse bislang
nicht zufriedenstellend sind.

Wir sind, und auch das ist richtig, mit der Umset-
zung der EU-Richtlinie in Verzug. Es sind Teile ge-
meldet worden, bei denen noch Weiteres zu tun sei,
aber man sollte bei dieser Einschatzung auch so weit
differenzieren, dass die Versaumnisse eigentlich in
erster Linie nicht in der jungsten Vergangenheit, son-
dern schon weiter zurtickliegen und teilweise hier ein
Themengebiet —

(Zuruf des Abg. Strohmann [CDUJ)

ja, Herr Strohmann, es ist einfach so, das wissen Sie
doch auch! - trotz seiner Wichtigkeit tiber eine lan-
gere Zeit vernachlassigt worden ist. Hier ist fur uns
jetzt auf jeden Fall klar, und ich wirde mich auch
freuen, wenn Sie dem einfach zustimmen wiirden,
dass die Energiepolitik im Bereich der Energieeffi-
zienz eindeutig an Tempo zunehmen muss.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Wenn man sich die verschiedenen MaBnahmen an-
schaut ——.

Abg. Rowekamp [CDU]: Konnen wir
g p
ja in Bremen anfangen!)

Bitte?

(Abg. Rowekamp [CDUJ: Lassen Sie
uns doch einmal in Bremen anfangen!)

Da konnen Sie, Herr Rowekamp, sich melden! Sie
haben bestimmt auch noch die Moglichkeit, Ihre Mei-
nung dazu hier kundzutun, ich bin gespannt, was Sie
dazu beitragen konnen!

(Abg. Strohmann [CDU]J: Nein, ich
redel)

Lassen Sie mich meinen Beitrag hier noch zu Ende
fiihren! Esist in diesem Bereich so, dass mit der Um-
setzung der EU-Richtlinie nattrlich ein ganzes Bun-
del an MaBnahmen mit umgesetzt werden muss. Es

wird darum gehen, diese besser zu koordinieren und
tatsachlich auch stringenter auszurichten.

Auf der anderen Seite wissen wir aber auch, dass
die grofiten Einsparpotenziale eindeutig im Bereich
der Warmenutzung liegen und mit der Warmenut-
zung damit eindeutig im Bereich der Gebaude. Wenn
wir uns die Gebaude mit 40 Prozent des Warme- und
Energieverbrauchs anschauen, dann mussen wir auch
unterscheiden zwischen dem Bereich der privaten
Haushalte, der Gewerbeimmobilien und der o6ffent-
lichen Immobilien. Wir werden in diesem Bereich un-
terschiedliche Instrumente haben miissen, die mehr
Anreize setzen als bisher. Wir stehen aber vor allem
auch vor der Frage, wie es gelingen kann, dass end-
lich das umgesetzt wird, was auch in der EU-Richt-
linie festgelegt, aber auch ansonsten politische Erkla-
rung ist, wie namlich die 6ffentliche Hand, der Staat,
in diesem Bereich eine Vorreiterrolle einnehmen kann.

(Abg. Strohmann [CDUJ: Ja, das ist
eine gute Frage!)

Wenn man sich diesen Punkt anschaut, Herr Stroh-
mann, dann wird man naturlich feststellen, dass der
Schwerpunkt der Herausforderungen gerade im Be-
reich der Lander, aber noch viel mehr im Bereich der
Kommunen liegt. Wenn ich mir die Zahlen anschaue,
gehen die Schatzungen dahin, dass es im Bereich der
kommunalen und der sozialen Infrastruktur bundes-
weit um rund 300 000 Immobilien geht. In diesem
Bereich muss man einraumen, dass viele Gebaude
in keinem guten energetischen Zustand sind.

Wenn diese Aufgabe angegangen werden muss,
dann missen wir feststellen, dass die MaBnahmen,
die bislang ergriffen worden sind, namlich in erster
Linie gunstige Kredite uber die KfW zu geben, mit
ziemlicher Wahrscheinlichkeit nicht reichen werden.
Diese MaBnahme kollidiert damit, dass ein groBer Teil
der Kommunen finanziell in der Bedrdangnis ist und
wir dariber hinaus die Schuldenbremse haben, die
damit in den Landern kollidiert. In diesem Bereich
kann die einfache zusatzliche Kreditaufnahme nicht
die Losung sein.

Deshalb stimmen wir der grundsatzlichen Einschat-
zung zu, wenn wir im Bereich der energetischen Sa-
nierung der offentlichen Immobilien in den nachs-
ten Jahren vorankommen und die Ziele erreichen wol-
len, werden wir nicht umhinkommen, ein Férderpro-
gramm fur die offentlichen Immobilien aufzulegen.
Deswegen unterstiitzen wir diese Forderung und er-
warten, dass sich Bremen auch dafiir einsetzt.

Lassen Sie mich abschlieBend noch etwas zum An-
derungsantrag der LINKEN sagen! Erist gut gemeint,
und es ist sicherlich immer schon, wenn wir neue In-
formationen bekommen, es ist aber so, Herr Rupp:
Wenn wir erstens noch kein neues Programm, wie
es angekundigt ist, vorliegen haben und wenn wir
zweitens in diesem Bereich mit dem KEP eigentlich
ein kommunales Landesprogramm haben, tiber das
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schon berichtet wird, dann sollte man hier nicht noch
zusatzlich ein kurzfristiges Berichterstattungswesen
einfiihren, das uns wahrscheinlich keine neuen Er-
kenntnisse liefern wird. Deshalb bitte ich Sie im We-
sentlichen darum, unseren Antrag zu unterstitzen!
— Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Prasident Weber: Bevor ich dem nachsten Redner
das Wort erteile, begrii3e ich auf der Besuchertribtine
eine Besuchergruppe des Abgeordneten Dr. Korol.
— Seien Sie herzlich willkommen!

(Beifall)

Als nachster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Rupp, Fraktion DIE LINKE.

Abg. Rupp (DIE LINKE)*): Herr Prasident, meine
sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Vor ungefahr drei Jahren hat die
EU festgestellt, dass ihre Energiestrategie nicht ganz
aufgeht. Sie will 20 Prozent weniger CO,-Ausstol,
20 Prozent mehr erneuerbare Energien und 20 Pro-
zent weniger Energieverbrauch in der EU haben.
Einmal abgesehen davon, dass diese Ziele unserer
Meinung nach noch ausbaufahig waren, stellte sich
aber heraus, dass das mit dem Senken des Energie-
verbrauchs so eine Sache ist, und sie hat deswegen
eine Richtlinie erlassen, die Energieeffizienzrichtli-
nie genannt wurde.

Meines Erachtens hat die Richtlinie zwei Kern-
aspekte. Erstens, jahrlich sollen 1,5 Prozent Energie
eingespart werden, und sie hat gesagt, entweder
musste man die Energieversorger und die Netzbe-
treiber uberzeugen, dass sie von sich aus dafur sor-
gen, 1,5 Prozent weniger Energie an die Verbraucher
weiterzugeben, oder aber man schafft einen ordnungs-
politischen Rahmen, der einen ahnlichen Effekt hat.
Ich sage dazu, meine Erfahrungen mit solchen ord-
nungspolitischen Rahmen sind eher so, dass sie auf
Hinhalten, moglicherweise Ausweichen, Sonderge-
nehmigungen und Abwarten ausgerichtet sind.

Nachdem sich nun herausstellt, dass wir es an ei-
ner der wichtigsten Flanken der Energiewende, nam-
lich beim Energiesparen, nicht geregelt bekommen
haben, ist, denke ich, eine Verpilichtung der Ener-
gieversorgungsunternehmen auf eine jahrliche Ein-
sparung von 1,5 Prozent die richtige MaBnahme. Das
funktioniert in anderen Bereichen auch! Die Netz-
betreiber sind gezwungen, jahrlich 1,5 Prozent Effi-
zienzgewinne nachzuweisen, das heifit also, solche
Dinge fuhren jetzt nicht zwingend dazu, dass Ener-
gieversorgungsunternehmen reihenweise bankrott
werden, sondern sie werden dazu gezwungen, tat-
sachlich dariber nachzudenken, wie man erfolgreich
Energie einsparen kann. Das kann auch technisch

nicht so schwer sein, wenn man bedenkt, dass von
der Energie, die in Deutschland erzeugt wird, ungefahr
40 Prozent allein im Betrieb der Energieversorgungs-
unternehmen und in Verlusten miinden, das heiBt,
es gibt dort ein Potenzial, das man heben muss. Des-
wegen bin ich sehr dafur, dass man die Regelung, 1,5
Prozent jahrlich einzusparen, auch umsetzt.

Der zweite Punkt der Effizienzrichtlinie sagt, dass
offentliche Gebaude mit gutem Beispiel vorangehen
sollen, und es soll - mein Vorredner Herr Gottschalk
hat es auch gesagt — dafuir gesorgt werden, dass 6f-
fentliche Gebaude einfach weniger Energie verbrau-
chen. Um das zu erreichen, das sagt man, dass drei
Prozent der bundeseigenen Liegenschaften energe-
tisch saniert werden sollen, auBerdem soll auch eine
Strategie entwickelt werden, in die man kommunale
Gebaude einbezieht. Ich finde, das ist vollig in Ord-
nung, das ist eine Investition in die Zukunft.

Ich habe einmal in das Klimaschutz- und Energie-
programm 2020 hineingeschaut, und da nimmt das
Energiesparen keine so wichtige Rolle ein, wie es in
der EU-Strategie angelegt ist. Es ware vor dem Hin-
tergrund, dass wir Schwierigkeiten haben, es in Berlin
durchzusetzen, moéglicherweise keine schlechte Idee,
einmal zu sagen: Passt auf, hier in Bremen haben wir
schon einiges umgesetzt, das haben wir erfolgreich
gemacht, das hat so und so viel Geld gekostet, aber
wenn wir weitere Ziele erreichen wollen, dann be-
notigen wir noch zusatzliche Mittel. Man kann dann
nachweisen, dass Bremen schon gehandelt hat. An
diesem Punkt einfach nur zu sagen, Berlin solle einmal
machen, finde ich zu wenig, das finde ich auch tak-
tisch falsch. Ich finde es nicht tiberzeugend, wenn man
dann sagt, wir verzichten jetzt hier auf einen zusatz-
lichen Bericht. Es geht um eine politische Debatte,
wir mussen in dieser Phase politischen Druck machen,
und politischen Druck macht man auf zwei Wegen:
Indem man Forderungen aufstellt und indem man zeigt,
dass man es da, wo man etwas zu sagen hat, besser
macht!

(Beifall bei der LINKEN)

Der weitere Aspekt ist auch nicht uninteressant,
namlich einen Energieeffizienzplan fur alle offentli-
chen Gebaude aufzustellen. Wir sind in der Situati-
on, dass die Industrie argumentiert, man habe ja schon
unheimlich viel Energie gespart und im Vergleich zum
Bruttosozialprodukt verbrauche man gar nicht so viel
Energie. Es ist immer noch so, dass bei dem Ener-
gieverbrauch pro Kopf Europa auf den zweiten Platz
steht, und absolut gesehen auf dem dritten Platz.
Westeuropa — und damit auch Deutschland - ver-
braucht pro Kopf am meisten Energie. Selbst wenn
der Energieverbrauch uber die letzten zehn bis 15
Jahre von den Grofenordnungen her gleich geblie-
ben ist, ist es uns nicht gelungen zu sparen.

Wir haben als Industrieldnder eine Verantwortung.
Die Lander, die jetzt mehr Energie verbrauchen —ins-
besondere China —, sodass es zu einem weiteren An-

(©)
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stieg des weltweiten Energieverbrauchs kommt, be-
notigen diese Technologie. Ihnen muss auch der Hin-
weis gegeben werden, dass man einen vergleichs-
weise hohen Lebensstandard haben kann, dass man
ein Technologieland sein und trotzdem Energie ein-
sparen kann. Das ist technisch moéglich und muss um-
gesetzt werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Es hatim Bundestag eine Anhorung gegeben, ich
weil} nicht, ob ich das schon gesagt habe!

(Abg. Strohmann [CDU]: Nein! -
Glocke)

Ich komme zum Schluss und melde mich dann gleich
noch einmal, weil es in diesem Zusammenhang schon
einige interessante Debatten und auch einige Anfra-
gen im Bundestag gegeben hat. Ich denke, es gibt
aufschlussreiche Erkenntnisse, zu denen ich dann
gleich noch einmal etwas sage. — Vielen Dank fur die
Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der LINKEN)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Strohmann, Fraktion der CDU.

Abg. Strohmann (CDU): Herr Prasident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Wir werden diesen An-
trag naturlich mittragen, weil er vernunftig ist, ob-
wohlich bei der Uberschrift ,, Konkurrenzfahigkeit der
Wirtschaft” ehrlicherweise etwas gestutzt habe. In der
bisherigen Diskussion ist ja immer das Problem auf-
getreten, wie man die Richtlinien umsetzt, weil die
Umsetzung eben auch ein Kostenfaktor ist.

Es stimmt ja auch nicht ganz, dass gar nichts ge-
macht wurde, es geht ziemlich langsam voran, aber
die Bundesregierung hat die Strategie mittlerweile
eingereicht. Ich kann das auch ein bisschen verste-
hen, das sind sehr viele Punkte — Herr Gottschalk hat
es ja eben aufgezeigt —, die Herr Gabriel zu bearbeiten
hat, und er ist ja auch noch Parteivorsitzender, er
musste sich jetzt um die Miutterrente und die Rente
mit 63 kiimmern, er muss ja auch immer zwischen-
durch noch hineingratschen, und dann kann man nicht
immer alles regeln. Trotzdem glaube ich schon, dass
sich da jetzt etwas bewegt. Wir stehen auch auf alle
Falle dazu, dass die Gesprache und die Anhoérungen
mit den Fachverbanden im letzten Jahr Ergebnisse
gebracht haben, sodass wir dann auch unserer Mel-
depflicht der EU gegenuber gerecht werden konnen.

Ich verstehe jetzt ehrlicherweise die Begrundung
von Herrn Gottschalk zu dem Anderungsantrag der
LINKEN nicht, den ich sehr gut und sehr verntiinftig
finde, vielleicht kann Frau Dr. Schierenbeck ja dazu
gleich noch etwas sagen. Ich verstehe ihn so, dass
wir wirklich selbstbewusst mit unseren bisherigen

Leistungen auftreten konnen, denn auch der Senat
erzahlt uns ja immer, welche Mafinahmen er gera-
de im Bereich der Energieeffizienz in Bremen um-
gesetzt hat. Ich glaube schon, dass es richtig ist, auch
konkrete MaBBnahmen darstellen zu miissen, wenn
wir weiterhin auch Geld aus den Bundesfonds for-
dern. Es macht Sinn, deswegen finde ich solch einen
Bericht verntunftig und begrulenswert. Wir untersttit-
zen, dass dieser Anderungsantrag angenommen wird.

Ich weiB nicht, aus welchen Griinden auch immer
Sie den Anderungsantrag ablehnen wollen, vielleicht
haben Sie ein schlechtes Gewissen, dass Sie nichts
vorliegen haben. So wie ich es verstehe, ist es ja im
Prinzip nur das Sammeln schon bestehender Ergeb-
nisse. Sie sollten es sich wirklich noch einmal tiber-
legen. Es geht mir darum, das ist mir ganz wichtig,
wenn wir vom Bund Geld fordern - ich finde das in
gewissem MafBe auch in Ordnung, da wir Anschub-
finanzierung benotigen — dann kann es nicht so sein,
dass wir sagen: Gebt uns den Anteil, den wir als Land
immer bekommen, und wir schauen dann einmal, was
passiert! Stattdessen mochte ich konkrete Projekte
bezeichnet haben, die durchgefihrt werden, sodass
Anreize geschaffen werden.

(Beifall bei der CDU)

Bisher befinden wir uns nur auf der Diskussionsebene,
wir sprechen also nur dartiiber, was was man machen
misste, also im Konjunktiv, aber wenn es um die kon-
krete Umsetzung geht, wird es problematisch. Dazu
kann ich Thnen konkret ein paar Dinge nennen: Bisher
war es zum Beispiel so, dass wir Heizkostenzuschtisse
gewahrt haben, aber da ist niemand — und da bezie-
heich jetzt einmal alle mit ein — auf die Idee gekom-
men zu sagen, lasst uns doch einmal etwas energe-
tisch sanieren, dann reduzieren wir die Heizkosten-
zuschiisse.

(Zuruf von der SPD)

Nein, das passiert eben nicht, konkret passiert es in
Wirklichkeit nicht, die Trager, die das wirklich ma-
chen wollen, werden nach wie vor immer noch al-
leingelassen! Ich kann Thnen ein konkretes Beispiel
nennen, das ist nach wie vor so.

Es sollen nicht nur Schulen saniert werden, die Sie
sowieso sanieren missen, sondern es soll auch ein
bisschen breiter gefachert sein, sodass nicht nur das,
was politisch interessant ist, saniert wird, sondern auch
das, was vielleicht notwendig ist. Dann haben Sie uns
auch auf Ihrer Seite, ich bin gespannt, Frau Dr. Schie-
renbeck, wie Sie begriinden, dass der Anderungs-
antrag abgelehnt wird. Ich halte das nicht fiir schltssig.

Trotzdem werden wir mitmachen, wir werden auch
Druck austiben, sodass Herr Gabriel ein bisschen
schneller wird. — Danke!

(Beifall bei der CDU)
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Prasident Weber: Als nachste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Dr. Schierenbeck, Fraktion
Biindnis 90/Die Griinen.

Abg. Frau Dr. Schierenbeck (Biindnis 90/Die Gri-
nen): Sehr geehrter Herr Prasident, meine Damen und
Herren! Ich werde die Spannung, warum wir den An-
derungsantrag ablehnen, jetzt gleich einmal auflo-
sen. DIE LINKE fordert in ihrem Anderungsantrag
einen Bericht dartber, inwieweit die Ziele und Kri-
terien der Energieeffizienzrichtlinie im Land Bremen
bereits umgesetzt sind. Sie haben eben gesagt, im
Klimaschutz- und Energieprogramm soll Energiespa-
ren ein groBleres Gewicht bekommen. Diese beiden
Anliegen finde ich richtig. Wir werden Ihren Antrag
dennoch ablehnen,

(Abg. Kastendiek [CDU]: Erist von
der Opposition!)

weil wir der Auffassung sind, dass Ihre Fragen im
Rahmen der Fortschreibung des Klimaschutz- und
Energieprogramms, mit der wir noch in diesem Jahr
rechnen, sowieso beantwortet werden.

(Abg. Strohmann [CDU]: Ach so! -
Abg. Rowekamp [CDU]: Dann kann
man es auch beschliefen!)

Einige Punkte aus dem geforderten Bericht kann
ich IThnen heute schon beantworten. Erstens kann man
zum Beispiel auf den Internetseiten des Statistischen
Landesamtes nachlesen, wie sich der Energiever-
brauch im Land Bremen entwickelt. Der Primaren-
ergieverbrauch istim Land Bremen seit dem Jahr 1990
nicht gesunken, sondern im Gegenteil bis zum Jahr
2010 um 2,44 Prozent angestiegen. Der Endenergie-
verbrauch ist gesunken, aber nur um circa 5 Prozent,
von 20 Prozent sind wir also noch weit entfernt.

Zweitens, die offentlichen Gebdude in Bremen! Es
gibt von der EU keine Vorgabe, die offentlichen Ge-
bdaude der Bundeslander oder Kommunen zu sanie-
ren, daher greift das an dieser Stelle nicht. Bremen
hat aber beschlossen, energetisch mit hochsten Stan-
dards zu bauen und auch zu sanieren, aber genau
an diesem Punkt fordern wir ja auch ein Forderpro-
gramm des Bundes fir Lander und Kommunen.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)
Drittens, wir wissen noch nicht, wie die Bundes-

regierung, wenn uberhaupt, den Effizienzmarkt in
Deutschland gestalten wird.

(Abg. Strohmann [CDU]: Sie haben
nichts gemacht bisher!)

Wird es eine Verpflichtung der Energieversorger ge-
ben, jahrlich 1,5 Prozent Energie einzusparen und da-

fur entsprechende Forder- und Beratungsprogram-
me aufzulegen — das hat sich in vielen europaischen
Landern bewahrt, wird aber von deutschen Energie-
versorgungsunternehmen abgelehnt —, oder lauft es
auf ein Ausschreibungsmodell hinaus, bei dem Ener-
gieversorger, Kommunen, Ingenieurbiiros und so wei-
ter in einen Wettbewerb um die besten und kosten-
gunstigsten Losungen eintreten?

Viertens: Die GroBenordnung, um die es hier geht,
mochte ich dennoch schon nennen. Es handelt sich
um uber 500 Millionen Kilowattstunden Energie, das
sind mindestens 25 Millionen Euro Energiekosten pro
Jahr, die im Land Bremen eingespart werden konn-
ten. Dafur mussten nattrlich auch entsprechende In-
vestitionen getétigt werden, die im Ubrigen in der Re-
gel hoch rentabel sind. Wir reden also auch fiir Bre-
men uber ein gigantisches Investitionsprogramm, das
der Bund mit der Umsetzung der Richtlinie auslosen
kann.

(Abg. Strohmann [CDU]: Aber?)

Bremen hat im Rahmen seiner Moglichkeiten schon
einiges fiur die Energieeffizienz getan. Ich habe es
schon angesprochen, wir bauen und sanieren offent-
liche Gebaude nach hochsten energetischen Stan-
dards, damit Warme und Beleuchtung in Schulen und
Verwaltungsgebauden auch in Zukunft bezahlbar
bleiben.

Wir unterstitzen die Unternehmen bei der Umset-
zung von Effizienzmafnahmen mit dem Programm
zur rationellen Energienutzung in Industrie und Ge-
werbe, kurz REN-Programm, und wir unterstitzen
unter anderem mit dem Netzwerk ,partnerschaft
umwelt unternehmen” die Vernetzung von Unterneh-
merinnen und Unternehmern, die sich in besonde-
rer Weise fiir Umwelt- und Klimaschutz engagieren.

Seit dem Jahr 2008 wird eine Auszeichnung fur Un-
ternehmen vergeben, die ihre CO,-Emissionen zum
groBten Teil durch EnergieeffizienzmafBnahmen in finf
Jahren um 20 Prozent gesenkt haben. Seit dem Jahr
2008 haben 40 Bremer Unternehmen dieses Ziel er-

reicht.

Dabei ist die Beratung ein wichtiger Ansatz, aber
nur mit freiwilligen Beratungsangeboten allein konnen
wir auch in Bremen unsere Ziele im Bereich Klima-
schutz und Energieeffizienz nicht erreichen. Auch
deshalb ist es wichtig, dass der Bund die Energieef-
fizienzrichtlinie nun endlich angeht, die gesetzlichen
Rahmenbedingungen festlegt

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

und die Lander finanziell unterstitzt, um weitere Effi-
zienzmalBnahmen umzusetzen.

Kommen wir von Bremen wieder nach Deutsch-
land und Europa! Es gibt auch eine gute Nachricht:
Deutschland und auch Europa kénnen sich unabhan-
giger von Ol- und Erdgasimporten machen. Eine ak-
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tuelle Studie des Fraunhofer-Instituts im Auftrag der
Bundestagsfraktion Biindnis 90/Die Griinen kommt
zu dem Schluss, dass durch eine konsequente und
volkswirtschaftlich rentable Weiterverfolgung der
Energiewende im Jahr 2030 rund 400 Terrawattstun-
den Erdgasimporte nach Deutschland eingespart wer-
den konnen. Das entspricht den Importen aus Russ-
land im Jahr 2013. Dies erfordert aber einen raschen
Ausbau der erneuerbaren Energien, die Umsetzung
der EnergieeffizienzmaBnahmen, gerade im Gebau-
debereich, sowie Anreize fir eine alternative War-
mebereitstellung durch neue Warmekonzepte und
Technologien.

(Abg. Hinners [CDU]J: Kostet viel Geld!)

Ja, Herr Hinners, nattrlich kosten die Investitionen
erst einmal Geld,

(Abg. Hinners [CDU]: Aber das kann
man ja aus Berlin fordern!)

aber wenn eine Investition rentabel ist, dann lohnt
sich das, dafiir kann man Anreize schaffen, und dann
fordert das die Wirtschaft. Ich weill nicht, wo das Pro-
blem ist!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Die Energieeffizienzlinie der EU zielt auf das Jahr
2020. Das Thema wird dartber hinaus aber noch
weiterhin wichtig sein, deshalb lohnt es sich jetzt
schon, auch tiber Ziele fir das Jahr 2030 nachzuden-
ken, denn das grundsatzliche Problem ist ja, dass
Europas eigene Erdgas- und Erdolressourcen schon
heute nicht ausreichen, um den Bedarf zu decken.
Etwa 160 Milliarden Kubikmeter Erdgas erzeugt die
EU. In Russland war die Menge zuletzt gut viermal
so groB3. Wahrend Russland seine Produktion nach
einer Prognose der Internationalen Energieagentur
bis zum Jahr 2030 noch steigern kann, gehen die Vor-
rate in der Nordsee langsam, aber stetig zur Neige.
Wir benétigen daher bis zum Jahr 2030 eine Steige-
rung der Energieeffizienz um 40 Prozent im Vergleich
zum Jahr 1990. Wenn wir in Europa und Deutschland
jetzt mit der konsequenten Umsetzung der Ziele bis
zum Jahr 2020 beginnen, ist dies realistisch. So kon-
nen wir auf lange Sicht volkswirtschaftliche Wettbe-
werbsfdahigkeit und Unabhéangigkeit von fossilen Ener-
gieimporten sicherstellen und das Klima schiitzen.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Ich freue mich daher, wenn Sie unseren Antrag un-
terstiitzen! — Vielen Dank!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Vizeprasident Ravens: Als nachster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Rupp, Fraktion DIE LINKE.

Abg. Rupp (DIE LINKE)*): Herr Prasident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Einige Anmer-
kungen noch zu dem, was die Energieeffizienzricht-
linie auch noch besagt, und zu dem Debattenverlauf:
Erstens spricht die Energieeffizienzrichtlinie auch von
Energieaudits bei grofen Unternehmen, ich finde, das
istmehr als notwendig, insbesondere weil diese Audits
in aller Regel nicht nur eine Kontrolle mit Bestrafung
sind, sondern auch einfach dazu dienen, bisher in Un-
ternehmen nicht erkannte Sparpotenziale zu heben
und umzusetzen.

Zweitens gibt es eine Pflicht zur Warmeauskopp-
lung bei neuen fossilen Kraftwerken. Das ist, finde
ich, eine Selbstverstandlichkeit, wenn solche fossi-
len Kraftwerke noch gebaut werden, dann eine ent-
sprechende Warmeauskopplung vorzunehmen.

Ich sage nur, dass diese Energieeffizienzrichtlinie
in vielen Aspekten vielleicht auch noch ausbaufahig
ist, aber die Umsetzung dieser Punkte ist, finde ich,
sehr wichtig. Deswegen werden wir diesen Antrag
auch unterstiitzen, damit es in der Bundesregierung
weitergeht, denn wir haben uber diese Fragen schon
diskutiert. So wie ich es interpretiere, gab es einen
gemeinsamen Antrag auf eine Anhorung von der SPD,
den Grunen und der LINKEN, und sie haben dort tiber
diese Fragen diskutiert, haben Stellungnahmen ein-
geholt vom BDI, vom Verband der Stahlindustrie und
anderen, und alle haben im Wesentlichen gesagt, dass
sie so eine Verpflichtungserkldarung nicht wollen und
sich lieber auf freiwillige ordnungspolitische MafBnah-
men einigen, wohl in der Hoffnung, dann mehr Zeit
zu haben, so weitermachen zu konnen wie bisher.

Wasich in diesem Zusammenhang interessant fand,
war ein Hinweis, dass ein GroBteil des Stromver-
brauchs eigentlich auch in privaten Haushalten statt-
findet, und ich glaube, es gibt einen Zusammenhang
zwischen der Moglichkeit, neue, energiesparende
Gerdte zu kaufen, und dem Haushaltseinkommen.
Ich befiirchte, dass ein GroBteil der Haushalte, die
eben tUiber ein geringes oder mittleres Einkommen
verfugen, einfach nicht in der Lage sind, sich ener-
giesparende Gerate anzuschaffen. Solch eine Inves-
tition fiir eine Waschmaschine, einen Kiihlschrank,
ein Tiefkiihlgerét oder Ahnliches sprengt in der Re-
gel deren Haushalte, und deswegen sind sie froh,
wenn die alten Gerate noch eine Weile halten. Ich
finde, man kann in diesem Zusammenhang durchaus
uber eine Abwrackpramie fur ganz alte Gerate nach-
denken.

(Beifall bei der LINKEN)

Das wurde dann auch ermdglichen, dass in dem Be-
reich verniinftige Gerate angeschafft werden konn-
ten.

Wir haben jetzt gerade diskutiert, das fand ich in-
teressant, was Bremen eigentlich unternehmen kann
und wie es eigentlich mit den Investitionen in Ener-
giesparmafBnahmen ist. Frau Dr. Schierenbeck hat ja
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mit Recht gesagt, in aller Regel ist es auch finanziell
oder wirtschaftlich eine lukrative Sache. Das ist also
eine echte Investition.

(Abg. Strohm ann [CDU]: Anschei-
nend ja nicht!)

Wenn man sozusagen Geld in die Hand nimmt und
ein Gebaude saniert, hat man oft, wenn man es ver-
nunftig macht, hinterher geringere Energiekosten. So!

In dem Zusammenhang frage ich mich, welches
Instrument fir Bremen denn eigentlich das richtige
ist und ob Bremen in diese Richtung schon etwas un-
ternommen hat. Ich sage einmal, ja, man kann na-
turlich Forderprogramme auflegen, auch vom Land.
Man kann solche Umbauten fordern, man kann die-
se Contractingmodelle durchfiihren, bei denen jemand
anderer den Umbau erledigt, von dem erzielten Ge-
winn seine Kosten deckt und seinen Gewinn macht.
Das hat dann aber keine positive Auswirkung auf den
Haushalt. Die einzige Moglichkeit, eine positive Wir-
kung auf den bremischen Haushalt langfristig zu si-
chern, ist, wenn Bremen selbst Geld in die Hand nimmt
und die eigenen Gebdude energetisch saniert. Das
ist ein Stiick weit gemacht worden.

Ich finde, wenn man in den letzten drei Jahren un-
gefahr 500 Millionen Euro Kredite nicht aufgenom-
men hat und wenn man auf Forderungen verzichtet
hat, auch in den Haushaltsverhandlungen, in denen
wir gesagt haben, schaut doch einmal, ob nicht eine
Moglichkeit besteht, etwas zu machen ——. Im Ubri-
gen haben wir auch einmal genau diese Flanke dis-
kutiert, dass man namlich die Heizkosten der Unter-
kunft einmal tiberprifen kann, ob man nicht durch
gezielte Sanierung etwas macht: Dasist nicht gemacht
worden, und ich denke, da gibt es einen deutlichen
Nachholbedarf.

Ich fordere an dieser Stelle noch einmal den Nach-
weis, dass es fiir den Haushalt besser ist, mehrere 100
Millionen Euro Kredit nicht aufzunehmen, um die
Zinsen zu sparen, anstatt einen Teil dieses Geldes zu
nutzen, um bremische offentliche Gebaude zu sanie-
ren. Ich befiirchte, das geht in der Finanzpolitik nach
hinten los. Langfristig ware es einfach der viel bes-
sere Weg gewesen, so lange es noch geht, in 6ffent-
liche Gebaude zu investieren. Das hatte langfristig
deutlich bessere Auswirkungen auf den Haushalt ge-
habt. Diese Chancen hat diese Landesregierung mit
Sicherheit schon verschlafen. — Vielen Dank fiir die
Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der LINKEN)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Strohmann, Fraktion der CDU.

Abg. Strohmann (CDU): Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Frau Dr. Schierenbeck, das ist mir
alles zu theoretisch, und es ist viel heifie Luft. Ich neh-

me jetzt mit: Wir fordern die Bundesregierung auf,
dem Bundeswirtschaftsminister sagen wir, dass er
nicht schnell genug arbeitet, die SPD macht das mit,
dann werden wir uns nicht verweigern, keine Fra-
ge, eigentlich hat Berlin Schuld, weil sie zu wenig Geld
bereitgestellt wird, wir haben hier eigentlich noch
nichts gemacht, wir wissen eigentlich auch gar nicht,
wo wir was machen!

(Abg.Frau Dr. Schierenbeck [Biund-
nis 90/Die Grinen]: Das habe ich nicht ge-
sagt!)

Sie haben nichts Konkretes zu dem Anderungsan-
trag der LINKEN gesagt, Sie haben nur gesagt, was
man theoretisch machen misste.

In einem hat Herr Rupp ja recht, wenn das wirk-
lich so eins zu eins finanztechnisch ware, wirde es
ja wirklich Sinn machen, dass man investiert und an-
hand der Energiekosten dann einspart, sodass unter
dem Strich eine schwarze Null steht. Das scheint ja
nicht so zu sein, denn sonst hatten Sie es ja in den
letzten sieben Jahren schon machen kénnen, irgend-
etwas stimmt da nicht!

(Beifall bei der CDU)

Sie haben uns an Ihrer Seite, aber um eines bitte
ich Sie: Horen Sie auf mit solchen Show-Antragen,
um von Threr eigenen —ich will nicht Unfahigkeit sagen
— Untatigkeit abzulenken! Es ist in den letzten sie-
ben Jahren nichts passiert, und Sie schieben es wie-
der auf andere, Berlin muss Geld geben,

(Abg. Rowekamp [CDU]: Gabriel!)

der Bund muss Geld geben, wir wissen aber nicht
wofdr.

(Glocke)

Prasident Weber: Herr Kollege Strohmann, gestat-
ten Sie eine Frage der Abgeordneten Frau Dr. Schie-
renbeck?

Abg. Strohmann [CDU]J: Ja!
Prasident Weber: Bitte, Frau Dr. Schierenbeck!

Abg. Frau Dr. Schierenbeck (Biindnis 90/Die Gri-
nen): Das ist eine Kurzintervention. Ich will nur kurz
sagen, es geht um hoch rentable MaBinahmen. Die-
se finden vor allem in der Industrie statt.

(Glocke)

Der Grund dafir, dass sie nicht umgesetzt werden,
liegt nicht an der Untatigkeit des Senats — wir haben
dafir ein Forderprogramm —, sondern es liegt daran,
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dass die Unternehmen das entweder nicht wissen oder
eben nicht die finanziellen Mittel zur Verfugung ha-
ben.

(Zuruf des Abg. Imhoff [CDU))

Prasident Weber: Herr Kollege Imhoff, ich mache
das schon!

(Heiterkeit)

Frau Kollegin Dr. Schierenbeck, eine Kurzinterven-
tion kann man nur machen, wenn der Redner seine
Rede beendet hat. Wir betrachten das jetzt als Fra-
ge an den Kollegen Strohmann.

(Heiterkeit)

Abg. Strohmann (CDU): Vielen Dank fiir die Fra-
ge! Wir haben in Bremen wirklich sehr gute Bera-
tungsangebote fur die Industrie, aber die Industrie
hat nattirlich schon selbst ein Interesse, Energie ein-
zusparen, da es auch ein Kostenfaktor ist, abztglich
nattrlich der Verrechnungseinheiten nach dem Ener-
gieeinspeisegesetz. Wir arbeiten auch in Berlin da-
ran, aber bei dieser Richtlinie geht es auch um 6f-
fentliche Gebaude, und dartiber reden wir heute. Das
ist schon wieder eine Nebelkerze. Ich erwarte von
Thnen als Regierung und als Griine, die mit dem An-
spruch, eine Energiewende umzusetzen, seit Jahren
Politik machen, auch einmal als Vorbild voranzuge-
hen, und da haben Sie vollig versagt!

(Beifall bei der CDU)

Esist in diesem Land nichts passiert, keine Innova-
tionen, keine Vorschlage, wie man offentliche Gebau-
de verninftig sanieren kann, bis auf die Tatsache, dass
Sie den Neubaubereich drangsalieren, noch ein biss-
chen mehr und noch ein bisschen mehr! — Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Gottschalk, Fraktion der SPD.

Abg. Gottschalk (SPD)*): Herr Prasident, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Eine Vorbemerkung und dann
eine Anmerkung zu einem, wie ich finde, sicherlich
wichtigen Thema!

Die Vorbemerkung: Der Sinn dieses Antrags, Herr
Strohmann, hat zum Schwerpunkt die Forderung, die
Sie auch teilen, dass wir ein Bundesforderprogramm
benotigen, damit wir diese Aufgaben, die wir alle hier
fur sinnvoll halten, auch finanzieren konnen. Daneben
gibt es die Aufforderung, was sich hier beschleuni-
gen soll. Auch wir sind dabei, wenn die Energie-
politik des Bundes mit hohem Tempo geht. Wenn ich
mich richtig erinnere, ist sie schon schneller gewor-

den, als sie vor ein, zwei oder drei Jahren war, da-
ran wirde ich dann schon einmal festhalten.

(Widerspruch bei der CDU)

Das nur zu Herrn Strohmann!

Ich mochte noch einen wichtigen Punkt ansprechen.
Wir haben bei diesen Investitionen das Problem, dass
sie sich rentieren, aber sie rentieren sich nicht in sehr
kurzen Abstanden. Deshalb stehen wir in diesem Be-
reich vor der Problematik, wie wir sie finanzieren sol-
len, und das betrifft auch den Bund. Wir werden hier
genau das Problem bekommen, dass naturlich eini-
ge sagen werden, auch im Bund ist das Geld dafur
nicht vorhanden, wir haben wichtigere Aufgaben.
Deshalb mochte ich auf zwei Punkte hinweisen, die
man sich bei diesen ganzen Fragestellungen dann
doch auf allen Seiten dieses Hauses noch einmal zu
Gemiite fiihren muss.

Ist es wirklich sinnvoll gewesen, im Bereich der
Schuldenbremse, die wir auch verabschiedet haben,
tatsachlich nicht zwischen Investitionen und Konsum-
ausgaben zu unterscheiden? Ich glaube, das ist ein
Punkt, den man noch einmal iiberdenken sollte, so-
wohl im Bereich der Energie als auch im Bereich der
Infrastruktur. Das ist, glaube ich, ein wichtiger Punkt.

(Beifall bei der SPD)

Ein zweiter Punkt, Herr Strohmann, richtet sich
gerade auch dahin, ob es nicht gewissermafen ein
Fetischist, wenn man im Bund die Neuverschuldung
auf null bringen will, und die schwarze Null als die
Prioritat iiber alles setzt. Wir haben tiber die Schul-
denbremse die Moglichkeit, gerade im Bund 0,35 Pro-
zent des Bruttoinlandsprodukts zusatzlich an Neu-
verschuldung aufzunehmen. Wenn man diese fast 15
Milliarden Euro in Investitionen steckt, die sich fir
diese Volkswirtschaft rentieren, dann frage ich mich,
mit welchem Sinn und Verstand man dies eigentlich
ablehnen kann. Ich bitte, dariber einmal nachzuden-
ken! — Danke!

(Beifall bei der SPD)

Prdasident Weber: Als nachster Redner hat das Wort
Herr Senator Dr. Lohse.

Senator Dr. Lohse: Sehr geehrter Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Ich weil3, es ist gleich 18
Uhr, aber hier sind doch eben einige Dinge gesagt
worden, die man so unwidersprochen nicht im Raum
stehen lassen kann, deshalb gestatten Sie mir noch
ein paar Minuten, sehr lange wird es nicht dauern!

Zundachst einmal, ich kann mich den Feststellun-
gen des Antrags uneingeschrankt anschlieBen. Die
Energieeffizienz ist ein zentraler Ansatzpunkt fiir den
Ressourcenschutz und fiir die Senkung der Treibhaus-
gasemissionen. Sie ist auch, das muss man immer wie-
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der sagen, die vernachlassigte Saule der Energiewen-
de. Es geht mehr Gehirnschmalz in die erneuerba-
ren Energien, und die EffizienzmaBnahmen werden
vernachlassigt. Dabei ist das ein Ansatz, der 6kolo-
gisch, 6konomisch und sozial ist, wenn wir Energie-
kosten durch EffizienzmaBnahmen sparen. Das heif3t,
es ist ein klassischer Win-win-Ansatz im Sinne der
Nachhaltigkeit, und deswegen ist Bremen hier auch
so aktiv. Das ist mir wichtig: Bremen hat tiiberhaupt
nichts verschlafen!

Der Senat ist auch nicht untatig, meine Damen und
Herren von der CDU, sondern wir haben in den letzten
sieben Jahren sehr viel getan. Haufig haben Sie dem
widersprochen, wenn wir fiir Bremen anspruchsvol-
lere Gebaudeenergiestandards vorschreiben als im
Bund gelten. Wir haben das Forderprogramm REN,
wir haben die Elektroheizung wegen ihrer Ineffizi-
enz aus den Wohnungen entfernt.

(Abg. Strohm ann [CDUJ: Wahnsinn!)

Wir vollziehen die EnEV in vorbildlicher Weise, und
wir haben im Moment jedes Jahr zwei Millionen Euro
im Haushalt fir die offentlichen Gebaude, das heilt,
wir haben wirklich sehr, sehr viel getan.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Deswegen bitte ich Sie, Herr Strohmann, nicht sol-
che Nebelkerzen zu verbreiten, als sei der Bund be-
sonders aktiv, aber in Bremen wirde nichts getan,
es ist namlich genau umgekehrt! Es besteht erheb-
licher politischer Handlungsbedarf auf der Bundes-
ebene.

Die EU-Mitgliedsstaaten haben sich schon im Jahr
2007 auf 20 Prozent Effizienz bis zum Jahr 2020 ver-
standigt. Wir haben die Energieeffizienzrichtlinie seit
Ende 2012, und dann laufen immer Fristen in der EU,
die die Umsetzung betreffen, und diese Fristen sind
von der Bundesregierung versaumt worden.

Der Abgeordnete Gottschalk hat das Kunststuck
versucht, einerseits die Bundesregierung in Schutz
zu nehmen, andererseits darauf hinzuweisen, wann
die entscheidenden Verzégerungen eingetreten sind.
Ich will ihm an dieser Stelle nicht widersprechen, ich
habe es auch so beobachtet, dass die entscheiden-
den Verzogerungen und die entscheidende Unlust,
an dieses Thema heranzugehen, schon ein paar Mo-
nate herist. Es wird im Moment zum Glick ein biss-
chen besser.

(Abg. Ru p p [DIE LINKE] meldet sich zu
einer Zwischenfrage. — Glocke)

Prasident Weber: Herr Senator Dr. Lohse, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Rupp?

Senator Dr. Lohse: Ich mochte die Geduld der Ab-
geordneten nicht langer strapazieren und denke, wir

bringen das jetzt zu Ende. Wir konnen das dann gern
im Anschluss noch weiterdiskutieren.

(Abg. Rupp [DIE LINKE]: Keine Sorge,
das machen wir auch!)

Der Senat wird in dem Antrag aufgefordert, sich
fiur die ztigige Umsetzung der Energieeffizienzricht-
linie auf Bundesebene einzusetzen, und genau das
macht der Senat. Zuletzt haben wir uns auf der Um-
weltministerkonferenz im Mai stark dafur eingesetzt.
Die Umweltministerkonferenz hat das Thema behan-
delt und geschlossen eine ambitionierte Umsetzung
von der Bundesregierung verlangt, das heif3t, ich ver-
sichere Thnen, dass wir hier konsequent dran sind.
Genauso setzen wir uns auch dafir ein, dass auf Bun-
desebene das Drei-Prozent-Ziel fiir die Gebaudesa-
nierung, fur die Energieeffizienz der 6ffentlichen Ge-
baude entsprechend hinterlegt wird, damit die Lan-
der das machen konnen.

Bremen geht in vielen Punkten voran, das, was wir
als Haushaltsnotlageland machen konnen, machen
wir. Wir haben auch ein Berichtswesen, das wissen
Sie, und deswegen bitte ich auch, den Anderungs-
antrag, zusatzliche Berichte tiber etwas anzufertigen,
das wir noch gar nicht kennen, heute hier abzuleh-
nen, denn er ergibt keinen Sinn! Wir berichten tiber
unser Klimaschutz- und Energieprogramm, tiber un-
sere Gebaudeenergieeffizienz, das werden wir auch
weiterhin tun. Man kann die Informationen daraus
ableiten, und wenn wir dann kennen, was die Bun-
desregierung vorhat, was sie an Energieeffizienzpro-
grammen machen mochte, dann konnen wir uns da-
ruber verstandigen, ob das ein zusatzliches Berichts-
wesen braucht. Ich glaube, wir mussen jetzt tatsachlich
sehen, dass wir gemeinsam den Bund hier einmal in
Wallung bringen, damit es dort vorangeht. —Ich danke
fiir Ihre Geduld und Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall beim Bundnis 90/Die Grunen und
bei der SPD)

Prasident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung.

Gemal Paragraf 51 Absatz 7 unserer Geschafts-
ordnung lasse ich zundchst iilber den Anderungsan-
trag der Fraktion DIE LINKE abstimmen.

Wer dem Anderungsantrag der Fraktion DIE LINKE
mit der Drucksachen-Nummer 18/1448 seine Zustim-
mung geben mochte, den bitte ich um das Handzei-
chen!

(Dafiir CDU, DIE LINKE und BIW)
Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD und Biindnis 90/Die Grunen)
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Stimmenthaltungen?

_ Ich stelle fest, die Biirgerschaft (Landtag) lehnt den
Anderungsantrag der Fraktion DIE LINKE ab.

Jetzt lasse ich Uber den Antrag der Fraktionen
Biindnis 90/Die Griinen und der SPD abstimmen.

Wer dem Antrag der Fraktionen Bundnis 90/Die
Grunen und der SPD mit der Drucksachen-Nummer
18/1373 seine Zustimmung geben mochte, den bitte
ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) stimmt
dem Antrag einstimmig zu.

(Einstimmig)

Es ist 18.03 Uhr. Ich bedanke mich und wiinsche
Thnen einen angenehmen Abend.

Ich schlieBe die Sitzung.
(Schluss der Sitzung 18.03 Uhr)

Die mit *) gekennzeichneten Reden wurden vom Red-
ner/von der Rednerin nicht tiberpruft.

©)
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Anhang zum Plenarprotokoll

Konsensliste

Von der Burgerschaft (Landtag) am 21. Mai nach interfraktioneller Absprache
Absprache beschlossene Tagesordnungspunkte ohne Debatte.

Tagesordnungspunkt Beschlussempfehlung

45. Gesetz zur Anderung des Hinterlegungsgesetzes | Die Biirgerschaft (Landtag) beschlieBt das
Mitteilung des Senats vom 25. Mérz 2014 Gesetz in zweiter Lesung.
(Drucksache 18/1327)
2. Lesung

46. Gesetz zur Anderung des Gesetzes iiber die Die Burgerschaft (Landtag) beschlieBt das
Industrie- und Handelskammern im Lande Gesetz in zweiter Lesung.
Bremen
Mitteilung des Senats vom 8. April 2014
(Drucksache 18/1349)
2. Lesung

47. Gesetz zur Anderung des Schwangeren- Die Burgerschaft (Landtag) beschlie3t das
beratungsgesetzes Gesetz in zweiter Lesung.
Mitteilung des Senats vom 22. April 2014
(Drucksache 18/1356)
2. Lesung

51. Gesetz zur Anderung des Gesetzes zur Aus- Die Burgerschaft (Landtag) beschlie3t das
fiihrung des Gerichtsverfassungsgesetzes Gesetz in erster Lesung und beschlieft die
und des Bremischen Justizkostengesetzes Uberweisung zur Beratung und Berichter-
Mitteilung des Senats vom 3. Juni 2014 stattung an den Rechtsausschuss.
(Drucksache 18/1415)
1. Lesung

52. Gesetz zu dem Verwaltungsabkommen iiber die | Die Burgerschaft (Landtag) beschlieBt das
Wahrnehmung bestimmter Auigaben nach dem | Gesetz in erster Lesung.
Energiewirtschaitsgesetz
Mitteilung des Senats vom 3. Juni 2014
(Drucksache 18/1416)
1. Lesung

53. Sechzehnter Staatsvertrag zur Anderung rund- | Die Biirgerschaft (Landtag) iiberweist den

funkrechtlicher Staatsvertrage (Sechzehnter
Rundfunkédnderungsstaatsvertrag)

Mitteilung des Senats vom 10. Juni 2014
(Drucksache 18/1423)

Staatsvertrag zur Beratung und Berichter-
stattung an den Ausschuss fur Wissenschaft,
schaft, Medien, Datenschutz und Informa-
tionsfreiheit.

Weber
Prasident der Bremischen Burgerschaft
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	Senatorin Professor Dr. Quante-Brandt 

	Abstimmung 


	Unbegleitete minderjährige Flüchtlinge wirkungsvoller vom Drogenmilieu fernhalten! 

	Abg. Frau Grönert 

	Abg. Frau Dr. Mohammadzadeh 

	Abg. Frau Tuchel 

	Abg. Frau Vogt 

	Abg. Frau Grönert 

	Abg. Frau Tuchel 

	Abg. Frau Dr. Mohammadzadeh 

	Abg. Frau Vogt 

	Senatorin Stahmann 

	Abstimmung 


	Wie schafft und sichert Wirtschaftsförderung Frauenarbeitsplätze? 

	Abg. Frau Böschen 

	Abg. Frau Bernhard 

	Abg. Frau Häsler 

	Abg. Willmann 

	Abg. Frau Bernhard 

	Abg. Frau Böschen 

	Staatsrat Professor Stauch 


	Schutz von Prostituierten nachhaltig verbessern! 

	Abg. Frau Häsler 

	Abg. Frau Hoch 

	Abg. Frau Bernhard 

	Abg. Frau Böschen 

	Abg. Frau Häsler 

	Senator Mäurer 

	Abstimmung 


	Kampf gegen Übergewicht und Fettleibigkeit bei Kindern und Jugendlichen aufnehmen 

	Abg. Bensch 

	Abg. Tuncel 

	Abg. Frau Dr. Kappert-Gonther 

	Abg. Frau Rosenkötter 

	Staatsrat Härtl 

	Abstimmung 


	Umsetzung der Empfehlungen des NSU-Untersuchungsausschusses in Bremen 

	Abg. Frau Vogt 

	Abg. Senkal 

	Abg. Frau Neddermann 

	Abg. Hinners 

	Abg. Frau Vogt 

	Senator Mäurer 


	Straftaten zum Nachteil älterer Menschen 

	Abg. Hinners 

	Abg. Frau Schmidtke 

	Abg. Timke 

	Abg. Erlanson 

	Abg. Fecker 

	Abg. Frau Schmidtke 

	Senator Mäurer 


	Elternarbeit als zentrale Aufgabe für Kindergarten und Grundschule 

	Abg. Frau Dogan 

	Abg. Tuncel 

	Abg. Frau Aytas 
	Abg. Frau Ahrens 

	Abg. Dr. Schlenker 

	Senatorin Stahmann 


	EU-Effizienz-Richtlinie endlich umsetzen, Effizienz-Markt schaffen und Konkurrenzfähigkeit der Wirtschaft fördern 

	Abg. Frau Dr. Schierenbeck 

	Abg. Gottschalk 

	Abg. Rupp 

	Abg. Strohmann 

	Abg. Frau Dr. Schierenbeck 

	Abg. Rupp 

	Abg. Strohmann 

	Abg. Gottschalk 

	Senator Dr. Lohse 

	Abstimmung 


	Anhang zum Plenarprotokoll 


